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Der Post nicht ausgeliefert 

ln den aktuellen Arbeitskämpfen bei der Deut¬ 
schen Post wehren sich die Kolleginnen gegen 
Billiglohn, Befristung und Auslagerung. 
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Rumor in der Koalition 

Frau Merkels Griechenland-Kurs schafft Unmut in 
den eigenen Reihen. Einigen Abgeordneten reißt 
der Geduldsfaden. 
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Thema der Woche 


Skandale und Geschäfte 

Der Waffenproduzent Heckler & Koch macht zur 
Zeit mit seinem Pannengewehr G-36 Schlag¬ 
zeilen. Das ist aber nur eine kleine Panne in der 
Liste der Skandale und Schiebereien, die schon 
mit der Gründung der Bundeswehr beginnt. 
Schon 1957 war die Beschaffung des Schüt¬ 
zenpanzers HS-30 mit einem Bestechungs¬ 
skandal verbunden - auch für die CDU soll 
Geld geflossen sein. Der Rüstungsgigant 
Lockheed-Martin verkaufte seinen „Starfigh¬ 
ter“ wie geschmiert - 116 Piloten bezahl¬ 
ten die Fehlanschaffung mit ihrem Leben. 
Seite 8 


Feindbild findet Massenbewegung 



D er langjährige bayerische Mi¬ 
nisterpräsident Edmund Stoi¬ 
ber (CSU) wusste es schon 
1988: Es droht die Gefahr einer 
„durchmischten und durchrassten 
Gesellschaft“ Thilo Sarrazin (SPD) 
schrieb 2010, die „islamische Immi¬ 
gration“ sei geprägt durch „fordern¬ 
de, den Sozialstaat in Anspruch 
nehmende, kriminelle, andersartige, 
frauenfeindliche Einstellungen mit 
fließenden Übergängen zum Terro¬ 
rismus“ Davon sind die Reden Mi¬ 
chael Mannheimers nicht weit ent¬ 
fernt. Der als „Rechtspopulist“ ver¬ 
harmloste Rassist konnte in den 
letzten Jahren in Fußgängerzonen 
üben, wie sich am besten gegen den 
Islam, Flüchtlinge und die angebliche 
„Zersetzung des deutschen Volkskör¬ 
pers“ agitieren lässt und entwickelte 
sich durch Beiträge auf dem rassis¬ 
tischen Blog PI-News. Ganz ähnlich 
wie Michael Stürzenberger, der Chef 
von Bagida, dem inoffiziellen bayeri¬ 
schen Pegida-Ableger. Beide wollen 
nun als Redner bei einem Aufmarsch 
von Nazi-Hooligans, Pegida-Anhän¬ 
gern und weiteren faschistischen 
Kräften in Frankfurt/Main am 20.6. 
auftreten, zu dem mehrere hundert 
Teilnehmer erwartet werden. Die 
Hetzer von der Straße formulieren 
ganz ähnlich wie der „Welt“-Autor 
Henryk M. Broder und andere mit 
Preisen ausgezeichnete Autoren den 
Kern der neuen nationalistisch-ras¬ 
sistischen Ideologie: „Wir wollen 
keine intolerante, präzivilisatorische 
Religion auf deutschem Boden.“ Am 
Feindbild Islam arbeiteten auch Mi¬ 
nister und Kirchenvertreter fleißig, 
sodass Menschen an Terror denken 
und Angst kriegen, wenn sie eine 
Frau mit Kopftuch sehen. 

Als im Oktober 2014 über 5000 
„Hooligans gegen Salafisten“ durch 
Köln zogen und wenig später die Pegi- 
da-Spaziergänge Tausende mobilisier¬ 
ten, wurde sichtbar: Dieses von oben 
aufgebaute Feindbild hat eine Mas¬ 
senbewegung gefunden. Gewalttätige 
Hooligans von Hogesa und scheinbar 
„brave Bürger“ von Pegida bildeten 
dabei von Anfang an eine Einheit. Die 
Ordner und das technische Rückgrat 
der Pegida-Demos stellen Nazi-Hools, 
die sich teilweise als „moderne SA 
verstehen. Zahlreiche Redner der Pe- 
gida-Gruppen sprachen bei Hogesa- 


Demos. Michael Stürzenberger hielt 
dabei einen Koran hoch und fragte die 
Menge, was man damit machen müsse. 
Diese antwortete: „Anzünden!“ 

Der 20. Juni ist von der Anmel¬ 
derin Ester Seitz und ihrer Gruppe 
„Widerstand Ost-West“ als Auftakt 
zu einer „patriotischen Bewegung“ 
im Westen Deutschlands gedacht. Da¬ 
für sollen alle kommen, eben auch die 
Nazi-Hools. Es bleibt abzuwarten, ob 
mit „Widerstand Ost-West“ der Auf¬ 
bau einer Massenbewegung, wie sie im 
Osten mit Pegida gelungen ist, klappt. 
Es ist aber davon auszugehen, dass 
es Verbindungen zum östlichen Part 
gibt - trotz aller Streitigkeiten. Mit der 
Partei „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) verfügt die Bewegung über ein 
Scharnier und Geldmittel, der Kon¬ 
takt zu Pegida ist recht eng. Ester Seitz 
wurde im Juni im sächsischen Landtag 
von der AfD-Politikerin Beatrix von 
Storch empfangen, wahrscheinlich ist 
Geld geflossen. 


Die Formierung dieser neuen und 
gefährlichen Bewegung wird vom 
Staat unterstützt. Die Polizei garan¬ 
tiert das Auftreten in Innenstädten, 
Sigmar Gabriel (SPD) attestiert ein 
„Recht darauf, deutschnational zu 
sein“. Die sächsische Landeszentra¬ 
le für politische Bildung organisierte 
Presseräume, ihre Website und Veran¬ 
staltungen fördern Verständnis für Pe¬ 
gida und deren Positionen. 

Während sich Neofaschisten for¬ 
mieren und Anhang gewinnen, ver¬ 
stärkt der Staat seine Angriffe auf die 
Rechte der Bevölkerung. Die Ein¬ 
schränkung des Streikrechts durch die 
sogenannte „Tarifeinheit“, die Mög¬ 
lichkeit, den Personalausweis zu ent¬ 
ziehen, die Vorratsdatenspeicherung, 
der Aufbau einer speziellen „Anti- 
Terror-Einheit“ der Bundespolizei: 
Die Bourgeoisie wappnet sich gegen 
die Arbeiterklasse. Für die Auswei¬ 
tung der Kriegsführung, für die Ab¬ 
wälzung der Krisenlasten sorgt der 


bürgerliche Staat durch eine reakti¬ 
onäre, aggressive Bewegung und den 
Umbau des Staatsapparats vor. Wir 
stehen sicher nicht vor der Errichtung 
einer faschistischen Diktatur, Dimi- 
troff formulierte aber die Bedeutung 
des Kampfes gegen alle dahin gehen¬ 
den Tendenzen: „Genossen, man darf 
sich den Machtantritt des Faschismus 
nicht so simpel und glatt vorstellen, als 
ob irgendein Komitee des Finanzkapi¬ 
tals den Beschluss fasst, an diesem und 
diesem Tage die faschistische Dikta¬ 
tur aufzurichten. (...) Wer in den Vor¬ 
bereitungsetappen nicht gegen die 
reaktionären Maßnahmen der Bour¬ 
geoisie und gegen den anwachsenden 
Faschismus kämpft, der ist nicht im¬ 
stande, den Sieg des Faschismus zu 
verhindern, der erleichtert ihn viel¬ 
mehr.“ Kein Fußbreit den Faschisten 
heißt für den 20. Juni konkret: Betei¬ 
ligt euch an den Blockaden der Anti- 
Nazi-Koordination Frankfurt. 

Philipp Kissel 


Zweifrontenverhandlung 

Syriza verhandelt, PAME protestiert 


„Unsere Bedürfnisse können nicht 
warten“ - damit rief die klassenbe¬ 
wusste Gewerkschaftsfront PAME 
für den 11. Juni zu landesweiten De¬ 
monstrationen auf. „Jetzt und hier, ge¬ 
gen den Terror und die Erpressungen, 
müssen wir kämpfen für die Erhöhung 
der Gehälter und Renten, für den Aus¬ 
gleich aller Verluste des Volkes, für 
die Wiederherstellung aller Tarifver¬ 
träge, für den Schutz der Arbeitslo¬ 
sen.“ 200 Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter hatten am Morgen 
das Finanzministerium besetzt und 
ein Transparent entrollt, mit dem sie 
zur Gegenwehr gegen von ihnen er¬ 
wartete neue Kürzungen forderte. Ein 
„neues Memorandum“ müsse verhin¬ 
dert werden. 


Auch innerhalb der linken Regie¬ 
rungspartei Syriza gibt es Kritik: Ab¬ 
geordnete und Vertreter der „Linken 
Plattform“ in Syriza forderten, die im 
Wahlkampf angekündigten sozialen 
Erleichterungen sofort umzusetzen - 
auch ohne Rücksicht auf die laufen¬ 
den Verhandlungen mit den Gläubi¬ 
ger-Institutionen. 

In diesen Verhandlungen war das 
Treffen der Euro-Finanzminister am 
18. Juni als ein weiterer endgültig letz¬ 
ter möglicher Termin für eine Einigung 
beschrieben worden. Die SZ berichte¬ 
te jedoch, dass die Eurogruppe bereits 
Vorkehrungen treffe, um Kontrollen 
des Zahlungsverkehrs zwischen Grie¬ 
chenland und den anderen Euro-Län¬ 
dern einzuführen - für den Fall, dass 


sich die griechische Regierung immer 
noch weigern sollte, ihre Unterschrift 
unter das Diktat der Gläubiger zu set¬ 
zen. Und während Syriza-Parlamenta- 
rier darüber diskutierten, ob eine „eh¬ 
renhafte“ Einigung möglich sei, forder¬ 
te BDI-Präsident Ulrich Grillo in der 
FAZ: Ein „ehrenvoller Abschied aus 
dem Euro“ müsse möglich sein. 

Angela Merkel hatte zuvor - auch 
gegen solche Kritik - die Parole ausge¬ 
geben: „Wo ein Wille ist, da ist auch ein 
Weg.“ Gemeint ist der Wille der Bun¬ 
desregierung, auch weiterhin Steuer¬ 
milliarden zu verwenden, um die Er¬ 
pressung mit Hilfe der Staatsschulden 
aufrechtzuerhalten und damit die Eu¬ 
rozone als Spielfeld der größten Ka¬ 
pitalgruppen zu stabilisieren - und 


der Wille der griechischen Regierung, 
auch weiterhin das Spardiktat im eige¬ 
nen Land abzusichern. Der griechische 
Finanzminister Varoufakis bekundete 
im Interview mit dem Tagesspiegel den 
Willen, den Gläubigern zumindest teil¬ 
weise entgegenzukommen: „Obwohl es 
immer heißt, wir wären nicht konstruk¬ 
tiv, haben wir sogar gegen unsere Ver¬ 
sprechen verstoßen und viele unserer 
roten Linien überschritten.“ Dennoch 
verhandelt die griechische Regierung 
an zwei Fronten - mit den Gläubigern 
und mit den Kritikern in Syriza, sie 
kann den Gläubigern nur so weit ent- 
gegenkommen, dass die eigene Mehr¬ 
heit im Parlament noch gesichert bleibt. 

Olaf Matthes 

Weitere Berichte:Seiten 5 und 6; Reportage: Seite 13 


Grup Yorum 
ist 30 geworden! 

Die türkische Gruppe „Grup Yo¬ 
rum“ feiert dieses Jahr ihr 30-jäh¬ 
riges Jubiläum ... Die revolutionäre 
Haltung der Band gegenüber der 
Ungerechtigkeit des Kapitalismus 
hat vom ersten Tag an die Repres¬ 
sion der Regierung auf sich gezo¬ 
gen. Es wurde alles versucht, sie 
zum Schweigen zu bringen. Doch 
„Grup Yorum“ wurde mit jedem 
Angriff stärker. Verbote, Verhaftun¬ 
gen, Folter und Zensur haben ledig¬ 
lich dazu geführt, dass sie von der 
Bevölkerung noch fester ins Herz 
geschlossen und beschützt wur¬ 
de. Alle Versuche, sie zu vernich¬ 
ten sind fehlgeschlagen, sie geben 
mittlerweile so gut besuchte Kon¬ 
zerte wie keine andere Band oder 
Künstlerinnen in ihrem Land. Ihre 
Konzerte ziehen Hunderttausende 
Menschen an. 

Die AKP-Regierung führt einen 
erbitterten Kampf gegen „Grup 
Yorum“, um diese Stimme zum 
Schweigen zu bringen. Zuerst wur¬ 
de das Konzert „Für eine unabhän¬ 
gige Türkei“ mit dem Vorwand der 
„Sicherheit“ verboten. Nachdem 
auch alle Anträge für Stadienkon¬ 
zerte abgelehnt wurden, hat sich 
die Band entschlossen, ihrJubiläum 
auf öffentlichen Plätzen zu feiern 
und kostenlose „Volkskonzerte“ ab¬ 
zuhalten. Die„Volks-Konzerte“ sind 
kostenlos und die Gruppe lädt alle 
ein, die gegen Faschismus und für 
ein unabhängiges,gleichberechtig¬ 
tes und freies Land eintreten. 

Im Rahmen des Konzerts zum Welt¬ 
flüchtlingstag am 20. Juni tritt die 
Gruppe vor dem BrandenburgerTor 
auf. 

20. Juni,13 Uhr 
Berlin, Oranienplatz: 
Demonstration 
„Europa. Anders. Machen.“ 

Kundgebung und Konzert 
zum Weltflüchtlingstag 
am BrandenburgerTor 
von 16 bis 22 Uhr. 


Kein Fußbreit 
den Faschisten! 

Der Parteivorstand der Deutschen 
Kommunistischen Partei 
unterstützt die Proteste gegen die 
bundesweite Demonstration des 
sogenannten „Widerstand Ost/ 
West“ am 20. Juni in Frankfurt. 

Wir rufen dazu auf, sich an den 
vielfältigen Aktionen gegen diesen 
Naziaufmarsch zu beteiligen. 
Wirteilen dabei den 
Aktionskonsens der ANK Frankfurt 
(https://antinazi.wordpress.com): 
„Unser Ziel ist die gemeinsame 
und entschlossene Verhinderung 
der Nazidemo des WOW am 
20. Juni. Dazu werden wir 
auch Methoden des zivilen 
Ungehorsams anwenden. Von 
uns wird dabei keine Eskalation 
ausgehen. Unsere Blockaden sind 
Menschenblockaden. Wir sind 
solidarisch mit allen, die mit uns 
diese Ziele teilen.“ 

KEIN FUSSBREIT DEN FASCHISTEN! 

DKP 
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Kolumne von Lars Mörking 

DGB mobilisiert gegen 
Freihandelsabkommen 


„Aufwerten jetzt! 
Wir bleiben dran“ 


Unter dem Motto „TTIP & CETA 
STOPPEN! - Für einen gerechten 
Welthandel!“ will ein Bündnis unter 
Beteiligung des Deutschen Gewerk¬ 
schaftsbundes (DGB), des Paritäti¬ 
schen Wohlfahrtsverbandes sowie 
Greenpeace am 10. Oktober um 12 
Uhr in Berlin (ab Hauptbahnhof) de¬ 
monstrieren. 

Im Aufruf heißt es: „Wir brauchen 
soziale und ökologische Leitplanken 
für die Globalisierung. Doch TTIP 
und CETA gehen in die falsche Rich¬ 
tung: Der „Wert“ des Freihandels 
wird über die Werte ökologischer 
und sozialer Regeln gestellt. Sonder¬ 
rechte für Investoren und Investor- 
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Staats-Schiedsverfahren gefährden 
parlamentarische Handlungsfreihei¬ 
ten. TTIP und CETA setzen öffent¬ 
liche und gemeinnützige Dienstleis¬ 
tungen und Daseinsvorsorge, kultu¬ 
relle Vielfalt und Bildungsangebote 
unter Druck.“ 

Dass sich der DGB an der Mo¬ 
bilisierung zu dieser Demonstration 


beteiligt, darf als positives Ergebnis 
der Debatte innerhalb der DGB- 
Gewerkschaften gewertet werden. 
Wie die Mobilisierung dann konkret 
aussieht, hängt vor allem von den 
unteren Gliederungen innerhalb 
der DGB-Gewerkschaften ab. Eine 
erfolgreiche Beteiligung des DGB 
an Demonstrationen - wie die am 
vergangenen Woche in Hannover, 
Dresden, Köln und Nürnberg - wird 
vor allem getragen von uns, von Ge¬ 
nossinnen und Genossen, vor allem 
aber von Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschaftern in den Betrieben. 

Von „uns“ gibt es erfahrungsge¬ 
mäß eher zu wenige als zu viele. Die 
Arbeitskämpfe der vergangenen Wo¬ 
chen und Monate zeigen aber auch, 
dass die Anzahl derer, die sich für 
ihre Interessen einzusetzen bereit 
sind, nicht so gering ist wie von Lin¬ 
ken oftmals befürchtet. Hier spricht 
der Verlauf der selbstorganisierten 
Europäischen Bürgerinitiative gegen 
TTIP und CETA für sich: 2 197 392 
Menschen (Stand 16.6.15) haben da¬ 
für unterschrieben, ein Großteil da¬ 
von in Deutschland. Auch das vor¬ 
läufige Scheitern einer TTIP-freund- 
lichen Resolution im Europäischen 
Parlament ist nicht vom Himmel ge¬ 
fallen, sondern erkämpft worden. 

Die geplanten Freihandelsabkom¬ 
men sind das Projekt der Monopole, 
entsprechend gering ist die Gruppe 
derer, die von einer Umsetzung profi¬ 
tieren würden. Dieser Gedanke setzt 
sich so langsam im vielzitierten „öf¬ 
fentliche Bewusstsein“ fest. Wir wer¬ 
den lernen damit umzugehen. 


Neuer Markenchef bei VW - 
„Sanierer“ auf den Spuren Bernhards? 


Mit dem Rücktritt von Ferdinand 
und Ursula Piech aus dem Aufsichts¬ 
rat scheint der Machtkampf an der 
Spitze von Volkswagen erst einmal 
beendet. 

Nicht beendet ist damit die ständige 
Jagd des Porsche/Piech-Clans mit sei¬ 
nen 51 Prozent der Stammaktien nach 
maximaler Rendite. Interessant war 
darum ein Bericht des „manager ma- 
gazin“ über den vorgesehenen neuen 
Vorstandsvorsitzenden der Marke VW, 
Herbert Diess. 

Dort heißt es, dieser habe „auf sei¬ 
ner Bildungsreise durch die VW-Wer¬ 
ke.. .Autofabriken“ vorgefunden, „be¬ 
stückt mit einer Vielzahl teurer High¬ 
techmaschinen und trotzdem noch sehr 
vielen Arbeitern. Und immer wieder 
stoppende Bänder. Modern und rück¬ 
ständig zugleich sei all das... Definitiv 
überinvestiert...“ Diess übernehme 
mit der Marke Volkswagen einen „Sa- 
nierungsfall“ und habe nun die Aufga¬ 
be: „Die Kernmarke aufpolieren, die 


Kosten senken, die Rendite fast ver¬ 
dreifachen“. 

Als Stimme der Aktionärs-Inte¬ 
ressen beklagt das „manager maga- 
zin“ dann die während und durch den 
Machtkampf auf der Kapitalseite ge¬ 
stärkte Stellung des Betriebsrates und 
dessen Vorsitzenden Osterloh. Dessen 
Unterstützung für Winterkorn habe ei¬ 
nen „hohen Preis... Die deutschen Wer¬ 
ke sind heilig. Wer dort eingreifen will, 
die Effizienz gar per Personalabbau ver¬ 
bessern, der riskiert seine Zukunft im 
Konzern“. Erinnert wird in diesem Zu¬ 
sammenhang an den „Sanierer“ Bern¬ 
hard, dessen Konfrontationskurs ge¬ 
gen die Beschäftigten gescheitert war. 
Ganz besonders trauert das Kapitalis- 
ten-Blättchen dann darüber, dass „kurz¬ 
fristig benötigte Leiharbeiter langfris¬ 
tig beschäftigt und in die Stammbe¬ 
legschaft übernommen werden“ (alle 
Zitate: „manager magazin“, Mai 2015). 

Quelle: „Roter Käfer“, Betriebszeitung 
der DKP Osnabrück bei VW und Valmet 


Einladung der DKP zum 
gewerkschaftspolitischen Forum 

Haus der Jugend 

Deutschherrnufer 12,60 594 Frankfurt 

Beginn am Samstag, 27. Juni.2014 um 11 Uhr, Einlass ab 10 Uhr 
Ende am Sonntag, 28. Juni.2015 um 13 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

★ Kurze Vorstellung der Teilnehmerinnen 

★ Referate: „Fabrik 4.0 / Office 2.0“ 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

1 k Diskussion und Einschätzung zum Kooperationsmodell 
von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

★ Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit in der Partei 
Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 

Olaf Harms, 

Sekretär für Betriebs- und Gewerkschaftspolitik des Parteivorstands 


Keine Ruhe für das Schlichtungsverfahren - 26 000 
demonstrieren für Aufwertung der Sozial- und Erziehungsdienste 


A n Kundgebungen in Hanno¬ 
ver, Köln, Dresden und Nürn¬ 
berg, zu denen der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB) aufge¬ 
rufen hatte, beteiligten sich mehr 
als 26 000 Beschäftigte aus den So¬ 
zial- und Erziehungsberufen, Eltern, 
Kinder, Angehörige und Kolleginnen 
und Kollegen aus anderen Branchen. 
Dass Gewerkschaften ein laufendes 
Schlichtungsverfahren in der Tarif¬ 
runde der Sozial- und Erziehungs¬ 
dienste mit Aktionen und Demons¬ 
trationen begleiten, ist nicht selbst¬ 
verständlich, häufig herrscht noch 
das Verständnis vor, die im Arbeits¬ 
kampf stehenden Kolleginnen und 
Kollegen sollten die Ergebnisse ab- 
warten und die Schlichter in Ruhe 
ihre Arbeit machen lassen. 

„Wir wollen eine Aufwertung für 
alle im Sozial- und Erziehungsdienst 
Beschäftigten“, sagte der ver.di-Vor- 




„Die Arbeit mit Menschen muss 
genauso bezahlt werden, wie die 
Arbeit mit Maschinen.“ 

Frank Bsirske, ver.di-Vorsitzender 
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sitzende Frank Bsirske: „Wir wollen, 
dass die Arbeit am Menschen eine 
hohe Wertschätzung erhält. Dieser 
Beruf muss attraktiver werden. Die 
Arbeit mit Menschen muss genauso 
bezahlt werden, wie die Arbeit mit 
Maschinen. Aufwertung ist überfäl¬ 
lig, gerade in typischen Frauenberu¬ 
fen“, sagte Bsirske. „Beeindruckt hat 
mich der Berufsstolz, den ihr aus¬ 
strahlt.“ 

ver.di fordert für die rund 240 000 
Beschäftigten im kommunalen Sozi¬ 
al- und Erziehungsdienst eine Auf¬ 
wertung durch bessere Eingruppie¬ 
rung, die im Durchschnitt zu zehn 
Prozent höheren Einkommen füh¬ 
ren würde, dafür haben pädagogi¬ 
sche Fachkräfte in Kitas, Sozialar¬ 
beiter und Beschäftigte aus der Be¬ 
hindertenhilfe zuletzt vier Wochen 
gestreikt. 

Die Verhandlungen blieben aller¬ 
dings ohne Ergebnis, lange Zeit gab 
es von den „Arbeitgebern“ nicht ein¬ 
mal ein Angebot. Beide Seiten haben 
daraufhin die Schlichtung angeru¬ 
fen - ver.di will sich nicht vor werfen 
lassen, angesichts der Belastungen 
für die Eltern nicht alles unternom¬ 
men zu haben, doch noch zu einer Ei¬ 
nigung zu kommen. Was die Schlich¬ 
tung angesichts der noch weit ausei¬ 
nanderliegenden Positionen bringen 
wird, ist mehr als fraglich. 

69 Prozent der Bevölkerung ha¬ 
ben aktuellen Umfragen zufolge Ver¬ 
ständnis für die Streikenden. 

In Hannover durften auf der 
DGB-Kundgebung neben dem ver. 
di-Vorsitzenden Frank Bsirske und 
der GEW-Vorsitzenden Marlis Tepe, 
Erzieherinnen und Sozialarbeiterin¬ 
nen, auch der DGB-Vorsitzende Rei¬ 
ner Hoffmann, Sigmar Gabriel und 
IG BCE-Chef Michael Vassiliadis 
sprechen. Die Kolleginnen und Kol¬ 
legen trugen es mit Fassung. UZ 
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Nach 88 Befristungen bitte auslagern 

Arbeitskampf bei der Post: Gegen Vertragsbruch und Lohndumping 


Die Deutsche Post galt ja mal laut Lenin als Beispiel effizienter Organisation, 
auch wenn dem früheren Sondervermögen des Bundes nicht nur in Liedtex¬ 
ten der Ruf vorauseilte, bei ihr ginge es nicht so schnell. Auf jeden Fall überzog 
sie das Land mit einem Netz von Poststellen bis ins kleinste Dorf. Damit war 
sie nicht nur für Bürger und Wirtschaft, die Interessen letzterer genossen na¬ 
türlich Priorität, ein wichtiger Bestandteil der Daseinsvorsorge. Sie war eine 
Goldgrube für den Staat, führte sie doch selbst in Jahren des Defizits von ih¬ 
ren Bruttoeinnahmen 10 Prozent an den Finanzminister ab, was heute über 5 
Mrd. Euro wären. Sie bezahlte ihre Arbeiter, Angestellten und Beamten samt 
Pensionen ohne einen Pfennig Steuergeld aus ihrem eigenen Haushalt. Vor der 
Dreiteilung in Bank,Telekom und Post hatte sie 500 000 Beschäftigte, gut die 
Hälfte bei der gelben Post. Zu 70 Prozent in der Deutschen Postgewerkschaft 
organisiert, waren die Beschäftigten zwar keine Spitzenverdiener, hatten aber 
relativ sichere und regulierte Arbeitsplätze. Knapp 2/3 waren Beamte, 90 Pro¬ 
zent davon aber im einfachen und mittleren Dienst, von denen auch nur ganz 
wenige nach langen Dienstjahren Gehälter erreichten, mit denen Akademi¬ 
ker nach dem Studium anfingen. Der Dreiteilung folgte die Privatisierung und 
die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft. Die Kunden spürten das u.a. an 
der Schließung zahlreicher Poststellen vor allem auf dem Land und dem Ver¬ 
schwinden eines Großteils der Briefkästen. Die Post begann dann national und 
international mit Zukäufen in der Post- und Logistikbranche. 


W er Delivery sät, wird Streik 
ernten“ stand auf einem 
Transparent, als am 27. Mai 
5000 streikende Postlerlnnen in Frank¬ 
furt am Main anlässlich der Aktionärs¬ 
versammlung der in 140 Ländern agie¬ 
renden „Deutsche Post DHL Group“ 
demonstrierten. 444 000 Beschäftige, 
davon 160 000 in Deutschland, bescher¬ 
ten den Aktionären eine Dividende 
von 85 Cent pro Euro, insgesamt 1,030 
Milliarden. Aktionär ist der Bund mit 
rund 21 Prozent Anteil, aber auch die 
Heuschrecke Black Rock. Damit aus 
drei Milliarden Gewinn bis 2020 min¬ 
destens fünf werden, will Postchef Ap¬ 
pel 20 000 Beschäftigte in 49 Niederlas¬ 
sungen einer „DHL Delivery GmbH“ 
ausgliedern, wo sie 20 bis 30 Prozent 
weniger verdienen würden. Damit re¬ 
agierte der gelbe Riese auch auf die 
Weigerung von ver.di, niedrigere Ein¬ 
stiegslöhne und längere Arbeitszeiten 
zu akzeptieren. Nach sechs erfolglosen 
Verhandlungsrunden und zahlreichen 
Warnstreiks seit April ruft nun ver.di 
täglich mehr Beschäftigte zu Streiks 
auf. Die Gewerkschaft fordert 5,5 Pro¬ 
zent mehr Lohn sowie eine Arbeitszeit¬ 
verkürzung mit vollem Lohnausgleich 
um 2 V 2 Stunden pro Woche. Das ent¬ 
spräche etwa dem Volumen der geplan¬ 
ten Ausgliederungen, deren Effekt so¬ 
mit zunichte gemacht würde. 

Für die meisten Beschäftigten 
wurden die Arbeitsbedingungen seit 
der Privatisierung schlechter. Die Ar¬ 
beitshetze nahm zu, ob nun die Reviere 
der Briefträger vergrößert oder große 
Paketverteilzentren zu „Knochenmüh¬ 
len“ wurden, in denen Schwerstarbeit 
als Anhängsel der Maschinen verrich¬ 
tet wird. Seit Jahren wird kaum mehr 
fest angestellt, endlose Befristungen 
sind normal. Eine der 14 000 befriste¬ 
ten Postbotlinnen brachte es in Witten¬ 
berg auf 88 Befristungen. Briefträger, 
die nach offiziellem Feierabend noch 
von Haus zu Haus eilen, treibt die 
Angst, keinen neuen Vertrag zu be¬ 
kommen. Zunehmend wurde Arbeit 
ausgelagert, erkennbar z.B., wenn aus 
bejahrten Rostlauben steigende Men¬ 
schen Briefkästen leeren. „Kooperati¬ 
onspartner der Deutschen Post“ liest 
man da. Wobei der offiziell selbststän¬ 
dig ist, schlecht verdient und sich selbst 
sozialversichern muss. 

„Wir zahlen die besten Löhne“, 
so ein Spruchband an einem DHL- 
Gebäude. Angeblich hätten die Be¬ 
schäftigten keinen Grund zum Strei¬ 
ken, nur ver.di wolle das. Dabei ver¬ 
gleicht man mit der Billigkonkurrenz 
großer und kleiner Postanbieter, die 
bis 2014 zumeist noch unter heutigem 
Mindestlohn bezahlten. So klagte das 
Unternehmen PIN, der Springer-Ver¬ 
lag ist Anteilseigner, 2010 erfolgreich 
gegen den branchenspezifischen Min¬ 
destlohn. Angeblich ohne Zutun der 
Unternehmer entstanden dort gelbe 
Gewerkschaften wie die der Neuen 
Brief- und Zustelldienste (GNBZ). Sie 


organisierte u.a. eine Demonstration 
gegen den Mindestlohn. Das Landes¬ 
arbeitsgericht Köln erkannte diesem 
Verein die Gewerkschaftseigenschaf¬ 
ten ab. 

Die Arbeitsbedingungen bei Kon¬ 
kurrenten der DHL wie GLS bezeich- 
nete Günter Wallraff als moderne 
Sklaverei. In der Post- und Logistik¬ 
branche wurde es anschaulich, wie die 
Schaffung von Billiglohnsektoren und 
Repressionsmechanismen wie Hartz 
IV Beschäftigte und Gewerkschaften 
ehemals regulierter, weil gut organi¬ 
sierter Bereiche unter Druck bringt. 
Da genierte sich das Management 
dann auch nicht zu behaupten, ver.di 
fördere mit dem Streik letztlich die un¬ 
soziale Konkurrenz. 

Wo solche Propaganda nicht griff, 
wurden Vorgesetzte massiver. Nach 
Presseberichten wurde befristet Be¬ 
schäftigten gedroht, dass ihre Verträge 
nicht verlängert würden, und Teamlei¬ 
tern, sie hätten die längste Zeit in ihrer 
Funktion gearbeitet, falls sie streiken 
würden. Während im Osten polnische 
DHL-Beschäftigte Streikbrecherarbei¬ 
ten leisteten, waren es anderswo viele 
der 40 000 Beamten. Deren Einsatz auf 
bestreikten Arbeitsplätzen ist nach ei¬ 
nem Bundesverfassungsgerichtsurteil 
rechtswidrig. Ein von ver.di angerufe¬ 
nes Kölner Arbeitsgericht sah das an¬ 
ders, solange der Einsatz freiwillig sei. 
Wie in Betrieben „Freiwilligkeit“ oft 
zustande kommt, ist kein Geheimnis. 

ver.di wirft der Post vor, mit der 
Ausgliederung Verträge zu verletzen. 
2011 hatte ver.di für die Zusage, bis 
2016 maximal 10 Prozent der Zustell¬ 
bezirke auszugliedern, Zugeständnisse 
bei arbeitsfreien Tagen und bezahlten 
Kurzpausen im Wert von 160 Millio¬ 


nen Euro gemacht. Nun wollen Appel 
und Konsorten das wegen angeblicher 
wirtschaftlicher Notwendigkeiten vom 
Tisch wischen, natürlich ohne Gegen¬ 
leistung. Ein letztes Angebot von ver. 
di, in dieser Tarifrunde auf Lohnerhö¬ 
hungen zu verzichten, wenn die DHL- 
Delivery-Beschäftigten unter dem 
Dach des Haustarifvertrags blieben, 
ließen die Postmanager unbeantwor¬ 
tet. Angeblich war die Bonner Kon¬ 
zernzentrale nicht in der Lage, es in 
48 Stunden zu prüfen. Bitter auch für 
alle Auszubildenden, denen nur noch 
in der Billigtochter feste Arbeitsplät¬ 
ze angeboten werden. Wie bei Amazon 
soll hier nur der Tarifvertrag für Spedi¬ 
tionen und Logistik gelten. 

Nach sechs Verhandlungsrunden 
konnte ver.di darauf nur mit dem Auf¬ 
ruf zu Erzwingungsstreiks antworten. 


Diese werden nun täglich ausgewei¬ 
tet, zunächst in den Briefzentren, dann 
in der Zustellung. Anders als z.B. der 
Streik der Erzieherinnen wird das die 
Unternehmensseite empfindlich tref¬ 
fen, weil der boomende Internethandel 
damit teilweise zum Erliegen gebracht 
werden kann. Bald werden in einschlä¬ 
gigen Medien die Rührgeschichten er¬ 
scheinen vom Enkel, der das Geburts¬ 
tagspäckchen der Oma nicht bekommt. 
Wie sich Niedriglöhne und Befristun¬ 
gen auf die Kinder und Enkel der Post¬ 
lerlnnen auswirken, interessiert jene 
nicht, für die der Profit das Maß aller 
Dinge ist. Dass es uns interessiert und 
wir solidarisch sind, das sollten wir un¬ 
seren Briefträgern und Paketzustellern 
in den nächsten Tagen auch mal per¬ 
sönlich sagen. 

Volker Metzroth 



Dokumentiert 


Deutsche Post an Geschäftskunden: „ver.di gefährdet Arbeitsplätze“ 
Geschäftskunde an Deutsche Post: „Sie verkehren die Realitäten“ 


In einem Anschreiben an Geschäfts¬ 
kunden vom 9. Juni 2015 formulierte 
Martin Linde, Bereichs vor stand Ver¬ 
trieb Post: „ Die Forderungen von ver. 
di gefährden nicht nur Arbeitsplätze, 
sondern auch die Zukunfts- und Leis¬ 
tungsfähigkeit unseres Unternehmens 
für Sie als Kunden. Das im Vergleich 
zum Markt doppelt so hohe Lohnni¬ 
veau verhindert auf mittlere Sicht, dass 
die Deutsche Post wettbewerbsfähig 
bleibt. Da die ver. di-Forderungen die¬ 
sen Kostennachteil dauerhaft um min¬ 
destens 300 Millionen Euro vergrößern 
würden und keinen Beitrag zu einer 
langfristigen Lösung bieten, haben wir 
diese abgelehnt.“ 

Mit einem Offenen Brief reagierte 
daraufhin Axel Köhler-Schnura, Ge¬ 
schäftsführer von ÖKONZEPT. Dar¬ 
in heißt es u.a.: „ Wir haben weder Ver¬ 
ständnis für die von Ihnen vorgenom¬ 


menen Ausgliederungen noch für Ihre 
Haltung und Vorgehensweise in den da¬ 
durch bedingten aktuellen Auseinander¬ 
setzungen mit Ihren Beschäftigten und 
deren Gewerkschaft. 

Sie verkehren die Realitäten: Es sind 
einzig Sie, die Sie den Betriebs frieden 
stören. Indem Sie Arbeitsplätze vernich¬ 
ten, die Arbeitsbedingungen verschlech¬ 
tern und die Einkommen Ihrer Beschäf¬ 
tigten mindern. Und das alles gravierend 
und im großen Stil. Und auch nicht erst 
seit heute, sondern anhaltend seit Mitte 
der 90er Jahre.“ 

Auf den Offenen Brief von Axel Köh¬ 
ler-Schnura gab es viele Rückmeldun¬ 
gen, hier eine Auswahl: 

„Ich hoffe, dass noch mehr Kunden 
der Post AG sich für die Missstände im 
Vorstand beschweren. Wir wollen nur 
gerechte Bezahlung für unsere täglich 
erbrachte Leistung sowie Sicherheit für 


unsere Arbeitsplätze. Das ist das nor¬ 
malste der Welt. Sklaverei wurde über¬ 
wunden und sollte nicht wieder einge¬ 
führt werden. Mit freundlichen Grüßen, 
Alexander Schmidt, Betriebsratsvorsit¬ 
zender DHL Home Delivery GmbH“ 

„ (I)ch bin Zustellerin bei der Deutschen 
Post AG und verfolge alles sehr genau 
zum Thema Streik. Gerade eben bin ich 
über Ihren offenen Brief gestolpert und 
möchte einfach DANKE!!!!! sagen. Sie 
treffen den Nagel auf den Kopf und es 
ist ein gutes Gefühl, dass zumindest ei¬ 
nige das Konzept der AG durchschaut 
haben. (Leider ist noch nicht bei allen 
der Groschen gefallen) ... Herzliche 
Grüße, J. T.“ 

„(I)ch bin seit über 40 Jahren bei der 
Post AG als Zusteller beschäftigt und 
möchte mich sehr herzlich für Ihren 
offenen Brief bedanken, sie haben mit 


allem den Nagel auf den Kopf getrof¬ 
fen. Was man dazu noch sagen könnte, 
wäre, dass der Bereich, der mit Paketen 
zu tun hat, inzwischen ein unmensch¬ 
liches Ausmaß angenommen hat. (...), 
ich wünschte es gäbe mehr Menschen 
von Ihrer Sorte ... Hochachtungsvoll, 
H.P.S.N.“ 

„Als Briefzustellerin bin ich nicht direkt 
betroffen aber ich kämpfe für meine Kol¬ 
legen. Ich möchte, dass für gleiche Arbeit 
auch dasselbe Gehalt bezahlt wird. 
Unser Arbeitgeber übt vermehrt Druck 
auf die Beschäftigten aus, damit sie 
nicht am Streik teilnehmen, uns wurde 
mit Abmahnungen gedroht und das Be¬ 
triebsklima ist zurzeit vergiftet, 
ver.di wird jeden Tag durch Aushän¬ 
ge oder Briefe, die wir nach Hause ge¬ 
schickt bekommen, schlecht gemacht. 
Durch Fernseher in den Räumen wer¬ 
den wir täglich „informiert“ dass ver.di 


Kaufhof geht nicht an Benko 

ver.di-Bundesvorstandsmitglied Ste¬ 
fanie Nutzenberger fordert nach dem 
Verkauf der Kaufhof-Warenhäuser 
durch die Metro an die kanadische 
Unternehmensgruppe Hudson’s Bay 
Company (HBC) vor allem rechtsver¬ 
bindliche Verträge zur Standort- und 
Beschäftigungssicherung sowie zur 
Tarifbindung: „Der Verkauf bietet die 
Chance, dass die Beschäftigten nach 
jahrelangen Spekulationen um die Zu¬ 
kunft des Kaufhof jetzt eine klare Per¬ 
spektive erhalten. Zur Sicherheit der 
Beschäftigten sind allerdings rechts¬ 
verbindliche Verträge zur Sicherung 
der Standorte, der Arbeitsplätze, zum 
Erhalt der Tarifbindung sowie die Bei¬ 
behaltung der derzeitigen Unterneh¬ 
mens- und Mitbestimmungsstruktur 
unerlässlich.“ 

Die berechtigten Ansprüche der 
Beschäftigten müssten durch entspre¬ 
chende Tarifvereinbarungen mit ver.di 
abgesichert werden. Zudem erwartet 
ver.di die Beibehaltung der derzeiti¬ 
gen Unternehmens- und Mitbestim¬ 
mungsstruktur. Zumindest scheint mit 
der Absage an Karstadt-Investor Ben¬ 
ko die für diesen Fall befürchtete Zu¬ 
sammenlegung der Konzernzentralen 
in Essen (Karstadt) und Köln (Kauf¬ 
hof) vom Tisch. 

Schluss mit Turbo-Putzen 

Die Gebäudereiniger-Gewerkschaft 
IG BAU hat den Internationalen Tag 
der Gebäudereinigung (15. Juni) ge¬ 
nutzt, um für die Tarif Verhandlungen 
am 16. Juni 2015 in Leipzig zu mobili¬ 
sieren und dazu aufgerufen, Wertschät¬ 
zung zu zeigen - für den Job des Sau- 
bermachens. 

„Ich finde diese Idee prima“, freut 
sich das zuständige IG BAU-Bundes- 
vorstandsmitglied Ulrike Laux. „Wert¬ 
schätzung ist auch ein zentrales Thema 
unserer bevorstehenden Tarifverhand¬ 
lungen. Denn ohne die Gebäuderei- 
nigerinnen und Gebäudereiniger 
würden wir im Müll ersticken. Von 
Arztpraxen über Schaufenster und 
Schultoiletten bis zu den Fluren in 
Altenheimen - die Reinigungskräf¬ 
te machen einen sauberen Job. Meis¬ 
tens dann, wenn es keiner sieht - spät 
abends oder früh morgens.“ 

Das „Turbo-Putzen“ sei eine Zu¬ 
mutung. Von den Reinigungskräften 
würde verlangt, immer mehr Fläche 
in immer kürzerer Zeit sauber zu ma¬ 
chen. 

Die IG BAU will daher bei den 
bevorstehenden Tarifverhandlungen 
dem wachsenden Arbeitsdruck ei¬ 
nen Riegel vorschieben. „Den immer 
härter werdenden Kampf gegen die 
Stoppuhr zu stoppen, ist ein wichtiger 
Punkt, um den Gesundheitsschutz in 
der Gebäudereinigung zu verbessern“, 
so Laux. 

Die IG BAU fordert neben Rege¬ 
lungen gegen weitere Leistungsver¬ 
dichtung eine Erhöhung der Löhne um 
0,80 Euro pro Stunde für die niedrigs¬ 
te Lohngruppe sowie 6,4 Prozent für 
die übrigen Lohngruppen sowie eine 
deutliche Angleichung des Ost- an das 
Westniveau. 


und der Streik uns schadet. Mit freund¬ 
lichen Grüßen, S. H.“ 

„Ich bin Zustellerin bei der DP AG in Voll¬ 
zeit und streike. Unser Streikleiter und Be¬ 
triebsrat W. S. hat uns Streikenden Ihren of¬ 
fenen Brief an die Geschäftsführung der 
Post gemailt, damit wir auch erfahren, dass 
es Geschäftskunden gibt, die die Gründe 
für den Streik verstehen und respektieren. 
Ich wollte mich persönlich bei Ihnen be¬ 
danken, da dieser Brief genau das be¬ 
schreibt was bei uns von Seiten der Füh¬ 
rung schief läuft. Dieser Brief und die da¬ 
rin enthaltene Unterstützung ist in meinem 
Kopf und Herzen, wenn ich jeden morgen 
um 4 Uhr am Betriebstor stehe und ver¬ 
suche, meine verängstigten Kollegen zum 
Mitstreiken zu ermutigen. Vielen Dank 
für Ihren Brief im Namen aller Streiken¬ 
den in Freiburg. Mit freundlichen Grüßen, 
S.M.W.“ 
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„Werben fürs Sterben“ 

Die Militarisierung der Kieler Woche 



D ie Kieler Woche gilt als eines der 
größten Segelsportereignisse der 
Welt. Alljährlich in der letzten 
Woche im Juni lockt sie mehrere Mil¬ 
lionen Besucherinnen und Besucher 
an. Seit vielen Jahren bietet die Kieler 
Woche ein umfangreiches Programm 
mit über 2 100 Einzelveranstaltungen, 
unter anderem Auftritte internationa¬ 
ler Künstlerinnen und Künstler, die 
in rund 300 Konzerten auf 16 Bühnen 
Live-Musik bieten. Daneben gibt es auf 
kleineren Bühnen Darbietungen zahl¬ 
reicher lokaler Gruppen. Der NDR hat 
dort ebenso eine Live-Bühne wie ande¬ 
re lokale Radio-Sender. 

Entlang der Hafenpromenade an 
der Kieler Förde und auf dem Willy- 
Brandt-Ufer sind Bühnen und Stände 
aufgebaut, auf dem Rathausplatz und 
in der Fußgängerzone werden auf dem 


„War starts here“ auf der 
Corch Fock gehisst. 


sogenannten „Internationalen Markt“ 
Spezialitäten verschiedener Länder an- 
geboten. Es finden verschiedene Kul¬ 
turveranstaltungen statt. Für Kinder 
gibt es ein spezielles Programm auf 
der Spiellinie. 

Seit 1948 wirbt alljährlich ein Kieler- 
Woche-Plakat für die Festwoche. De¬ 
ren Design ist laut Wikipedia „ein wei¬ 
teres Beispiel für die kulturelle Posi¬ 
tionierung und visuell-gestalterische 
Tradition der Kieler Woche“. 

Der damalige Kieler Oberbürgermeis¬ 
ter Andreas Gayk (SPD) formulierte 
den Anspruch der Kieler Woche 1948 
folgendermaßen: „Über alle Grenzen 
der Nationen und Parteien hinweg soll 
die ,Kieler Woche’ uns ein Gemeinsa¬ 
mes geben: Das Bekenntnis zur Huma¬ 
nität, das Bekenntnis zur Menschlich¬ 
keit und das Bekenntnis zum Frieden.“ 
Das alles klingt doch nach einem net¬ 
ten Happening mit hohem Spaßfaktor 
für jeden Geschmack - egal ob Segel¬ 
sport-Begeisterte, Kunst - und Kultur- 
Interessierte, Familien, die ultimative 
Afterworkparty im Kreis der Kollegin¬ 
nen und Kollegen, oder, oder, oder ... 


Doch mit dem Sport ist es so eine Sa¬ 
che, dem Segelsport zumal. Schon 
längst laufen neben Schiffen von Verei¬ 
nen und Initiative sowie privaten Yach¬ 
ten alljährlich auch Kriegsschiffe ein. 
In diesem Jahr werden 30 Kriegsschiffe 
mit 3 000 Soldatinnen und Soldaten an 
Bord erwartet. 

Im Rahmen der Kieler Woche veran¬ 
staltet die Uni Kiel, bzw. das dort an¬ 
gesiedelte „Institut für Sicherheitspo¬ 
litik an der Universität Kiel“ (ISPK) 
in Zusammenarbeit mit einem Exzel¬ 
lenzzentrum der NATO, erstmals die 
„Kiel-Conference“ - quasi das mariti¬ 
me Gegenstück zur Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz. In geschlossener Run¬ 
de diskutieren dabei Vertreter aus Mili¬ 
tär, Industrie, Wissenschaft und Politik 
darüber, wie im Ostseeraum Krieg mit 
Minen geführt werden könne. 

Damit wird die Kieler Woche immer 
mehr zur Kriegs-Show, in deren Rah¬ 
men die größten NATO-Manöver in 


der Ostsee seit Ende des Kalten Krie¬ 
ges stattfinden. 

Ein breites Bündnis hat sich zusam¬ 
mengeschlossen, um dagegen zu pro¬ 
testieren. „Wir wollen, dass die Kieler 
Woche nicht dem Krieg dient, sondern 
sich an dem orientiert, was der Kieler 
Oberbürgermeister Andreas Gayk 1948 
formulierte“, heißt es in dem Aktions- 
Aufruf, der u.a. vom DGB, Antirassis¬ 
tische Initiative Kiel, AStA CAU, Attac 
Kiel, Bündnis gegen Rechts Neumüns¬ 
ter, DFG-VK Hamburg/Schleswig-Hol¬ 
stein und Mittleres Mecklenburg, „Die 
Linke“ Schleswig-Holstein, SDAJ Kiel 
und VVN-BdA Kiel unterstützt wird. 
Im Vorfeld finden verschiedene Dis¬ 
kussionsveranstaltungen statt, und für 
den 23. 6. 2015 ruft das Bündnis zu ei¬ 
ner Demonstration unter dem Motto 
„War starts here“ auf. 

Am vergangenen Wochenende fand in 
Flensburg die erste öffentlichkeitswirk¬ 
same Aktion im Zusammenhang mit 


Hardthöhe 


den Protesten gegen die Kiel-Confe¬ 
rence statt: Im Rahmen der Aktion „1. 
Tag der Bundeswehr“ lud das Kriegs- 
Segelschulschiff „Gorch Fock“ zur Be¬ 
sichtigung ein. Das lockte Tausende 
Interessierte an. Unter die mischten 
sich Aktive einer anti-militaristischen 
Gruppe, die es schafften, am Mast des 
Kriegs-Schulschiffs ein Transparent mit 
der Aufschrift „War starts here“ zu his¬ 
sen. Das war zum einen eine Aktion ge¬ 
gen das als familienfreundliche Jubel¬ 
show verpackte „Werben fürs Sterben“, 
aber eben auch als Protest gegen die 
„Kiel-Conference“ gedacht. 

Birgit Gärtner 

„WAR STARTS HERE - Keine Kriegs-Kon¬ 
ferenz in Kiel!“ Demonstration/Diens¬ 
tag, 23. Juni 2015, Auftaktkundgebung: 
15 Uhr Universität (Westring/Olshau- 
senstr.)/Demostart:i6 Uhr. 

Infos unter: http://warstartsherekiel. 
noblogs.org/ 


Die Weichspüler von der 

Ursula Gertrud will „Meads“, Barack und Francois nicht 


Untersuchungsaus¬ 
schuss gefordert 

Infolge des Skandals um den Einsatz 
der Verdeckten Ermittlerin bzw. „Be¬ 
obachterin für Lageaufklärung“ Iris P. 
in der linken Szene der Hansestadt hat 
sich die Linksfraktion für die Einrich¬ 
tung eines Untersuchungsauschusses 
ausgesprochen. So würden die Antwor¬ 
ten des Senats auf zwei aktuelle Klei¬ 
ne Anfragen der Linksfraktion in der 
Hamburgischen Bürgerschaft „erneut 
ein Schlaglicht auf den sorglosen Um¬ 
gang des Staatsschutzes mit dem Recht 
und auf die zögerliche Aufklärung des 
rechtswidrigen Einsatzes durch die Be¬ 
hörde“ werfen. „Als Beobachterin für 
Lageaufklärung (BfL) hätte die Beam¬ 
tin Privatwohnungen nur ausnahmswei¬ 
se, und nur wenn es zur Aufrechterhal¬ 
tung der Legende dient, betreten dürfen. 
Tatsächlich war sie aber mindestens eini¬ 
ge Dutzend Mal in Privat Wohnungen. In 
ihrer parallelen Funktion als Verdeckte 
Ermittlerin (VE) in einem Strafverfah¬ 
ren hat sie laut BKA zwischen Oktober 
2002 und April 2004 dagegen ,„lediglich‘ 
zwei Wohnungen je einmal betreten“, be¬ 
richtete Christiane Schneider, innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Fraktion. „Das be¬ 
legt eindeutig, wie dehnbar die angeb¬ 
lichen Beschränkungen des rechtlich 
höchst problematischen Instruments der 
BfL sind und wie wenig die Grundrechte 
in der Staatsschutzabteilung Beachtung 
fanden“ so Schneider weiter. Nachdem 
die Behörde bisher stets lediglich zuge¬ 
geben habe, was bereits öffentlich do¬ 
kumentiert gewesen sei, und das auch 
nur auf ausdrückliche Nachfrage, sähe 
sie in behördeninternen Ermittlungen 
kein geeignetes Mittel zur Aufklärung 
des Skandals. „Wenn der mit massiven 
Eingriffen in die Pressefreiheit und in 
weitere Grundrechte verbundene Ein¬ 
satz der BfL/VE Iris P. aufgeklärt wer¬ 
den soll, dann brauchen wir einen Parla¬ 
mentarischen Untersuchungsausschuss 
mit allen Rechten der Akteneinsicht und 
der Zeugenbefragung“, forderte die In¬ 
nenpolitikerin. (bern) 

„Schwarzarbeit hinter Gittern“ 

Das Komitee für Grundrechte und De¬ 
mokratie hat zusammen mit der Bun¬ 
desarbeitsgemeinschaft Straffälligen¬ 
hilfe (BAG-S) und anderen Organisa¬ 
tionen der Straffälligenhilfe erneut an 
die Justizministerkonferenz appelliert, 
endlich der Einbeziehung von Strafge¬ 
fangenen in die gesetzliche Rentenver¬ 
sicherung zuzustimmen. Die Länder als 
Arbeitgeber der Gefangenen müssten 
die „Schwarzarbeit hinter Gittern“ be¬ 
enden, fordert das Grundrechtekomitee. 
So sei die Einbeziehung in die Renten¬ 
versicherung „ein Gebot des Sozialstaa¬ 
tes, des Gleichheitsgrundsatzes und der 
Resozialisierungsprinzipien“. Gemäß 
Resozialisierungsauftrag sollen die Le¬ 
bensbedingungen weitestmöglich den 
üblichen Lebensbedingungen angegli¬ 
chen werden. Schädlichen Folgen der 
Haft ist entgegenzuwirken. Auch die 
Europäischen Strafvollzugsgrundsätze 
fordern die Einbeziehung in die Sozi¬ 
alversicherungssysteme. „Die Bundes¬ 
regierung verweigert mit Hinweis auf 
Vorbehalte der Länder seit 38 Jahren 
den Erlass des im Strafvollzugsgesetz 
von 1977 verbindlich vorgesehenen Ge¬ 
setzes zur Einbeziehung in die Rente“, 
kritisierte die Bürgerrechtsorganisation 
weiter, (bern) 

Hindenburg bleibt Ehrenbürger 

Ein Antrag der Vereinigung der Verfolg¬ 
ten des Naziregimes - Bund der Antifa¬ 
schistinnen und Antifaschisten (VVN - 
BdA) mit der Forderung zur Aberken¬ 
nung der Bochumer Ehrenbürgerschaft 
von Paul von Hindenburg wurde von der 
Bochumer Oberbürgermeisterin Dr. Ot¬ 
tilie Scholz (SPD) jüngst abgelehnt. Eine 
Aberkennung der Ehrenbürgerschaft sei 
nicht möglich, sie „erlischt nach dem Tod 
des Ausgezeichneten“, heißt es in einer 
an die VVN gerichteten Mitteilung der 
Stadtverwaltung. Die VVN hingegen 
hegt starke Zweifel an der Argumen¬ 
tation der Oberbürgermeisterin, die 
sich auf eine „herrschende Rechtsmei¬ 
nung“ beruft, ohne diese weiter zu er¬ 
läutern und kritisierte, dass „hier ganz 
offensichtlich die Chance zur Korrektur 
einer falschen Entscheidung des Rates 
und Aufarbeitung der Geschichte ver¬ 
tan“ werde, (bern) 


Das „Verteidigungs“ministerium setzt 
seine anhaltende Chaosstrategie fort: 
Nach dem Motto „Angriff ist die bes¬ 
te Verteidigung“ wird ein neues Luft¬ 
abwehrsystem beschlossen, während 
gleichzeitig von alten Rohrkrepierern 
abgelenkt wird. Ministerin Ursula Ger¬ 
trud von der Leyen (CDU) betätigte 
sich dabei gegenüber der Öffentlich¬ 
keit wieder einmal als intellektuelle 
Weichspüler in, um einer Trockenstar¬ 
re im Rüstungsgeschäft vorzubeugen. 

Neu auf dem Bestellzettel steht das 
Waffensystem „Medium Extended Air 
Defense Systems (Meads). Bis zum Jahr 
2025 soll allerdings die Vorgängerin, 
die „Patriot“-Flugabwehrrakete aus 
der US-Produktion der Firmen Ray¬ 
theon und Lookheed, noch eingesetzt 
werden. Diese Mittelstreckenraketen 
sollen ihre umstrittene Verwendungs¬ 
fähigkeit schon vor fast 25 Jahren, seit 
dem 18. Januar 1991, im ersten Irak- 
Krieg nachgewiesen haben. Zur „Er¬ 
folgsrate“ gibt es extrem schwankende 
Werte: US-Präsident George Walker 
Herbert Bush (Bush I.) errechnete 
97,6 Prozent. Eine unabhängige Un¬ 
tersuchung bestätigte am 7. April 1992 
eine Quote von „unter zehn Prozent“. 
In den beiden Golfkriegen wurden von 
drei US-Raketen sogar Flugzeuge der 
Anti-Saddam-Koalition getroffen - 
im „friendly fire“. Trotz dieses „Qua¬ 
litätsnachweises“ haben Bundesregie¬ 
rung, Bundestag und Bundeswehr am 
14. Dezember 2012 dem Einsatz von 
zwei „Patriot“-Raketenabwehrstaffeln 
in der Türkei zugestimmt. Die „Welt“ 
schrieb am 1. Januar 2013: „Diese Ra¬ 
keten sind in der Lage, blitzschnell zwi¬ 


schen feindlichen und eigenen Flugob¬ 
jekten zu unterscheiden ... 

Der Schutz der weltweiten deut¬ 
schen Interessenssphäre soll diesem 
beschränkt tauglichen System nicht 
länger - ab 2025 - Vorbehalten sein. 
„Patriot“ soll deshalb durch „Meads“ 
ersetzt werden. Das verkündete von 
der Leyen kürzlich, obwohl die Vorge¬ 
schichte der „Meads“ schon viel älter 
ist. 2001 beschloss die Bundesregie¬ 
rung neudeutsch die „Risk-Reduction- 
Effort-Phase“ (Risikoverkleinerungs¬ 
phase). Nach Angaben von Spiegel- 
Online wird an der Rakete bereits seit 


Zu teuer, zu untauglich, 
zu spät 


„Mitte der Neunzigerjahre“ gebastelt. 
Am 20. April 2005 fasste der Bundes¬ 
tag mit den Stimmen aus SPD, Grünen 
und CDU/CSU den Beschluss, sich an 
dem Projekt zu beteiligen. Insgesamt 
wurden bisher rund vier Milliarden 
Euro für die Entwicklung ausgegeben, 
davon eine Milliarde aus dem Bundes¬ 
haushalt. Eine Menge Geld, zumal die 
Zurüstung noch nicht abgeschlossen 
und der Endpreis auf der nach oben 
offenen Budget-Skala nicht zu erken¬ 
nen ist. 

Ex-„Verteidigungsminister Tho¬ 
mas de Maiziere (CDU), der über gro¬ 
ße Erfahrung mit Rohrkrepierern wie 
etwa der Drohne „Euro Hawk“ oder 
dem wärmeempfindlichen Präzisions¬ 
sturmgewehr G36 verfügt, hatte da¬ 
her im Oktober 2011 verkündet, auf 
die Weiterentwicklung verzichten zu 


wollen. Auch bei einem eingehaltenen 
„Stopp!“ wären damit eine Milliarde 
Euro in den Sand gesetzt worden. Im 
Mai 2012 hieß es dann, dass Teile des 
Meads-Programms übernommen wer¬ 
den sollen. 

Es wurde nicht „gestoppt“. Viel¬ 
mehr ergab ein Vergleich von „Patriot“ 
und „Meads“, dass das neue System ei¬ 
nen wichtigen Vorteil bietet, über den 
die „Patriot“ nicht verfügt: Es kann 
rundum arbeiten. Schließlich könnte 
der Feind auch hinter dem eigenen 
Rücken angreifen. Das war auch für 
Rainer Arnold, Rüstungspolitischer 
Sprecher der SPD-Bundestagsfrak- 
tion, von Bedeutung. Inzwischen di¬ 
agnostizierte die Hessische Stiftung 
Friedens- und Konfliktforschung, dass 
mit Kosten von zehn Milliarden Euro 
zu rechnen sei. Zu den Beschaffungs¬ 
kosten kommen Ausgaben für die 
„Betriebskosten“. Zum Nachteil der 
„Patriot“-Hersteller gereicht, dass 
das Betriebssystem geheim ist und 
nicht an die NATO-Partner und da¬ 
mit auch nicht an die Bundeswehr ge¬ 
geben wird. Eine Nachjustierung mit 
Bordmitteln der Bundeswehr ist daher 
nicht möglich. 

Die US-Regierung hat anderes als 
von der Leyen entschieden. Sie stieg 
aus dem gemeinsamen „Meads“-Vor- 
haben aus: zu teuer, zu untauglich, zu 
spät. Auch Frankreich macht nicht 
mehr mit. Kritik aus der Bundeswehr: 
Alleinige Ankoppelung an die Luft¬ 
waffe, nicht an die Marine. Kritik aus 
der Luftwaffe: Meads passt auf den 
Airbus-Militärtransporter A400M, der 
allerdings bis 2018 erst noch nachge¬ 


rüstet werden muss, aber nicht auf das 
C-130-Lockheed-Transportflugzeug. 
Kritik aus der Friedensbewegung: 
„Meads“ - eine untaugliche und über¬ 
flüssige Rakete. 

Im Rennen ist noch der Verbund 
von US-Rüstungskonzern Lockheed 
Martin, MBDA Italien und MBDA 
Deutschland. Lockheed Martin bleibt 
also finanziell auch nach dem Ausstieg 
von „Patriot“ durch die Beteiligung an 
„Meads“ auf der Siegerseite. 

Auf der Siegerseite will neben Rai¬ 
ner Arnold aus dem Rüstungsländ¬ 
le Baden-Württemberg auch CSU- 
„Verteidigungs“-Politiker Florian 
Hahn (CSU) stehen. Er hat den Wahl¬ 
kreis 222 „München-Land“, diente bei 
der 1. Gebirgsdivision (heute: Gebirgs¬ 
jägerbrigade 23) und war nach Anga¬ 
ben der Bundestagsverwaltung „Mit¬ 
arbeiter der Abteilung Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit des Rüstungsun¬ 
ternehmens Krauss-Maffei Wegmann.“ 
Mitgliedschaften: Präsidium der Deut¬ 
schen Gesellschaft für Wehrtechnik, 
Vizepräsident der Interessengemein¬ 
schaft Deutsche Luftwaffe, Union der 
Vertriebenen ... Im Dunstkreis von 
Hahns Wahlkreisbüros liegt Schroben- 
hausen, Sitz von MBDA Deutschland. 
Der „Experte“ war mit seiner Erklä¬ 
rung zu „Meads“ schneller in der Öf¬ 
fentlichkeit als von der Leyen. Seit 
Mitte Mai soll die Orientierung auf 
das Raketensystem feststehen. Die 
Empfehlung der hessischen Konflikt¬ 
forscher: Rückkehr zur Beschlusslage 
von de Maiziere vom Oktober 2011: 
Verzicht auf Meads „in Gänze“. 

Uwe Koopmann 
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Rumor in den GroKo-Fraktionen 

Merkels Griechenland-Kurs schafft Unmut in den eigenen Reihen 


I n der nächsten Woche soll die be¬ 
dingungslose Kapitulation Grie¬ 
chenlands vor der Europäischen 
Union erfolgen. Seit dem demokra¬ 
tischen Wahlentscheid der Griechin¬ 
nen und Griechen, der Alexis Tsipras 
zum Ministerpräsidenten machte, 
läuft die Erpressungsorgie des Inter¬ 
nationalen Währungsfonds, der Euro¬ 
päischen Zentralbank und der Euro¬ 
päischen Union gegen Griechenland. 
Auf mehr als hundert Seiten hat die 
griechische Regierung ihre Bemühun¬ 
gen um eine Sanierung der Staatsfi¬ 
nanzen gegenüber den „Institutionen“ 
dargelegt und erläutert, was mit ihr 
geht und was mit ihr nicht geht. Nun 
stehen die Forderungen nach weite¬ 
ren Rentenkürzungen und einer dras¬ 
tischen Mehrwertsteuererhöhung im 
Fokus. Die will die griechische Regie¬ 
rung keinesfalls akzeptieren. Während 
die „Institutionen“ die Unterwerfung 
Griechenlands fordern, vermutet Tsi¬ 
pras „politische Motive“ hinter dem 
Fakt, „dass die Institutionen weiter¬ 
hin auf Rentenkürzungen bestehen, 
trotz fünf Jahren der Plünderei via 
der Memoranda (Reformverträge)“ 
Sein Land solle unter Druck gesetzt 
werden. Griechenland werde jedoch 
geduldig abwarten, bis IWF, EZB und 
EU auf eine realistische Position ein¬ 
schwenken. Sein Finanzminister, Ya- 
nis Varoufakis, verlangt längere Lauf¬ 
zeiten zur Schuldentilgung und einen 
Schuldenerlass. „Nur so“ sagte er der 
„Bild-Zeitung“ „können wir die Rück- 


„Angela Merkel“ ist schuld 

Das Computernetzwerk des Bun¬ 
destages ist von Unbekannten ange¬ 
griffen worden. Während viele Abge¬ 
ordnete noch verunsichert sind, weil 
niemand genau sagen kann, welche 
Daten die Hacker abgegriffen haben, 
nutzen einflussreiche Regierungspo¬ 
litiker die Chance, um die Geheim¬ 
dienste zu stärken. Gleichzeitig wird 
Stimmung gegen Russland gemacht. 

Die seit rund vier Wochen lau¬ 
fende schwere Cyberattacke auf das 
Computersystem des Bundestags 
wurde offensichtlich mit Hilfe von E- 
Mails geführt, über die Schadsoftware 
in das System gelangte. Laut dem IT- 
Magazin Heise online nutzten die un¬ 
bekannten Hacker den Namen von 
Bundeskanzlerin Merkel für das Ver¬ 
senden von infizierten E-Mails. Dem¬ 
nach sei bei Bundestagsabgeordneten 
eine Mail im Postfach aufgetaucht, de¬ 
ren Absender sich „Angela Merkel“ 
genannt habe. Im Betreff sei es um 
eine Einladung zu einer Telefonkon¬ 
ferenz gegangen und der Link in der 
Nachricht führte auf eine infizierte In¬ 
ternetseite. 

Der Präsident des Bundesamtes 
für Sicherheit in der Informations¬ 
technik (BSI), Michael Hange, infor¬ 
mierte die Bundestagskommission 
für Informations- und Kommunikati¬ 
onstechniken schon am 21. Mai 2015 
über den Angriff, geht aus den Proto¬ 
kollen einer Sitzung hervor. Demnach 
habe sich der Trojaner, der sich über 
infizierte E-Mails im Computersys¬ 
tem einnisten konnte, Administrator¬ 
rechte für die gesamte Infrastruktur 
verschafft. Schutzmaßnahmen griffen 
deshalb „nur noch eingeschränkt“, 
hieß es damals. Hange zog auch ei¬ 
nen Totalschaden des Netzwerks in 
Betracht. 

Allerdings hielt sich der entstande¬ 
ne Schaden in Grenzen. Nach Aussa¬ 
gen des Bundestagspräsidenten Nor¬ 
bert Lammert, müssten Teile des IT- 
Systems neu aufgesetzt werden. Ein 
Austausch von Computern sei nach 
gegebenem Kenntnisstand nicht not¬ 
wendig. Befallen sind nach aktuellem 
Kenntnisstand 15 bis 20 Rechner - 
von etwa 20 000 - und bei fünf Com¬ 
putern sei Datenabfluss nachgewiesen 
worden, wobei noch nicht geklärt sei, 


Zahlung von so viel Schulden wie mög¬ 
lich garantieren und auch leisten “Und 
fügte hinzu: „Wir wollen kein weiteres 
Geld!“ Trotz der derzeit festgefahre¬ 
nen Gespräche ist er voller Hoffnung, 
dass es in nur einer Nacht eine Eini¬ 
gung geben könne. „Aber: Die Kanz¬ 
lerin muss dabei sein!“ 

In den Fraktionen der GroKo ist 
der Unmut über diese „Sturheit“ der 
Griechen angeschwollen. Dass die 
neue Regierung in Athen „rote Linien“ 
gezogen hat - Renten, Arbeitnehmer- 


Merkel, schlau, wie sie 
manchmal ist 


rechte, Soziales - das können und wol¬ 
len sie nicht verstehen. Die MdBs tun 
sich zunehmend schwer, die Bemühun¬ 
gen von Merkel, die sich schlau, wie sie 
manchmal ist, mit Hollande verbunden 
hat, nachzuvollziehen. Beide verfolgen 
aus europapolitischen und geopoliti- 
schen Gründen das Ziel, Griechenland 
in der Euro-Zone zu halten. Auch Au¬ 
ßenminister Steinmeier ist in gleicher 
Sache unterwegs: „Wir müssen alles 
Verantwortbare tun, um Griechen¬ 
land in der Eurozone zu halten“, sagte 
er jüngst in einem Interview. Selbst der 
EZB-Rat will das und EU-Chef Jun¬ 
cker warnt vor „verheerenden Folgen“ 
eines Grexits. BDI-Chef Grillo warnt 
hingegen, Euro-Mitglieder „auf Bie¬ 
gen und Brechen“ zu halten. 


welche Daten abgeflossen sind. Nach¬ 
gewiesen wurde der Trojaner u.a. bei 
der Linken-Abgeordneten Inge Hö¬ 
ger, dem Vorsitzenden des Ausschus¬ 
ses für Verkehr und Digitales, Martin 
Burkert (SPD), dem Bundestagsvize¬ 
präsidenten Johannes Singhammer 
(CSU) sowie der Bundeskanzlerin 
Angela Merkel (CDU). 

So ungewöhnlich ist der Hackeran¬ 
griff allerdings nicht, wie in den Medi¬ 
en geschrieben. Nicht nur die Rechner 
im Bundestag sind Opfer einer Cyber- 
Attacke geworden, auch die Landes¬ 
parlamente kämpfen laut Heise online 
mit regelmäßigen Hackerangriffen. 
So sagte ein Sprecher des bayrischen 
Landtags: „Jede größere Organisa¬ 
tion ist laufend kleineren Attacken 
aus dem Netz ausgesetzt, so auch 
wir.“ Der wohl bisher spektakulärste 
Fall war vor zwei Jahren in Sachsen- 
Anhalt. Ein Hacker legte damals die 
Seite der Landesregierung zeitweise 
lahm. Durch eine Sicherheitslücke in 
der Software gelang es einem Schüler 
aus Hamburg einen Schadcode in die 
Datenbank zu schreiben, der dann für 
die Ausfälle sorgte. 

Obwohl noch nicht klar ist, wo¬ 
her der Angreifer kam und an wel¬ 
chen Daten er ein besonderes Inte¬ 
resse zeigte, bemühten sich Politiker 
schnell, auf die Notwendigkeit der 
Geheimdienste hinzuweisen. So sagte 
der Fraktionschef der Union, Volker 
Kauder (CDU), gegenüber der Neuen 
Osnabrücker Zeitung , dass dieser Fall 
das Bedrohungspotenzial von Cyber- 
Attacken auf unser Leben insgesamt 
deutlich mache. Die „Datenabflüsse 
aus der zentralen Institution unserer 
Demokratie“ seien mehr als bedenk¬ 
lich. Das nächste Mal könnten die Cy¬ 
berterroristen noch ganz andere Taten 
begehen. Daher müssten die Sicher¬ 
heitsvorkehrungen auf diesem Gebiet 
überprüft werden. Vor allem die deut¬ 
schen Geheimdienste könnten dabei 
behilflich sein. 

Verfassungsschutzpräsident Hans- 
Georg Maaßen gab dann auch gleich 
das Stichwort: Am Rande einer Kon¬ 
ferenz zur Cybersicherheit in Potsdam 
äußerte er Besorgnis, „dass es sich um 
einen Cyberangriff eines ausländischen 
Nachrichtendienstes handelt“. Um wel- 


Doch einigen Bundestagsabge¬ 
ordneten ist der Geduldsfaden längst 
gerissen. Die Unruhe wächst und die 
Politik der Kanzlerin wird in Frage ge¬ 
stellt. Auf jeden Fall müssen die Uni¬ 
onsabgeordneten derzeit die Übung 
„Folgsamkeit zur Kanzlerin“ neu ler¬ 
nen. In den Hosentaschen können vie¬ 
le die Fäuste dennoch ballen. Merkel 
wird ihren Parlamentariern und Mit¬ 
gliedern viel erklären müssen. Aufse¬ 
hen erregt hat in diesen Tagen Wen¬ 
dehals und SPD-Chef Sigmar Gabriel. 
Noch vor drei Jahren, als die Pleitiers 
in Athen regierten, äußerte er: „Wer 
den Griechen jetzt Solidarität verwei¬ 
gert, riskiert ein Abgleiten des Lan¬ 
des in chaotische oder längst über¬ 
wunden geglaubte autoritäre Struk¬ 
turen.“ Jetzt, wo Griechenland mit 
einer neuen Regierung die arge Lage 
des Landes überwinden will, mahnt 
er, Deutschland und Europa dürften 
sich nicht von denen erpressen las¬ 
sen und lässt dann via „Bild“ die Sau 
raus: „Und wir werden nicht die über¬ 
zogenen Wahlversprechen einer zum 
Teil kommunistischen (!) Regierung 
durch die deutschen Arbeitnehmer 
und ihre Familien bezahlen lassen.“ 
Auf welches Niveau da einige Abge¬ 
ordnete des deutschen Bundestages 
abgestiegen sind, belegen auch Zitate 
der MdBs Poß und Kahrs. Unter völli¬ 
ger Verdrehung der Tatsachen schrieb 
Poß in einer Stellungnahme: „Syriza 
verkommt zur Schutzmacht der Steu¬ 
erkriminellen.“ Und für Kahrs ist der 


ches Land es sich handeln könnte, sagte 
er nicht, aber er ergänzte seine Ausfüh¬ 
rungen: „Mein Dienst hat immer wie¬ 
derholt bestätigt, dass jedenfalls die 
Cyberangriffe von russischen Diens¬ 
ten hochqualifiziert sind und uns gro¬ 
ße Sorge bereiten.“ Bedauerlich fand er 
zudem, dass er nicht in die Aufklärung 
eingebunden sei. Die Bundestagsfrak¬ 
tion der Partei „Die Linke“ hatte sich 
dagegen ausgesprochen. 

Maaßens Stichwort wurde von der 
Presse dankbar aufgenommen und 
schnell waren die Schuldigen ausge¬ 
macht: Die Russen, die Chinesen oder 
sogar die Nordkoreaner. So schrieb die 
Augsburger Allgemeine (11. 6.), Russ¬ 
land, China aber auch Nordkorea hät¬ 
ten in den letzten Jahren im Bereich 
der Cyber-Spionage massiv aufgerüs¬ 
tet. Moskau und Peking wüssten sehr 
genau, wie man eine offene, liberale 
Gesellschaft destabilisieren kann, in 
dem man Misstrauen sät und Zwei¬ 
fel an der Integrität der demokrati¬ 
schen Institutionen und ihrer Vertre¬ 
ter schürt. Die Frankfurter Allgemeine 
Sonntagszeitung (14. 06.) stimmte mit 
ein. Der Angriff auf den Bundestag 
gliche dem Hackerangriff auf den fran- 


jetzige griechische Finanzminister 
„ein politischer Irrläufer ersten Ran¬ 
ges“. Ähnlich wären CDU/CSU-Ab¬ 
geordnete zu zitieren. Wieder einmal 
ist es so, dass die Partei „Die Linke“ 
als einzige Bundestagsfraktion Solida¬ 
rität mit der griechischen Regierung 
übt. In einem Gespräch mit Tsipras 
riet sie, die Forderungen der „Institu¬ 
tionen“ abzulehnen. 

Alexander Kritikos vom deut¬ 
schen Institut für Wirtschaftsfor¬ 
schung in Berlin setzt darauf, dass 
es zum 30. Juni irgendeine Einigung 
geben werde. In der Tagesschau sag¬ 
te er: „Es gibt vor allem zwei Mög¬ 
lichkeiten: Entweder man bezahlt die 
Rettungsmilliarden zum Teil aus, um 
Griechenland in die Lage zu verset¬ 
zen, die IWF-Schulden damit abzulö¬ 
sen. Oder aber, man einigt sich dar¬ 
auf, dass die offenen Kredite umge¬ 
schuldet werden und die Milliarden 
aus dem Rettungspaket weiterhin 
offen bleiben, um sie noch als Ver¬ 
handlungsmasse für weitere Reform¬ 
maßnahmen zu haben.“ Ist da nicht 
die Verlängerung der Laufzeiten zur 
Schuldentilgung und ein Schuldener¬ 
lass, wie es Minister Yanis Varoufakis 
vorschlägt, überzeugender? 

Die Damen und Herren der Gro- 
Ko-Bundestagsfraktionen werden in 
den Sommerferien in ihren Wahlkrei¬ 
sen viel zu erklären haben. Fluchen, 
Kopfschütteln und Fäuste ballen rei¬ 
chen nicht. 

Rolf Priemer 


zösischen Fernsehsender TV5 Monde 
im April. Damals sei ein russischer Ha¬ 
cker im Auftrag der Terrororganisati¬ 
on Islamischer Staat (IS) in das System 
des Senders eingedrungen. 

Die „Aufklärungsarbeit“ des Ver¬ 
fassungsschutzes ist nicht notwendig. 
Das wird deutlich, betrachtet man, wie 
lax die Bundestagsverwaltung und die 
Abgeordneten bisher mit der Sicher¬ 
heit im Netz umgegangen sind. So hat¬ 
ten Experten wie der SPD-Netzpoliti¬ 
ker Lars Klingbeil darauf gedrungen, 
die Daten stärker zu verschlüsseln. 
Doch sie wurden nicht gehört. Zwar 
schreibt die Bundestagsverwaltung 
den Abgeordneten und ihren Mitar¬ 
beitern auch einige Sicherheitsregeln 
für die private Nutzung von Dienst¬ 
rechnern oder den Gebrauch von 
USB-Sticks vor. Viele Nutzer halten 
sich aber nicht an die Regeln. Nach 
Angaben des Handelsblatts wurde 
zwar in den einschlägigen Gremi¬ 
en darüber diskutiert, „ein strikteres 
Regiment einzuführen“. Das sei aber 
„gegenüber den selbstbewussten Par¬ 
lamentariern“ kaum durchzusetzen, 
wird ein Abgeordneter zitiert. 

Bernd Müller 


Für linke Gegenkultur 

Am 9.6.2015 durchsuchte die Polizei, 
durch einen entsprechenden Durch¬ 
suchungsbeschluss gedeckt, das Linke 
Zentrum „Adelante“ in Freiburg (die 
UZ berichtete darüber). Zur Begrün¬ 
dung herhalten musste der Aufruf von 
im „Adelante“ vertretenen Antifa- 
Gruppen, eine AfD-Veranstaltung zu 
verhindern. In der Nacht zuvor hatten 
Unbekannte das Hotel, in dem die AfD- 
Veranstaltung stattfinden sollte, mit ro¬ 
ter Farbe verschönert. Der Hotelwirt 
sagte darauf die Veranstaltung ab und 
der Staatsschutz witterte seine Chance, 
endlich seine Nase ins „Adelante“ zu 
stecken und nutzte sie mit richterlicher 
Deckung. Rund fünfzig Polizisten wur¬ 
den „benötigt“, um die Razzia durchzu- 



Protestdemo in Freiburg. 


führen. Angeblich ist beweisrelevantes 
Material sichergestellt worden, konkre¬ 
te Angaben sind bis heute Fehlanzeige. 
Am 10.6.2015 fand eine Demonstration 
gegen das Vorgehen des Staatsschutzes 
statt. Etwa 400 Menschen (die Polizei 
kam bei der ihr eigenen Zählweise nur 
auf 100) zogen von der Innenstadt zum 
Linken Zentrum in der Glümerstrasse. 

Zahlreiche Presseerklärungen 
und Soli-Adressen gingen zu diesem 
rechts-staatsverletzenden Vorgang ein. 
Die DKP-Freiburg, die zu den Trägern 
des Linken Zentrums gehört, erklärte 
in einer Pressemitteilung: „Die DKP 
Freiburg verurteilt aufs Schärfste die 
Durchsuchung der Räumlichkeiten des 
Linken Zentrums (LIZ) in Freiburg am 
08.06.2015. Die Durchsuchung stellt ei¬ 
nen weiteren Höhepunkt der Repressi¬ 
on gegenüber linken Kräften in Freiburg 
dar. Ein konstruierter Zusammenhang 
zu einer Farbattacke auf ein Hotel, in 
welchem eine Veranstaltung der aus¬ 
länderfeindlichen und nationalistischen 
Partei AfD abgehalten werden sollte, 
musste als Legitimation für die Durchsu¬ 
chung des Linken Zentrums herhalten. 
Das Linke Zentrum wird auch von der 
DKP Freiburg mitgestaltet und genutzt. 

Nach unserer Einschätzung wurde 
ein Vorwand für ein längst bestehen¬ 
des Anliegen, nämlich endlich Zugang 
zu einem Ort der Gegenkultur und lin¬ 
ken politischen Engagements zu erhal¬ 
ten, gefunden und genutzt. Neben der 
Schnüffelei war wohl auch Einschüch¬ 
terung das Kalkül der Durchsuchung, 
was das martialische Polizeiaufgebot be¬ 
weist. Diese Rechnung wird nicht aufge¬ 
hen. Jetzt erst recht: Für linke Gegenkul¬ 
tur in Freiburg und anderswo!“ 

„Flüchtlingsinhaftie¬ 

rungsprogramm“ 

„Offenbar will die Koalition den Ge¬ 
setzentwurf zur Asylrechtsverschärfung 
in einer Hauruckaktion noch in die¬ 
ser Woche im Bundestag durchwinken. 
Das Gesetz ist eine regelrechte Inhaftie¬ 
rungsvorlage für Flüchtlinge und hat mit 
menschenrechtsorientierter Flüchtlings¬ 
politik nicht das Geringste zu tun“, er¬ 
klärt Ulla Jelpke, innenpolitische Spre¬ 
cherin der Fraktion „Die Linke“, zum 
Gesetzentwurf zur Neubestimmung des 
Bleiberechts und der Aufenthaltsbeen¬ 
digung, der voraussichtlich noch in die¬ 
ser Woche im Bundestag auf der Tages¬ 
ordnung stehen wird. Jelpke weiter: 

„Die geplanten Verschärfungen be¬ 
treffen vor allem die Ausweitung der 
Abschiebungshaft und die Verhängung 
von Einreise- sowie Aufenthaltsverbo¬ 
ten. Typische und der Not geschuldete 
Verhaltensweisen von Flüchtlingen wer¬ 
den kriminalisiert, um die Inhaftierung 
und letztlich die Abschiebung Schutz¬ 
suchender zu ermöglichen. Der Gesetz¬ 
entwurf schürt zudem Vorurteile gegen 
Flüchtlinge aus dem Westbalkan und 
stellt diese unter den Generalverdacht 
des Asylmissbrauchs. Nicht umfassende 
Integration steht im Zentrum des Ge¬ 
setzentwurfes, sondern Abschreckung 
und eine diskriminierende Ungleichbe¬ 
handlung von Flüchtlingen.“ 


Angriff aus dem Netz 



Schwere Cyberattacke auf das Computersystem des Bundestags 
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Anheizen, ablenken 

Ungarn: Verschiedene Wahrheiten 
in der Flüchtlingsdebatte 



„Wir haben genug geblutet - wir haben genug gezahlt!“ Transparent von PAME am Finanzmisterium in Athen. 

Daumenschrauben anziehen 

Troika läutet das Finale für Griechenlands Status in der EU ein 


Die Flüchtlingspolitik der ungarischen 
Regierung beherrscht sowohl die De¬ 
batte im Land als auch das Verhältnis 
zwischen Ungarn und den EU-Instituti- 
onen. Ungarn rechnet im Jahre 2015 mit 
130 000 illegalen Grenzübertritten. Wie 
es heißt, seien 54 000 Flüchtlinge bereits 
„aufgegriffen“ worden. Nach Spanien 
habe man die höchste Flüchtlingsquo¬ 
te pro Einwohner in der EU. Mitte Juni 
rechne man damit, dass Österreich und 
Deutschland weitere rund 15 000 Flücht¬ 
linge, die über Ungarn in diese Länder 
gelangt sind, nach Ungarn zurücksenden 
werden. 

Parteivertreter und Regierung heizen 
die Debatte um die Flüchtlingsströme 
bewusst an, um von anderen gesellschaft¬ 
lichen Problemen abzulenken. Der hohe 
Grad an Demagogie, den diese Debat¬ 
te erreicht hat, wird deutlich, wenn man 
Aussagen des ungarischen Ministerprä¬ 
sidenten Viktor Orbän miteinander ver¬ 
gleicht. „Die Menschen des Islam sind 
für uns keine Bedrohung, wir begrüßen 
sie als Vertreter einer entwickelten Zivi¬ 
lisation und schämen uns nicht, von ih¬ 
nen zu lernen.“ Und weiter: „In unserem 
Land regiert die Kultur des Respekts.“ 
Das sagte Orbän bei einem Treffen der 
Internationalen Vereinigung Arabischer 
Banken (IABS) Anfang Juni in Buda¬ 
pest. Den Banken, so Orbän, stünden 
in Ungarn „so gut wie keine rechtlichen 
Schranken für Investitionen“ im Wege. 

Zu anderem Anlass und vor anderem 
Publikum erklärte der Ministerpräsident 
in den Wochen davor: „Wir wollen nicht, 
dass weitere Einwanderer nach Ungarn 
kommen. Jene, die hier sind, müssen zu¬ 
rückgeschickt werden“. „Multikultura¬ 
lismus bedeutet das Zusammenleben 
von Menschen mit verschiedenen kul¬ 
turellen Wurzeln - z.B. dem Islam (...). 
Wir müssen alles versuchen, um Ungarn 
das zu ersparen.“ Die ungarische Regie¬ 
rung kennt verschiedene Wahrheiten - je 
nachdem, ob sie Investoren umwerben 
oder die Bevölkerung für ihre Politik der 
rassistischen Spaltung gewinnen will. 

Die Flüchtlingsdebatte wird am Ko¬ 
chen gehalten, sowohl in Ungarn als 
auch in der EU und ihren Mitgliedstaa- 


Mali feiert den hundertsten Geburts¬ 
tag des „Vaters“ seiner Unabhängig¬ 
keit, des ersten Präsidenten des unab¬ 
hängigen Mali, Modibo Keita. Der heu¬ 
tige Präsident, Ibrahim Boubacar Keita, 
fand große Worte: Für ihn sei Modibo 
Keita „ein Vater und ein Vorbild“ ge¬ 
wesen. Er rühmte dessen bedeutende 
Rolle bei der antikolonialen Befrei¬ 
ung Afrikas, hob die Verdienste beim 
staatlichen Aufbau hervor, insbeson¬ 
dere die Gründung staatlicher Unter¬ 
nehmen, die Armee und die nationale 
Währung. Er unterschlug, dass die Er¬ 
folge des Aufbaus dem sozialistischen 
Entwicklungsweg geschuldet waren, 
den das Land nach seiner Befreiung 
eingeschlagen hatte. 

Vom „Vater der malischen Unabhängig¬ 
keit“ bleiben heute pompöse Feiern, sol¬ 
che Fensterreden und ein verfallendes 
Denkmal in der Hauptstadt, dazu einige 
Privilegien für die ehemals revolutionä¬ 
re, heute aber angepasste und kleinbür¬ 
gerlich verkommene Partei der „Afri¬ 
kanischen Demokratischen Sammlung“ 
(RDA) und ihre Nachfolger: ein Minis¬ 
terposten in jedem Regime und Post¬ 
chen in jeder Regierung - sozusagen als 
Trostpreis fürs Wohlverhalten. 

1968 stürzte eine Militärjunta den Präsi¬ 
denten Modibo Keita in einem Putsch, 
dieser erklärte: „Zurücktreten ist Ver¬ 
rat“ und weigerte sich, sich dem Putsch 
zu beugen. Bis 1977 lebte er in Gefan¬ 
genschaft, bis er im Gefängnis von Ba¬ 
mako ermordet wurde - oder, so die of¬ 
fizielle Version, an einem Lungenödem 
starb. Seine Beerdigung wurde zu einer 
gewaltigen Demonstration gegen die 
Militärjunta. 


ten, weil man damit die Folgen der sich 
zuspitzenden allgemeinen Krise des 
Kapitalismus überdecken und aus dem 
Zentrum der öffentlichen Aufmerksam¬ 
keit verdrängen kann, die sich im ökono¬ 
mischen Verfall und in den wachsenden 
sozialen Nöten der Bevölkerung sowie 
in internationalen Konflikten und krie¬ 
gerischen Auseinandersetzungen äu¬ 
ßern. 

In dieser Logik liegt auch die Erklä¬ 
rung des Stellvertreters von Viktor Or¬ 
bän in der Regierungspartei FIDESZ, 
Lajos Kosa, in der vergangenen Woche, 
wonach „noch vor der Sommerpause 
strengere Gesetze gegen die Einwande¬ 
rer (gemeint sind die Flüchtlinge, die Un¬ 
garn zumeist als Transitland benutzen) 
zu erlassen“ sind. Damit sollen die Poli¬ 
zei und andere Sicherheitsorgane dazu 
ermächtigt werden, „jeden Ankömmling, 
der über sichere Länder einreist, sofort 
zurückzuschicken“. Dabei bezieht sich 
die ungarische Seite ausdrücklich nicht 
auf die Dublin-Regeln der EU, sondern 
überlässt den genannten ungarischen Be¬ 
hörden bzw. dem ungarischen Gesetzge¬ 
ber die Definition eines „sicheren Lan¬ 
des“. 

Damit wird das bisherige Asylverfah¬ 
ren, das auch in internationalen Verträ¬ 
gen verankert ist, für Ungarn aufgeho¬ 
ben werden. Es widerspricht auch der 
Beschlusslage der EU. Entsprechend der 
Ankündigung von Lajos Kosa könnten 
dann Asyl „nur noch Menschen beantra¬ 
gen, die von Orten kommen, die nicht auf 
der Liste sicherer Länder stehen“. 

Zunehmend wird in der ungarischen 
Öffentlichkeit auch darüber diskutiert, 
dass die Regierung Ungarns beabsich¬ 
tige, einen Grenzzaun entlang der ser¬ 
bischen und rumänischen Grenze zu 
errichten. Die Regierung dementierte 
zwar, „einen Zaun zu errichten“. Man 
werde „die Menschen einfach am Grenz¬ 
übertritt hindern“. Kurz darauf soll die 
österreichische Innenministerin ange¬ 
kündigt haben, dass das EU-Land Öster¬ 
reich 40 Polizisten nach Ungarn schicken 
wolle, um bei der Sicherung der unga¬ 
risch-serbischen Grenze Unterstützung 
zu leisten. Anton Latzo 


Im Kampf für die Unabhängigkeit hatte 
Modibo Keita die Zusammenarbeit mit 
der Französischen Kommunistischen 
Partei (PCF) gesucht. Heute greifen 
französische Truppen in den malischen 
Bürgerkrieg ein, wirtschaftlich bleibt 
das Land abhängig - die Regierung 
sucht die Zusammenarbeit mit anderen 
Partnern im Ausland. Der amtierende 
Premierminister (der ebenfalls den Na¬ 
men Modibo Keita trägt) trug der Nati¬ 
onalversammlung die neuesten Erfolge 
seiner Regierung vor: Mit der Einrich¬ 
tung von Industriezonen könne Mali at¬ 
traktiver für ausländische „Investoren“ 
werden, eine chinesische Gesellschaft 
werde drei Fabriken zur Verarbeitung 
von Agrarprodukten errichten. 

In der Aussprache zu dieser Erklärung 
des Premierministers hielten ihm die 
Abgeordneten der Partei „Afrikanische 
Solidarität für Demokratie und Unab¬ 
hängigkeit“ (SADI) den Spiegel vor: 
Sie benannten die Korruption und die 
Vetternwirtschaft der Regierungspartei, 
die Jugendarbeitslosigkeit, die Spekula¬ 
tion mit dem für Sportstätten reservier¬ 
ten Baugrund und die Gelder, die beim 
Kauf eines Flugzeugs für den Präsiden¬ 
ten verschwunden waren. 

„Gestern wie heute ist die koloniale 
Strategie in vollem Vormarsch in unse¬ 
rem Land. Die Kolonialmacht schrei¬ 
tet zur militärischen Besetzung, um die 
ökonomischen Ressourcen auszuplün¬ 
dern“, schreibt ein malischer Blogger zu 
diesen Debatten. Auf Maliweb warnt er 
angesichts der Konflikte im Land vor ei¬ 
ner „Balkanisierung“ und fragt: „Präsi¬ 
dent Modibo Keita, kannst du noch zu 
uns sprechen?“ Georges Hallermayer 


D er Euro hat die D-Mark - in 
Griechenland die Drachme - 
nicht abgelöst, um die ärmere 
Bevölkerung reich zu machen. Mit der 
Einführung war die Aufgabe verbun¬ 
den, den Kapitalismus zu stabilisieren. 
Für Griechenland galt eine doppelte 
Aufgabe: Stabilisierung und Unterwer¬ 
fung. Ex-Kanzler Helmut Kohl (CDU) 
wusste, dass er mit der neuen Währung 
gegen den Willen der Mehrheit der Be¬ 
völkerung entschied. Als er 2002 für die 
FAZ zurückblickte, sah er sich in der 
Frage durchaus zutreffend „wie ein 
Diktator? Diese Rolle hat ihm inzwi¬ 
schen die Troika abgenommen. 

Die Diktatur hat auch hier einen 
Klassencharakter, denn die Austeritäts- 
politik trifft, so nun auch Die Zeit , die 
„Armen furchtbar, die Wohlhabenden 
viel weniger oder gar nicht.“ Für die Ar¬ 
men werden die Renten gesenkt, aber 
die Preise angehoben. Für die Reichen 
gibt es Beihilfe zur Kapital-Flucht. So 
wurde zum Beispiel die Lagarde-Liste 
nicht abgearbeitet. 

Die damalige französische Finanz¬ 
ministerin Christine Lagarde hatte 
2010 ihrem griechischen Kollegen Gi- 
orgos Papakonstantinou 2 062 Namen 
ausgehändigt, alle Kunden bei der 
Genfer Privatbank HSBC, alle unter 
dem Verdacht, Steuern hinterzogen zu 
haben. Unter Papakonstantinou ver¬ 
schwand die Liste. In dieser Zeit wur¬ 
den allerdings drei Namen von der Lis¬ 
te gelöscht: zwei Cousinen des Minis¬ 
ters und die Ehegatten. Der Journalist 
Kostas Vaxevanis veröffentlichte die 


„Wir haben gesehen, dass China sehr 
intensive Handelsbeziehungen mit den 
lateinamerikanischen Ländern auf¬ 
baut.“ Diese Bilanz zog Kanzlerin Mer¬ 
kel auf dem EU-Lateinamerika-Gipfel, 
der am 11. Juni in Brüssel zu Ende ging. 
Europa dürfe nicht noch weiter zurück¬ 
fallen, so Merkel. 

Vermutungen, die EU werde in 
Lateinamerika gegenüber China in 
den kommenden Jahren weiter an 
Einfluss verlieren, sind durchaus re¬ 
alistisch. Zusammengenommen sind 
die EU-Staaten traditionell stets der 
zweitgrößte Handelspartner Latein¬ 
amerikas nach den USA, zuletzt auch 
der größte Investor auf dem Subkonti¬ 
nent gewesen. Gegenüber Beijing aber 
fallen sie klar zurück. Der Außenhan¬ 
del Lateinamerikas mit China ist von 
2000 bis 2013 um den Faktor 22 auf 
275 Milliarden US-Dollar gestiegen 
und wächst weiter; in absehbarer Zeit 
wird er sogar den US-amerikanisch¬ 
lateinamerikanischen Handel über¬ 
treffen. Zwar liegt die Volksrepublik 
bei den Investitionen noch deutlich 
zurück; jedoch hat Staatspräsident Xi 
Jinping im Januar angekündigt, chine- 


Liste mit den Namen. Er wurde ver¬ 
haftet und des Diebstahls persönlicher 
Daten bezichtigt. Der Prozess endete 
mit einem Freispruch. Papakonstan¬ 
tinou wurde wegen Amtsmissbrauch 
und Urkundenfälschung verurteilt und 
aus der sozialdemokratischen PASOK 
ausgeschlossen. Evangelos Venizelos, 
ebenfalls PASOK und ab 2012 deren 
Vorsitzender, war Papakonstantinous 
Nachfolger. Auch er zeigte kein En¬ 
gagement bei der Verfolgung der Ver¬ 
dächtigen, darunter die Mutter seines 
ehemaligen Parteifreundes Giorgos Pa¬ 
pandreou mit 550 Millionen Euro. 

Zu diesem Szenario der herrschen¬ 
den Klasse passt das Achselzucken von 
Finanzminister Schäuble (CDU): Bei 
Steuerflucht und Kontenleerung der 
Reichen könne man nun mal nichts 
machen. Die Regierung schützt die 
Konten und Immobilien der griechi¬ 
schen Millionäre in Deutschland. So 
kann ein Athener Millionär, der dem 
Autor bekannt ist, sicher sein, dass ihm 
in Deutschland nichts passiert. Auf die 
Frage, ob er denn Steuern zahle und 
ob er sein Geld in Griechenland anle¬ 
ge, antwortete er: Hättest du Vertrauen 
in die Athener Regierung? 

Auf Anfrage aus Griechenland, ob 
NRW Steuerfahnder entbehren könne, 
stellte Finanzminister Norbert Walter- 
Borjans (SPD) „Unterstützung im Ein¬ 
satz gegen Steuerhinterziehung und 
für eine effiziente Finanzverwaltung in 
Aussicht“. Dazu solle es weitere Tref¬ 
fen und ein Kooperationsabkommen 
geben. So wie sich die Troika im Inter- 


sische Unternehmen wollten in den 
kommenden zehn Jahren 250 Milliar¬ 
den US-Dollar in Lateinamerika in¬ 
vestieren. Bei der Kreditvergabe liegt 
Beijing in Lateinamerika einer neuen 
Untersuchung zufolge schon jetzt vor 
den USA. 

Um seine Positionen in Lateiname¬ 
rika zu stärken, baut Deutschland ge¬ 
genwärtig insbesondere die Beziehun¬ 
gen zu Mexiko aus. Am 8. und 9. Juni 
hatte erstmals die deutsch-mexikani¬ 
sche „Binationale Kommission“ in Ber¬ 
lin getagt. Mexiko ist traditionell - mit 
Brasilien - einer der zwei bedeutends¬ 
ten Wirtschaftsstandorte der Bundes¬ 
republik in Lateinamerika. 

Mexiko hat eine Vielzahl von Frei¬ 
handelsabkommen geschlossen - un¬ 
ter anderem das nordamerikanische 
Freihandelsabkommen NAFTA, das 
Ausfuhren in die USA begünstigt und 
das Land als US-Billiglohnstandort 
schlechthin qualifiziert. Wer auf dem 
US-Markt konkurrieren will, kann sei¬ 
ne Produktionsstätten in Mexiko er¬ 
richten - und von „niedrigen Produk¬ 
tionskosten“ sowie einem „recht ge¬ 
ringen Regulierungsgrad“ profitieren, 


esse der Couponschneider in die Poli¬ 
tik der Athener Regierung einmischt, 
hätte Walter-Borjans seinen Nachhil¬ 
feunterricht schon bei Tsipras 4 Regie¬ 
rungsantritt anbieten können. 

Da reiche Griechen das Geld von 
ihren einheimischen Konten ins Aus¬ 
land überweisen, fehlt den griechischen 
Banken Geld. Diese Löcher stopfen sie 
durch einen Kredit (Target). Nach Prof. 
Hans Werner Sinn (Ifo-Institut) sind 
die Targetschulden bis zum April auf 
99 Milliarden Euro gestiegen. Dieses 
System ist Bestandteil kapitalistischer 
Wirtschaftsordnung. Stichwort: Stabili¬ 
sierung der Reichen und Unterwerfung 
der Armen. Am letzten Freitag muss¬ 
te das Finanzministerium in der Odos 
Nikis 5-7 wieder 3,6 Milliarden Euro 
abdrücken. Dazu mussten 2,925 Mil¬ 
liarden Euro am Kapitalmarkt aufge¬ 
nommen werden. Die Eurogruppe tagt 
Donnerstag, 18. Juni. Christine Lagarde 
(IWF) wird wieder am Tisch sitzen. Je- 
roen Dijsselbloem (Eurogruppe) übte 
sich im Vorfeld wieder als Zyniker: Die 
Griechen sollen erweiterte „ernsthaf¬ 
te“ Vorschläge vorlegen, wie die eige¬ 
ne Regierung sie ausquetschen kann. 
Wenn die „Saftpresse“ nicht läuft, gibt‘s 
nichts von den blockierten 7,2 Milliar¬ 
den Euro Hilfsgeldern. Geld ist genug 
vorhanden. EZB-Präsident Mario Dra- 
ghi hatte schon im Januar angekündigt, 
dass bis zum September 2016 monat¬ 
lich 60 Milliarden Euro Staatsanleihen 
aus den Euro-Ländern aufgekauft wer¬ 
den sollen. Uwe Koopmann 


wie das Bundeswirtschaftsministerium 
schreibt. 

Während Mexikos Wirtschaft ins¬ 
gesamt zuletzt etwas schwächelte, 
verzeichnen Auslandsinvestitionen in 
dem Land seit einigen Jahren einen 
Boom. „Mexikanische Arbeiter“ seien 
„mit aktuell 6,50 Dollar nur noch ei¬ 
nen halben Dollar pro Stunde teurer 
als ihre chinesischen Kollegen“, hieß es 
im letzten Sommer in der deutschen 
Wirtschaftspresse; mit dem Anstieg 
der Einkommen in China gewännen 
andere Billiglohnstandorte an Attrak¬ 
tivität - darunter Mexiko. Vor allem die 
Automobilindustrie investiert dort zur 
Zeit Milliarden; die Zulieferer folgen 
auf dem Fuß. 

Mexiko gilt zudem als wichtiger 
politischer Kooperationspartner: Es 
gehört der „Pazifik-Allianz“ an, einem 
Bündnis von inzwischen fünf Staaten 
Lateinamerikas, die - klar neoliberal¬ 
prowestlich orientiert - enge Wirt¬ 
schaftsbeziehungen nach Ostasien und 
in die Pazifik-Region haben. Sie gelten 
dabei als Verbündete von USA und EU 
im Einflusskampf gegen China. 

www.german-foreign-policy.coM 


Das Vorbild verfällt 

Mali: „Vater der Unabhängigkeit“ gefeiert, 
Abhängigkeit gefestigt 


„Nicht zurückfallen“ 

Lateinamerika: EU will Einfluss gegen China verteidigen 
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Linke Frauen an der Regierung 

Spanien: Kandidatinnen des „Podemos“-Spektrums zu Bürgermeisterinnen gewählt 


F ür spanische Verhältnisse ist das 
durchaus eine Sensation: Die zwei 
größten Städte, die Hauptstadt Ma¬ 
drid mit 3,2 Millionen Einwohnern und 
die zweitgrößte Stadt Barcelona mit 1,6 
Millionen, werden seit dem vergange¬ 
nen Samstag erstmals in der Geschichte 
von zwei Frauen als Bürgermeisterin¬ 
nen regiert. 

Und dann auch noch von Frauen, 
die mit linken Bündnissen aus der Be¬ 
wegung der „Indignados“ („Die Em¬ 
pörten“) und der daraus entstandenen 
Partei „Podemos“ sowie vielfältigen 
weiteren globalisierungs- und kapita¬ 
lismuskritischen Finksvereinigungen 
einschließlich der „Vereinigten Linken“ 
(Izquierda Unida - IU) und der Kom¬ 
munisten (PCE) bei den Kommunal¬ 
wahlen am 24. Mai stärkste bzw. zweit¬ 
stärkste Kraft wurden. 

In Madrid gelang es der „roten 
Richterin“ Manuela Carmena, 71 Jah¬ 
re alt und parteilos, mit dem erst am 
6. März 2015 geschaffenen Bündnis 
„Ahora Madrid“ („Madrid jetzt“) mit 
32 Prozent der Stimmen den zweiten 
Platz zu erreichen (obwohl es hier zu 
einer Spaltung innerhalb der Linken 
gekommen war und ein Teil der IU eine 
eigenständige Kandidatur unterstütz¬ 
te). Da sich die „Sozialisten“ der PSOE 
nach einigem Zögern entschieden, die 
Kandidatur von Frau Carmena an die 
Stadtspitze zu unterstützen, konnte die 
in Madrid seit 24 Jahren regierende 
rechtskonservative „Volkspartei“ (PP) 
des gegenwärtigen spanischen Regie¬ 
rungschefs Rajoy abgewählt werden. 
Carmena erhielt die Stimme von 29 der 
insgesamt 57 Stadtverordneten. 

Die linke Richterin a.D. hatte wohl 
aus Altersgründen lange gezögert, dem 
Wunsch von Podemos und anderen 
Linken nachzukommen und den Spit¬ 
zenplatz auf der Kommunalwahllis¬ 
te zu übernehmen. Sie entschied sich 
dann aber doch dafür, als bekannt wur¬ 
de, dass die Konservativen eine rech¬ 
te „Hardlinerin“ an die Spitze stellen 
wollten. 

Manuela Carmena gehört zu der 
Generation spanischer Linker, die noch 
im Widerstand gegen die Franco-Dik- 
tatur ihre ersten politischen Schritte ta¬ 
ten. In Studentenzeiten sympathisierte 
sie mit der damals illegalen Kommu¬ 
nistischen Partei (PCE) und war an 
der Verbreitung von deren illegaler 
Zeitung „Mundo Obrero“ beteiligt. 


Anfang des Monats veröffentlichte 
die Agentur Associated Press Auszü¬ 
ge aus einem Bericht des Vorsitzenden 
des Komitees der Vereinigten Chefs 
der Generalstäbe der US-Streitkräfte, 
General Martin Dempsey. Daraus geht 
hervor, dass die USA eine Statioierung 
bodengestützter Raketen in Europa 
oder Asien erwägen, mit denen ein 
„Präventivschlag“ gegen das russische 
Atomwaffenpotential geführt werden 
kann. Begründet wird dies damit, dass 
Russland angeblich den INF-Vertrag 
nicht vollständig erfülle. Stichhaltige 
Belege dafür werden nicht vorgelegt. 

Der INF-Vertrag wurde 1987 un¬ 
terzeichnet und ist 1988 in Kraft getre¬ 
ten. Darin haben sich die USA und die 
Sowjetunion verpflichtet, ihre Rake¬ 
ten mittlerer und geringer Reichweite 
vollständig zu vernichten. Die Verein¬ 
barungen wurden bis 1991 umgesetzt, 
gegenseitige Inspektionen wurden bis 
2001 durchgeführt. 

In jüngster Zeit werfen sich Russ¬ 
land und die USA immer öfter vor, 
Waffen zu entwickeln, die unter den 
INF-Vertrag fallen und damit das Ab¬ 
kommen zu verletzen. Um diesen Vor¬ 
würfen nachzugehen, hatte Außenmi¬ 
nister Lawrow den USA wiederholt 
vorgeschlagen, „konkrete Konsultati¬ 
onen“ durchzuführen, damit die USA 
ihre Behauptungen mit Fakten belegen 


Nach dem Studium gründete sie als 
Anwältin eine Gemeinschaftskanzlei, 
die auf die Vertretung von Arbeitern 
und Angestellten in Arbeitsrechtskon¬ 
flikten spezialisiert war, aber auch die 
Verteidigung von Kommunisten und 
anderen Linken gegenüber der Fran- 
co-Justiz übernahm. 1977 kam es zu 
einem folgenschweren Zwischenfall: 
ein Trupp der Falange (Franco-Par- 
tei) überfiel zusammen mit Soldaten 
die Kanzlei, fünf Kolleginnen wurden 
getötet, vier weitere verletzt. Manue¬ 
la Carmena entging dem Massaker, 
weil sie an diesem Tag nicht anwesend 
war. Später engagierte sie sich insbe¬ 
sondere im Kampf gegen Korruption 


und „Trinkgelder-Praxis“ in der Justiz 
und gegen Polizeigewalt und polizeili¬ 
che Übergriffe. „Ich möchte das Binde¬ 
glied zwischen einer alten Demokratie 
und jenen sein, die das Repräsentativ- 
Modell ändern möchten“, erklärte sie in 
einem Interview zur Amtsübernahme. 
Sie unterstrich dabei ihre Orientierung 
auf denVersuch einer „basisdemokrati¬ 
schen“ Amtsführung in der Großstadt 
Madrid, was sicher keine leichte Aufga¬ 
be sein dürfte. 

Von ganz anderer Statur ist - bei al¬ 
ler Gemeinsamkeit in den politischen 
Grundeinstellungen - die 41-jährige 
Ada Colau, die mit dem von ihr ange¬ 
führten Bündnis „Barcelona Comu“ 
(„Barcelona gemeinsam“) bei den 
Kommunalwahlen stärkste Kraft ge¬ 
worden war und am 13. Juni an die 


können und keine „fadenscheinigen 
Anschuldigungen“ erheben. Washing¬ 
ton hat diesen Vorschlag allerdings 
nicht auf gegriffen. 

Zugleich wird der Aufbau eines 
US-Raketenabwehr-Systems in Euro¬ 
pa und Asien vorangetrieben, wozu u.a. 
die Aufstellung entsprechender Rake¬ 
ten in Polen und Rumänien gehört. 
Kürzlich hat auch das Kiewer Regime 
seine Bereitschaft erklärt, ukrainisches 
Territorium für diese US-Pläne zur 
Verfügung zu stellen. 

„Washingtons Pläne sollen 
einen Atomkrieg gegen 
Russland möglich machen.“ 

Klar ist, dass Russland darauf re¬ 
agieren muss. Schließlich verfolgen 
Washingtons Pläne das Ziel, durch eine 
Neutralisierung des russischen Gegen¬ 
schlagpotentials einen Atomkrieg ge¬ 
gen Russland möglich zu machen oder 
Moskau mit der Androhung eines sol¬ 
chen Krieges zu erpressen. 

Wo Washington mit dem Feuer ei¬ 
nes Atomkrieges spielt, will auch Lon¬ 
don nicht abseits stehen. So berichtete 
die Zeitung Daily Mail , dass der briti¬ 
sche Außenminister Philip Hammond 
erklärt habe, Großbritannien könne auf 
dem Hintergrund der Verschlechterung 
der Beziehungen mit Russland erneut 


Stadtspitze der zweitgrößten Großstadt 
Spaniens gewählt wurde. 

Sie ist eine „Aktivistin“ der Bewe¬ 
gung gegen Immobilienspekulation und 
Zwangsräumungen. Ihre ersten politi¬ 
schen Aktivitäten entwickelte sie 2003 
bei Demonstrationen gegen den Golf- 
und Irak-Krieg der USA. Ab 2006 ge¬ 
hörte sie zu denen, die die wilde Spe¬ 
kulationswelle mit Grundstücken und 
Häusern, die zum Auslöser für die Kri¬ 
se 2008/9 wurde, nicht nur mit Worten 
kritisieren, sondern auch mit Aktionen 
bekämpften wollten. Dazu gehörte die 
Besetzung leerstehender Häuser und 
Blockadeaktionen gegen die Exmittie¬ 
rung von kleinen Hausbesitzern oder 


Mietern, die mit der Abzahlung ihrer 
Kredite in Rückstand geraten waren. 
2009 gründete sie zusammen mit ande¬ 
ren Aktivisten die „Plattform der Opfer 
der Immobilienkredite“, die mit solchen 
Aktionen in gut 1600 Fällen das Auf- 
die-Straße-Setzen von schuldenüberlas¬ 
teten Hausbesitzern und Mietern durch 
Gerichtsvollzieher und Polizei verhin¬ 
derte oder mindestens erheblich ver¬ 
zögern konnte. Logischerweise gehör¬ 
te Ada Colau ab 2011 zu den Aktivis¬ 
tinnen der Bewegung der „Indignados“, 
die in ganz Spanien öffentliche Plätze 
besetzten und gegen die Zwangsspar¬ 
politik der Regierungen protestier¬ 
ten. Ada Colau sieht sich als Teil einer 
„demokratischen Revolution“, die sich 
derzeit in Spanien vollzieht, wie sie der 
französischen Tageszeitung „Le Mon- 


auf seinem Territorium amerikanische 
Raketen mit atomaren Sprengköpfen 
stationieren. Wörtlich sagte Hammond: 
„Wir würden diese Frage erörtern. 
Wenn sie auf der Tagesordnung stünde, 
würden wir gemeinsam mit den USA 
eine Entscheidung treffen. Wir halten 
es für notwendig, Russland ein deut¬ 
liches Signal zu senden, dass wir ihm 
nicht erlauben werden eine ,rote Linie 4 
zu überschreiten.“ 

Der britische Außenminister zeigte 
sich - wie die Daily Mail weiter berich¬ 
tet - „besorgt“ über wachsende Akti¬ 
vitäten der russischen Streitkräfte und 
Pläne Russlands, Flügelraketen in Kali¬ 
ningrad zu stationieren, wohl bemerkt, 
auf russischem Territorium. US-Rake- 
ten in Polen, d.h. tausende Kilometer 
von den USA und nur wenige Kilome¬ 
ter von der russischen Grenze bei Kali¬ 
ningrad entfernt, machen ihm dagegen 
keine Sorgen. 

Die Pläne der USA müssen dage¬ 
gen für die Menschen in Europa die 
Alarmglocken schrillen lassen. Unser 
durch zwei Weltkriege leidgeprüfter 
Kontinent könnte erneut zum Haupt¬ 
schauplatz eines Weltbrandes werden, 
der ihn diesmal allerdings in eine un¬ 
bewohnbare atomar verstrahlte Wüste 
verwandeln könnte. 

Die reale Gefahr eines solchen 
Krieges würde jedenfalls bedeutend 


de“ sagte. „Die großen Parteien, die 
in der Korruption baden, erleben eine 
schwere Legitimationskrise“, stellte sie 
fest. Doch mit der EU-Wahl 2014 habe 
ein neuer Wahl-Zyklus begonnen, bei 
dem die Menschen ihren Wunsch zum 
Ausdruck brachten, „Politik auf andere 
Weise zu machen“. 

Beide Frauen haben angekündigt, 
dass sie diesem Wunsch Rechnung tra¬ 
gen wollen. Zum Beispiel, indem sie 
ihre Gehälter auf 2 200 Euro monat¬ 
lich absenken, während ihre Vorgänger 
noch das Fünffache beansprucht hat¬ 
ten. Oder indem die Stadtbedienste¬ 
ten statt mit Dienstfahrzeugen künftig 
mit dem öffentlichen Nahverkehr oder 
dem Fahrrad zur Arbeit kommen. Vor 
allem aber wollen sie im Rahmen des 
Möglichen für mehr praktizierte sozi¬ 
ale Gerechtigkeit wirken, die Situati¬ 
on der Verarmten und Ausgegrenzten 
verbessern, Zwangsräumungen ver¬ 
hindern und für bezahlbare Hausprei¬ 
se und Mieten sowie Strompreise tätig 
werden. 

In ganz Spanien waren am letzten 
Samstag die 8 100 Stadt- und Gemein¬ 
deräte zu ihren konstituierenden Sit¬ 
zungen zusammengetreten. Das Er¬ 
gebnis war vor allem für die regierende 
rechtskonservative PP ein Fiasko. Stand 
sie bisher in 35 von 52 Provinzhaupt¬ 
städten an der Spitze, so verlor sie nun 
in fast der Hälfte die Führung, neben 
Madrid auch in Valencia, Sevilla, Sara¬ 
gossa, Cadiz und Palma de Mallorca. 
Von den 10 größten Städten stellt die 
PP nur noch in zweien den Bürgermeis¬ 
ter, nämlich in Malaga und Murcia. 

Allerdings ist dabei nicht zu ver¬ 
gessen, dass die PP trotz der schweren 
Verluste infolge ihrer rigorosen, von 
den EU-Zentralen diktierten rigoro¬ 
sen Spar- und Privatisierungspolitik 
landesweit noch immer stärkste Partei 
blieb und die „Sozialisten“ der PSOE 
ebenfalls mit Verlusten, allerdings ge¬ 
ringeren, landesweit den zweiten Platz 
halten konnten. Die spannende Frage, 
die in Spanien nun ansteht, lautet, ob 
es den Bündnissen der „radikalen Lin¬ 
ken“ nach den Erfolgen bei den Kom¬ 
munal- und Regionalwahlen, die nicht 
ganz das erhoffte Ausmaß erreichten, 
gelingen wird, eine weiter ansteigende 
linke Dynamik bis zu den Parlaments¬ 
wahlen zu entwickeln, die voraussicht¬ 
lich im November oder Dezember 2015 
abgehalten werden. Pierre Poulain 


zunehmen. Das betont auch der Mili¬ 
tärexperte Igor Korotschenko, Chefre¬ 
dakteur der russischen Zeitung „Nati¬ 
onale Verteidigung“ und Mitglied des 
gesellschaftlichen Rates beim Verteidi¬ 
gungsministerium der Russischen Fö¬ 
deration, der im lettischen Rundfunk¬ 
sender „Baltkom“ feststellte, dass eine 
mögliche Stationierung von bodenge¬ 
stützten, gegen Russland gerichteten 
US-Raketen in Europa einen Schritt 
zum Dritten Weltkrieg bedeuten wür¬ 
de. 

Er verstehe die Handlungslogik 
der Amerikaner nicht, da „Russland 
keine Raketen auf Kuba auf stellt. Und 
die Amerikaner stellen ihre Raketen 
in Europa auf, um einen Schlag gegen 
Russland zu führen. Wozu? Es gibt ja 
heute keine Bedrohung“, so der Exper¬ 
te. Weiter betonte Korotschenko, dass 
er erst recht die Logik Europas nicht 
verstehe, das sich nicht gegen die US- 
Pläne auflehne. 

Es sei hinzugefügt, dass diese „Lo¬ 
gik“ der führenden Politiker Teileuro¬ 
pas wohl nur daraus zu erklären ist, 
dass sie in ihrer Vasallentreue gegen¬ 
über Washington, wie auch im eigenen 
imperialistischen Interesse, offenbar 
bereit sind, die Lebensinteressen ihrer 
Völker dem Weltherrschaftsstreben des 
US-Imperialismus unterzuordnen. 

Willi Gerns 


Vermeidbar 

Die „schlimmste Flüchtlingskrise seit 
dem Zweiten Weltkrieg“ - so schätzt 
Amnesty International ein, was zur 
Zeit in Afrika und den arabischen Län¬ 
dern passiert. In einem am Montag in 
der libanesischen Hauptstadt Beirut 
vorgestellten Bericht beklagt die Orga¬ 
nisation schwere Versäumnisse bei der 
„humanitären Hilfe“ durch die „inter¬ 
nationale Gemeinschaft“. 

Derzeit sind rund eine Million 
Flüchtlinge dringen auf eine Aufnah¬ 
me in sicheren Ländern angewiesen. 
Vier Millionen Syrer versuchen, so der 
Bericht, unter schwierigsten Umstän¬ 
den vor allem in Nachbarstaaten zu 
überleben - im Libanon komme auf 
jeden vierten Bewohner ein syrischer 
Flüchtling. 

Aus Afrika südlich der Sahara sei¬ 
en mehr als drei Millionen Menschen 
auf der Flucht. Zu den Flüchtlingen aus 
den langjährigen Krisenherden Soma¬ 
lia, Sudan und Kongo kämen Hundert¬ 
tausende, die ihre Heimat im Südsudan, 
der Zentralafrikanischen Republik, Ni¬ 
geria oder Burundi verlassen mussten. 
Viele machten sich auf den Weg nach 
Europa. Im Mittelmeer ertranken den 
Angaben zufolge im vergangenen Jahr 
rund 3 500 Menschen, in diesem Jahr 
sind es bereits 1 865. Die meisten dieser 
Todesfälle seien vermeidbar gewesen. 

Zurückgedrängt 

Türkische Sicherheitskräfte haben am 
Wochenende gewaltsam Tausende Sy¬ 
rer an einem Grenzübergang im Süd¬ 
westen des Landes zurückgedrängt. 
Mit Wasserwerfern und Warnschüssen 
trieben sie die Menge in Akgakale aus¬ 
einander, berichtete ein AFP-Fotograf. 

Höhere Gewalt 

Der britisch-niederländische Energie- 
multi Shell erwägt die Einstellung ei¬ 
nes Fracking-Projekts in der Ostukra¬ 
ine. Aufgrund „höherer Gewalt“ habe 
der Konzern das Projekt zur Erschlie¬ 
ßung des Gasfeldes Jusiwska bereits 
seit längerer Zeit nicht weiterverfol¬ 
gen können, teilte Shell mit Blick auf 
die Kampfhandlungen in der Gegend 
mit. 

Mit dem Fracking-Vorhaben woll¬ 
te die Ukraine ihre Abhängigkeit von 
importierten Energieträgern aus Russ¬ 
land reduzieren. Das Projekt ist zum 
Teil in der Gegend der umkämpften 
ostukrainischen Stadt Donezk sowie 
nahe der Frontlinie zwischen ukraini¬ 
schen Regierungstruppen und Unab¬ 
hängigkeitskämpfern angesiedelt. 

Privater Kreis 

Rund 800 Menschen haben am Sams¬ 
tag in Österreich gegen die Bilderberg- 
Konferenz demonstriert. Von Donners¬ 
tag bis Sonntag berieten auf der Kon¬ 
ferenz 140 „Experten und Entscheider“ 
aus 22 Ländern in einem Tiroler Luxus¬ 
hotel über „Themen von globaler Rele¬ 
vanz“. Das streng abgeschirmte Treffen 
ist als informelle Zusammenkunft im 
privaten Kreis organisiert. Unter den 
Gästen befanden sich die deutsche Ver¬ 
teidigungsministerin Ursula von der 
Leyen, NATO-Generalsekretär Jens 
Stoltenberg und der ehemalige USA- 
Außenminister Henry Kissinger. Vor 
diesem Hintergrund bestreitet etwa die 
Kommunistische Jugend Österreichs 
(KJÖ) den „rein privaten Charakter“ 
des Treffens. Lukas Haslwanter, Spre¬ 
cher der KJÖ Innsbruck, erklärt: „Die 
Konferenz dient den Teilnehmern zur 
Absteckung wirtschaftlicher Interessen 
und der Aufteilung der Welt unter den 
westlichen Großmächten“ 

Links blinken 

„Wohlstand kann es nicht nur für Kon¬ 
zernchefs und Hedgefondsmanager ge¬ 
ben“, erklärte Hillary Clinton am ver¬ 
gangenen Samstag auf einer Kundge¬ 
bung. Die Demokratie sei nicht nur für 
„Milliardäre und Unternehmen“ da. 

Clinton hatte erklärt, dass sie bei 
den Präsidentschaftswahlen in den 
USA im November kommenden Jah¬ 
res für die Demokraten kandidieren 
will. Dafür bringt sie sich mit linker 
Rhetorik in Stellung, um die Wählerin¬ 
nen und Wähler zu gewinnen, die auch 
schon Obama mit ihren Hoffnungen 
auf eine sozialere und demokratische¬ 
re Politik ins Weiße Haus brachten. 


Europa als Startrampe 

US-Atomraketen: „Schritt in Richtung Weltkrieg“ 
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„Und was jetzt? Jetzt Manuela“ - Manuela Carmena auf einer Wahlkampfkund¬ 
gebung von „Madrid jetzt“. 
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Skandale und Geschäfte 

Heckler & Koch ist nur ein kleiner Fisch 



„Ein Gewehr, das danebenschießt, sollte 
der Traum eines jeden Pazifisten sein. Ei¬ 
gentlich“, so Jan van Aken, Bundestags¬ 
abgeordneter der Partei „Die Linke“, am 
1. Juni auf „Baden-Online“. Aufmerksam 
machte er an diesem Beispiel aber vor 
allem auf die schwer zu durchschauen¬ 
den Verflechtungen zwischen Rüstungs¬ 
industrie und Politik. „Heckler & Koch 
ist ein vergleichsweise kleiner Fisch 
beim Geschäft mit Waffenverkäufen. Es 
wäre naiv zu glauben, dass die Großen 
der Branche nicht noch weitaus besser 
im Ministerium vernetzt sind. 

Schon vor 50 Jahren warnte der da¬ 
malige US-Präsident Eisenhower vor 
der Gefahr, die der militärisch-indus¬ 
trielle Komplex 4 für die Demokratie 
darstellt.“ 

Und tatsächlich: Auch die hiesige 
Rüstungsindustrie verdient nicht nur 
durch Waffenexporte. Das Geschäft mit 
dem Tod lohnt sich auch hierzulande: 
Heute vor allem durch die Auf- und 
Ausrüstung für weltweite Einsätze der 
Bundeswehr. 

Die Liste der Pannen und Skandale 
der Bundeswehr ist jedoch in den letz¬ 
ten Jahren wieder länger geworden. So 
stiegen die Kosten z.B. beim Eurofigh¬ 
ter und sie steigen weiter beim Trans¬ 
portflugzeug A400M. Kampfdrohnen 
sollen angeschafft werden und weitere 
neue Rüstungsprojekte sind geplant. 

★ 

Die Liste der Pannen und Skandale der 
Bundeswehr reicht bis in ihre Anfänge 
zurück. 

Zur Erinnerung: Die Bundesrepub¬ 
lik Deutschland trat am 9. Mai 1955 der 
NATO bei. Am 6. Juni 1955 wurde die 
Dienststelle Blank in das Bundesminis¬ 
terium für Verteidigung umgewandelt 
und der Sicherheitsbeauftragte Theo¬ 
dor Blank (CDU) wurde zum ersten 
Bundesverteidigungsminister ernannt. 


Am 10. Oktober 1955 ernannte 
Bundespräsident Theodor Heuss die 
ersten Soldaten der neuen Streitkräf¬ 
te und am 12. November 1955 wurden 
die ersten 101 Freiwilligen der Bundes¬ 
wehr vom Bundesminister für Verteidi¬ 
gung, Theodor Blank, vereidigt. 

Jene Kräfte, die sich gegen die Re¬ 
militarisierung des Landes wandten, 
waren zu diesem Zeitpunkt bereits 
verboten wie die FDJ bzw. wurden ver¬ 
folgt. Das Verbotsverfahren gegen die 
KPD wurde forciert. 

Bereits am 30. Juni 1955 wurde in 
Bonn ein Abkommen über die gegen¬ 
seitige Verteidigungshilfe zwischen 
den USA und der Bundesrepublik 
unterzeichnet. In diesem Vertrag si¬ 
cherten die USA den neu aufzustel¬ 
lenden Streitkräften der Bundesre¬ 
publik Deutschland umfangreiche 
Rüstungslieferungen zu. Am 13. Juli 
1955 vereinbarten US-Botschafter 
Conant und Bundeskanzler Adenauer 
die Überlassung von amerikanischen 
halbautomatischen Sturmgewehren, 
Panzern, Artilleriegeschützen, Feld¬ 
haubitzen und Kampfflugzeugen an 
die Bundesrepublik. Für den Aufbau 
der Bundeswehr wurde von den USA 
im Rahmen der sogenannten „Nash- 
Liste“ „Wehrmaterial“ im Wert von 
rund 3,8 Mrd. DM kostenfrei zur Ver¬ 
fügung gestellt. 

Doch zum Aufbau der Bundeswehr 
brauchte man weitere Waffen. Gekauft 
wurden zum Beispiel Schützenpanzer 
aus der Schweiz und Frankreich (HS 30 
und Schützenpanzer Kurz), Schiffe und 
Flugzeuge aus Großbritannien, Hand¬ 
feuerwaffen aus Belgien, Mörser aus Is¬ 
rael und Munition aus der Türkei. Von 
bundesdeutschen Unternehmen wur¬ 
den damals nur einzelne Waffensyste¬ 
me in Lizenz nachgebaut. Das änderte 
sich einige Jahre später ... 


Beim ersten größeren Ankauf von 
Waffen für die neue Armee kam es 
zu einem ersten größeren Rüstungs¬ 
skandal. Beim Kauf von knapp 4 500 
Schützenpanzern des Typs HS 30 wur¬ 
den 1957 mehrere Millionen D-Mark 
als Bestechung an mehrere an der 
Beschaffung beteiligte Personen, da¬ 
runter an Ministerialbeamte, gezahlt. 
Verbunden damit war eine illegale Par¬ 
teifinanzierung für die CDU. Ein Un¬ 
tersuchungsausschuss des Bundestags 
konnte die natürlich weder bestätigen 
noch widerlegen. Bereits unmittelbar 
nach der Auslieferung der HS 30 fie¬ 
len hohe Kosten für Reparaturen und 
Umrüstungen an, die vor allem Getrie¬ 
be, Kühlsysteme und Ketten betrafen. 

Unter den Empfängern von 
Schmiergeldzahlungen war unter ande¬ 
rem der persönliche Referent des da¬ 
maligen Verteidigungsministers Franz 
Josef Strauß, Werner Repenning, der 
2,3 Millionen DM erhalten haben soll. 
Der CDU-Politiker Otto Lenz erhielt 
300 000 DM, die gleiche Summe der 
Arzt und mutmaßliche Waffenhändler 
Otto Praun. Doch ein Zeuge nach dem 
anderen, ein Beteiligter nach dem an¬ 
deren wurde ermordet oder starb ... 

Hier wie beim Starfighter-Skandal 
war Franz Josef Strauß (CSU) beteiligt, 
der 1956 das Bonner Verteidigungsmi¬ 
nisterium übernahm. 

Der Starfighter, der Jäger F-104 
der amerikanischen Lockheed-Werke, 
wurde als Ersatz für die bisher in den 
Diensten der Luftwaffe stehenden Jets 
vom Typ F-86 Sabre angeschafft. 

700 Jäger wurden sofort bestellt, 
später noch einmal 216, damit hatte 
die Bundeswehr laut Verteidigungsmi¬ 
nisterium „eine der bestausgerüsteten 
Luftwaffen der Welt“. Und der Liefe¬ 
rant hatte mit mindestens 4 Milliarden 
Mark einen fetten Rüstungsauftrag 


Schützenpanzer HS30 

in die Bücher bekommen. Angeblich 
unter kräftigem Schmiergeldeinsatz, 
wie bald schon die Runde machte - 
jedoch im Fall Strauß nie bewiesen 
werden konnte. Bereits 1961 häuften 
sich die Abstürze. Beim Trainingsflug 
zur Premierenfeier bohrten sich gleich 
vier F-104 auf einmal in den Boden - 
alle Piloten starben. Es war der „Auf¬ 
takt einer beispiellosen Unfallserie“ 
(vgl. Spiegel, 15.3.2009). Die letzte 
F-104 von insgesamt 916 Masschinen 
der Bundeswehr wurde erst 1991 au¬ 
ßer Dienst genommen: 292 Flugzeuge 
stürzten ab, knapp jeder dritte Starfigh¬ 
ter bohrte sich in den Boden. 116 Pilo¬ 
ten starben. 

Zu den größten politischen Skanda¬ 
len gehörten die Pläne von Strauß zur 
atomaren Bewaffnung der Bundes¬ 
wehr. Bereits 1957 legte er Pläne vor. 


Im Rahmen der Pariser Verträge hatte 
sich Deutschland bereits 1954 verpflich¬ 
tet, auf die Produktion, nicht aber den 
Einsatz von Atomwaffen zu verzich¬ 
ten. Adenauer und Strauß trieben eine 
militärische Nutzung von Atomwaffen 
durch die Bundeswehr energisch vo¬ 
ran. Im April 1957 kam es deswegen 
zu einer Kontroverse mit namhaften 
Atomphysikern um deren kritisches 
Göttinger Manifest. Am 25. März 1958 
wurde - trotz zunehmender Proteste im 
Land und auch (noch) den Widerstand 
der SPD - die atomare Ausrüstung der 
Bundeswehr beschlossen, die damit im 
Rahmen der Nuklearen Teilhabe der 
NATO im Kriegsfall hätte Nuklearwaf¬ 
fen einsetzen können. Versucht wurde 
in diesem Zusammenhang, auch das 
Produktionsverbot zu umgehen. 

UZ 
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Karikatur: Bernd Bücking 


„Die Axt angelegt“ 

Der Überwachungsstaat kommt in stetigen kleinen Schritten 


UZ: Sie haben mit verschiedenen Bür¬ 
gerrechtsorganisationen einen Aufruf an 
Mitglieder und Bundestagsabgeordnete 
der SPD initiiert, sich bei ihrem Partei¬ 
konvent am 20. Juni gegen die sogenannte 
Vorratsdatenspeicherung zu positionieren. 
Warum lehnen Sie die Vorratsdatenspei¬ 
cherung ab? 

Jasper Prigge: Mit der Vorratsdatenspei¬ 
cherung sollen Telekommunikationsan¬ 
bieter dazu verpflichtet werden, Kommu¬ 
nikationsverbindungsdaten ihrer Kunden 
zehn Wochen und Standortdaten von 
Mobiltelefonen drei Wochen zu spei¬ 
chern. Niemand kann sich dieser flächen¬ 
deckenden Überwachung entziehen. Das 
ist hochproblematisch, denn mit solchen 
Daten lässt sich eine Menge anstellen. Es 
wäre möglich, detaillierte Profile einzelner 
Personen oder Personengruppen zu er¬ 
stellen. An welchen Orten halten Sie sich 
häufig auf, mit wem haben Sie mit einiger 
Wahrscheinlichkeit ein intimes Verhältnis 
und welchen Weg nehmen Sie für gewöhn¬ 
lich nach der Arbeit. Man kann sehr viele 
Erkenntnisse aus Vorratsdaten gewinnen, 
genau deshalb haben die Überwachungs¬ 
befürworter viel dafür getan, dass die 
Vorratsdatenspeicherung wieder einge¬ 
führt wird. Dabei gibt es keinen wissen¬ 
schaftlichen Beleg dafür, dass mithilfe der 
Vorratsdatenspeicherung mehr Straftaten 
aufgeklärt werden könnten. Auch das im¬ 
mer wieder vorgebrachte Argument, man 
müsse sich vor Terrorismus schützen, 
greift nicht. Denn solange Sie nicht sys¬ 
tematisch alle Vorratsdaten auf Auffällig¬ 
keiten auswerten, werden Ihnen die Daten 
nicht helfen, weil sie zumindest einen An¬ 
fangsverdacht gegenüber einer konkreten 
Person brauchen, deren Vorratsdaten Sie 
sich genauer anschauen. Anschläge wie 
in Paris oder auf Utpya können so nicht 
verhindert werden. Nicht zuletzt bedeu¬ 
tet die Speicherung riesige Datenmengen, 
die bei privaten Unternehmen liegen. Das 
allein ist schon ein Risiko, denn diese Da¬ 
ten können beispielsweise von Geheim¬ 
diensten wie der NSA oder anderen Kri¬ 
minellen abgefischt und missbraucht wer¬ 
den. Die Angriffe auf das IT-System des 
Bundestages zeigen ja ganz aktuell, dass 
kein System hundertprozentig sicher ist. 
Der beste Datenschutz ist, wenn Daten 
gar nicht erst gespeichert werden. 

UZ: Sehen Sie den Schutz von Berufs¬ 
gruppen wie Rechtsanwälten, Ärzten und 
Journalisten als gewährleistet an, die ja 
vor Gericht ein Zeugnisverweigerungs¬ 
recht inne haben? 

Jasper Prigge: Nach dem von der Bun¬ 
desregierung vorgelegten Gesetzesent¬ 
wurf sollen die Strafverfolgungsbehör¬ 
den Daten von Berufsgeheimnisträgern 
grundsätzlich nicht abrufen können. Ge¬ 
speichert werden die Daten trotzdem, 
eine Ausnahme gibt es also nur beim Ab¬ 
ruf durch die Strafverfolgungsbehörden. 
Das Problem ist, dass in der Praxis viel¬ 
fach nicht bekannt sein wird, wer Berufs¬ 
geheimnisträger ist und ob die Daten zu 


seiner beruflichen Tätigkeit gehören. Im 
Nachhinein dürfen dem Berufsgeheimnis 
unterliegende Daten zwar nicht vor Ge¬ 
richt verwertet werden, sie können aber 
Anlass für weitere Ermittlungen bieten. 
Ergebnisse aus diesen weiteren Ermitt¬ 
lungen können in der Regel von den Ge¬ 
richten herangezogen werden. Das Ver¬ 
trauen in Anwälte, Ärzte und andere Be¬ 
rufsgruppen ist Grundvoraussetzung für 
deren Arbeit. An dieses Vertrauen wird 



Jasper Prigge ist Mitglied der Vereini¬ 
gung Demokratischer Juristinnen und 
Juristen, www.vorratsdatenspeiche- 
rung-stoppen.de 

mit der Vorratsdatenspeicherung einmal 
mehr die Axt angelegt. 

UZ: Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) hat sich in der Vergangenheit ge¬ 
gen die Vorrats datenspeicherung positio¬ 
niert. Warum ist er umgekippt? 

Jasper Prigge: Maas wollte sich offenbar 
keinen offenen Konflikt mit seinem Par¬ 
teivorsitzenden leisten. Sigmar Gabriel 
ist ein Verfechter der Vorratsdatenspei¬ 
cherung und ist sich nicht zu schade, Un¬ 
wahrheiten zu verbreiten, um für sie zu 
werben. So behauptete er beispielsweise, 
die Breivik-Anschläge in Norwegen hät¬ 
ten gezeigt, wie wichtig die Vorratsdaten¬ 
speicherung für die Sicherheitsbehörden 
sei. Allerdings gab es dort eine solche Re¬ 
gelung gar nicht. Die SPD ist insgesamt 
keine Partei, die sich gegen den ausufern- 
den Sicherheitsstaat einsetzt. Sie war im¬ 
mer gut dabei, neue Überwachungsgeset¬ 
ze zu beschließen, quer gestellt hat sie 
sich praktisch nie. 

UZ: Mit wenigen Ausnahmen kommt es 
in der Bevölkerung kaum zu Protesten ge¬ 
gen die kontinuierlich zunehmende staat¬ 
liche Datensammelwut. Warum spielt der 
Schutz von Daten bei vielen Menschen 
trotzdem nur eine untergeordnete Rolle? 

Jasper Prigge: Man muss sagen, dass sich 
hier im Vergleich zu anderen Ländern 
schon deutlich mehr Menschen Gedan¬ 
ken über Datenschutz machen, trotzdem 
sind es zu wenige. Das hat auch damit zu 
tun, dass vielen das Verständnis für die 
technischen Möglichkeiten fehlt und sie 
deshalb Warnungen von Datenschüt¬ 
zern als übertrieben abtun. Der Über¬ 


wachungsstaat kommt außerdem in ste¬ 
tigen kleinen Schritten und nicht durch 
ein großes Gesetz. Mit einer Vielzahl an 
Sicherheitsgesetzen wurden die Befug¬ 
nisse der Sicherheitsorgane seit 2001 
immer weiter ausgebaut. Die Befürwor¬ 
ter haben es leicht, für ihre Sicherheits¬ 
gesetze zu werben. In der Bevölkerung 
ist die gefühlte Bedrohungslage hoch, 
obwohl die Zahl der Straftaten in fast al¬ 
len Bereichen seit Jahrzehnten zurück¬ 
geht. Wer kann schon etwas gegen mehr 
Sicherheit haben? Wenn nichts passiert 
war die Entscheidung, Polizei und Ge¬ 
heimdienste mit mehr Befugnissen aus¬ 
zustatten, richtig. Wenn etwas passiert lag 
es daran, dass die Ausweitung nicht weit 
genug ging. Die Sicherheitsgesetze ken¬ 
nen also nur den Weg der Verschärfung, 
einmal eingeführt wird eine Maßnahme 
nicht mehr zurückgenommen. 

UZ: In Zeiten der Überwachung der Bür¬ 
gerinnen und Bürger durch Geheimdiens¬ 
te, Behörden, aber auch Wirtschaftsunter¬ 
nehmen wie Google, Facebook und an¬ 
deren, dürfte sich derlei Leichtfertigkeit 
jedoch rächen? 

Jasper Prigge: Wer Facebook und ande¬ 
re Dienste nutzt, wird das ungute Gefühl 
kennen, das einen manchmal in einem 
ehrlichen Moment überkommt. Ich gebe 
einem US-Konzern unheimlich viele pri¬ 
vate Informationen über mich, damit er 
durch die Auswertung seinen Profit er¬ 
wirtschaften kann. Auf dieses Gefühl 
sollten wir öfter hören. Der Stellenwert, 
den neue Technologien in unserem Le¬ 
ben einnimmt, wird sich in Zukunft wei¬ 
ter erhöhen. Das ist erst einmal nicht ne¬ 
gativ, denn hierin liegt ein großes Poten¬ 
tial, auch für die Demokratie. Wenn wir 
es aber Staaten und großen Konzernen 
überlassen zu bestimmen, wie Techno¬ 
logie genutzt wird, werden wir irgend¬ 
wann aufwachen und realisieren, dass 
die Chance zu politischer Veränderung 
vertan ist. Wir müssen jetzt die Kontrol¬ 
le zurückgewinnen, Alternativen nutzen 
und stärken. 

UZ: Welche Möglichkeiten sehen Sie, eine 
breite gesellschaftliche Debatte um den 
Datenschutz anzustoßen? 

Jasper Prigge: Eine Debatte darum gibt 
es bereits, die gesellschaftliche Linke ist 
aber auffallend zurückhaltend. Das ist 
ein Problem, sie müsste sich viel stärker 
einbringen. Das bedeutet, in den Bünd¬ 
nissen mitzuwirken, die derzeit die Pro¬ 
teste gegen Überwachung organisieren. 
Die Gefahr einer systematischen Über¬ 
wachung der Gesellschaft ist nicht mehr 
nur abstrakt, sondern ganz konkret. Wir 
müssen Überwachung in allen Berei¬ 
chen thematisieren, etwa wenn es darum 
geht, dass Jobcenter die Kontodaten von 
Hartz-IV-Beziehern abrufen. Nicht zu¬ 
letzt muss sich die Linke aber auch da¬ 
mit befassen, wie sie selbst Daten nutzt 
und kommuniziert. 

Das Gespräch führte Markus Bernhardt 


Kommentar in eigener Sache 


Schlapphüte entdecken UZ-Shop 


Dass unser kleiner Shop so gut ange¬ 
nommen wird, freut uns sehr. Nicht 
nur T-Shirts und Pullover werden bis¬ 
her in erstaunlichen Mengen gekauft, 
auch unsere Broschüren, Parteipro¬ 
gramme und -abzeichen erfreuen sich 
(neuer) Beliebtheit. Eine tolle Sache 
in zweierlei Hinsicht: unsere Inhalte 
werden wieder deutlich mehr nach 
Außen transportiert und die Erlöse 
fließen zu 100 Prozent in die UZ. So 
etwas nennt man wohl Neudeutsch 
„win-win Situation“. 

Wie erfolgreich wir gestartet sind, 
verdeutlicht auch ein „Lob“ aus ei¬ 
ner Ecke, von der wir es nicht wirk¬ 
lich erwartet haben: Unsere „Freun¬ 
de“ vom schnüffelnden Staatsschutz 
haben uns nicht nur direkt entdeckt, 
sondern gleich im Verfassungsschutz¬ 
bericht NRW 2014 gewürdigt, sogar 
mit einem entsprechenden Bild. 

Wie es nun manchmal so ist, hat 
sich der Aufbau des Online-Shops 


zwar etwas hingezogen, aber dafür 
ist er nicht nur schick, sondern auch 
funktional geworden. Und wird alle 
zwei Wochen aktualisiert mit neuen 
Büchern, CDs oder Angeboten der 
Partei. Immer mal wieder reinschau¬ 
en lohnt also. 

Gerne nehmen wir auch Vorschlä¬ 
ge von euch entgegen. Was würdet ihr 
noch im Shop sehen wollen? Was fehlt 
für die Arbeit an Infoständen, was 
wäre ein gutes T-Shirt-Motiv, welche 
Materialien würdet ihr euch für die 
Parteigruppen wünschen? Wir freuen 
uns über Anregungen, auch wenn si¬ 
cherlich nicht jede Idee gleich umsetz¬ 
bar ist. Auf dass aus unserem kleinen 
Shop ein großer wird. 

Ben Richter 

CommPress Verlag GmbH 
info@unsere-zeit.de 
Tel.: 0201 177889-23 
Fax.: 0201 177889-28 
www.unsere-zeit.de 


ln der betrieblichen, gewerkschaftlichen 
und außerparlamentarischen Arbeit sollen 
deshalb durch die Parteizeitung Unsere 
Zeit vor allem politisch links orientierte 
junge Menschen verstärkt angesprochen 
und als Mitglieder gewonnen werden. 
Sonderausgaben von „UZ-Extra“ mit 
Themenschwerpunkten sowie ein neuer 
„UZ-Shop“ sollen zusätzlich das Profil der 
DKP stärken 



Intemetauszug des UZ-Shop 


Aus dem Verfassungsschutzbericht des Landes NRW 2014 


Kommentar von Werner Sarbok 


Anschlag auf kommunale 
Demokratie in NRW 


Die „großen“ Parteien in NRW wollen 
lästige Konkurrenten in den Stadträten 
entsorgen: Mit einer Sperrklausel von 
drei Prozent soll kleineren Gruppie¬ 
rungen der Weg in die Stadtparlamen¬ 
te erschwert oder gar verbaut werden. 

Die „Funktionsunfähigkeit der 
Parlamente“ sei jetzt unter Beweis 
gestellt worden, erklärte der SPD- 
Vizefraktionsvorsitzende Hans-Wil¬ 
li Körfges. Er meinte damit jedoch 
nicht, dass die Funktionsunfähigkeit 
der Parlamente durch die Politik der 
aktuellen und vorigen Landes- und 
Bundesregierungen herbeigeführt 
wurde: Durch eine gewollte Umver¬ 
teilungspolitik sind viele NRW-Kom- 
munen an den Rand der finanziellen 
Handlungsfähigkeit gedrängt worden. 
Oder gar darüber hinaus. Nothaushal¬ 
te und Sparkommissare „ersetzen“ in 
vielen Gemeinden die Finanzautono¬ 
mie der Räte und damit die kommu¬ 
nale Selbstverwaltung. 

Die Wähler wählen nicht so, wie 
die „Großen“ es gerne sehen. Weni¬ 
ger als die Hälfte der Bürgermeister 
in Mittel- und Großstädten haben 


eine eigene Ratsmehrheit hinter sich. 
Wer oder was ist denn dafür verant¬ 
wortlich, die Politik der Mandatsträ¬ 
ger oder die Wähler? 

Der sozialpolitische Einheitsbrei 
von CDU, SPD, Grüne und FDP in 
den NRW-Kommunen zu Lasten der 
arbeitenden Menschen und der von 
der Arbeit ausgegrenzten hat weitge¬ 
hend zu einem Profil- und Vertrauens¬ 
verlust der bürgerlichen Parteien ge¬ 
führt. Viele - aber noch nicht genug - 
Wähler haben das mitbekommen und 
versagen den „Großen“ ihre Stimme. 
Dieser berechtigte Verlust der sozi¬ 
alen Glaubwürdigkeit soll nach dem 
Willen von SPD, CDU und Grünen 
nun mit Wahlarithmetik berichtigt 
werden. 

Kaum die Hälfte der Berechtig¬ 
ten geben bei den Kommunalwahlen 
in NRW ihre Stimme ab. Mit den Plä¬ 
nen für die Sperrklausel, mit diesem 
Anschlag auf die kommunale Demo¬ 
kratie zeigen SPD, CDU und Grüne 
einmal mehr: Es geht ihnen um die 
Macht, nicht um Bürgerbeteiligung 
vor Ort. 
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Theorie und Geschichte 


unsere zeit m 


Erscheinungen und Funktionen reaktionärer Bewegungen 
für imperialistische Strategien heute 

Aus dem Referat von Daniel Bratanovic auf der Konferenz des DKP-Parteivorstandes zum 
Tag der Befreiung vom Faschismus am 2. Mai 2015 in Berlin 


W ir können uns“ führt der 
Mann mit dem schütteren, 
kurzen Haar und der Brille 
in aller Ruhe aus, „alle sehr gut an den 
sowjetischen Einmarsch in die Ukrai¬ 
ne und nach Deutschland erinnern. Das 
muss man vermeiden.“ Was sagt er da? 
Hat er sich versprochen? Oder war ihm 
bewusst, was er von sich gibt? Wäre er 
deutscher Staatsbürger, man hielte ihn 
aufgrund dieser revisionistischen An¬ 
wandlung vermutlich für einen Nazi. 
Doch er ist weder dies noch das, wenn¬ 
gleich er sich mit den einen wie den 
anderen in Erwartung eines Vorteils 
bereitwillig einlässt. Der Mann ist, das 
erklärt die Aussage und ihre dahinter¬ 
stehende Absicht, amtierender ukra¬ 
inischer Ministerpräsident. Und mit 
diesem Anfang Januar im deutschen 
Staatsfernsehen vorgebrachten eigen¬ 
willigen Exkurs in die Historie, appel¬ 
lierte Arseni Jazenjuk an ein dieser 
Tage zu stiftendes deutsch-ukrainisches 
Bündnis, auf dass sich Vergangenes, so 
wie er es sieht, nicht wiederhole: „Kei¬ 
ner hat das Recht, die Ergebnisse des 
Zweiten Weltkriegs neu zu schreiben, 
und das versucht der russische Präsi¬ 
dent Wladimir Putin.“ 

Daran ist so viel schief und falsch - 
man möchte sich mit Grauen abwen¬ 
den, anstatt darauf ernsthaft einzuge¬ 
hen. Vielleicht nur so viel: Selbst wenn 
er wollte - Putin könnte gar nicht die 
Ergebnisse dieses Krieges umschrei¬ 
ben, denn das ist längst geschehen, 
nämlich vor ziemlich genau einem 
Vierteljahrhundert. Wäre das nicht der 
Fall, Jazenjuk stünde nicht der Regie¬ 
rung in Kiew vor. Und in dieser Funk¬ 
tion hat er Geschichtspolitik und nicht 
Geschichtswissenschaft zu betreiben, 
man will es ihm nicht verübeln, er füllt 
seine Rolle angemessen aus, auch wenn 
oder gerade weil er grotesken Unfug 
erzählt. 

Die Moderatorin des Ersten Deut¬ 
schen Fernsehens, die dem ukrainischen 
Premier Gelegenheit zu dessen rhetori¬ 
schen Verdrehungen gab, widersprach 
nicht. Wusste sie es nicht besser? War 
sie einen Moment lang umnachtet? 
Oder handelte sie aus Kalkül? Auch ihr 
will man nichts verübeln, auch sie füllt 
ihre Rolle aus, auch wenn oder gerade 
weil sie schweigt. Denn Jazenjuk ist (zur 
Zeit zumindest) ein Verbündeter des 
deutschen Staates, mit ihm hat man ei¬ 
nen gemeinsamen Feind, so einen kor¬ 
rigiert man nicht. Doch da geht noch 
mehr. Ein deutscher Außenminister mit 
SPD-Parteibuch posiert mit einem uk¬ 
rainischen Faschisten, dessen Partei al¬ 
lergrößte ideologische Verwandtschaft 
zur NPD besitzt? Kein Problem, solan¬ 
ge es den eigenen Interessen dient. 

Diese Vorgänge sind dazu angetan, 
die Fragestellung dieses Konferenz¬ 
beitrages schlaglichtartig zu erhellen: 
„Erscheinungen und Funktionen reak¬ 
tionärer Bewegungen und Organisatio¬ 
nen für imperialistische Strategien heu¬ 
te“. Die Schwächung, Zurückdrängung 
und letztlich auch die Zerschlagung 
der Russischen Föderation in ihrer jet¬ 
zigen Gestalt ist das Ziel, das BRD-EU 
und USA gemeinsam, aber zugleich in 
kaum mehr zu verschleiernder Konkur¬ 
renz zueinander verfolgen. Eine Etap¬ 
pe auf dem Weg dorthin war, bzw. ist, 
geographisch, wie politisch und ökono¬ 
misch - die Ukraine. 

Was eine in Staunen, Angst und 
Schrecken versetzte Öffentlichkeit im 
vergangenen Jahr in der Ukraine zu 
sehen bekam, war denn im Wesent¬ 
lichen dies: Die Installation eines of¬ 
fen prowestlichen Regimes unter kno¬ 
chenbrechender und mordbrennender 
Beteiligung faschistischer Gruppie¬ 
rungen. Letzteres wird achselzuckend 
hingenommen oder gleich ganz ge¬ 
leugnet. Und ein von Faschisten be¬ 
gangenes Pogrom, wie das vom 2. Mai 
2014 - also vor genau einem Jahr - im 
Gewerkschaftshaus von Odessa, hatte 
dann konsequenterweise und besten¬ 


falls „unter ferner liefen“ Platz in der 
B erichterstattung. 

Angesichts dieser Ereignisse muss 
der Befund demnach lauten, dass USA 
und EU den Faschismus als machtpoli¬ 
tische Option wieder hoffähig gemacht 
haben. Die bewusst in Kauf genom¬ 
mene und heruntergespielte faschisti¬ 
sche Brutalität ist nicht einfach nur ein 
weiteres Beispiel für die gewaltvolle 
Durchsetzung von deren Interessen. Sie 
stellt eine neue Qualität dar und könn¬ 
te angesichts des Aufstiegs rechter und 
extrem rechter Parteien in ganz Euro¬ 
pa länderübergreifend den Auftakt für 
eine wieder einmal angewandte extrem 
reaktionäre und im Zweifel terroristi¬ 


sche machtpolitische Option des Kapi¬ 
tals bilden. Die Vorgänge in der Ukrai¬ 
ne bestätigen die Funktion des Faschis¬ 
mus als offensive Aggression. 

Das jedoch sollte umgekehrt nicht 
zu der Annahme verleiten, in der Uk¬ 
raine sei der Faschismus bereits an der 
Macht. Das ist er nicht, er ist an der 
Macht beteiligt, herrscht aber nicht. 
Vielmehr nehmen seine Vertreter von 
Swoboda, Rechter Sektor und anderen, 
von Funktion war bereits die Rede, die 
mit dem marxistischen Politikwissen¬ 
schaftler Reinhard Opitz schon beina¬ 
he klassisch zu nennenden Aufgaben 
der terroristischen Einschüchterung, 
der Hilfspolizei-, der Straßenkampf¬ 
und der Bürgerkriegstätigkeit wahr. 
Ihr teils geduldetes, teils gefördertes 
Einnisten in den ausgefransten und 
zerfledderten Staatsapparat läßt gleich¬ 
wohl die Bezeichnung Faschisierung, 
die eine Tendenz angibt, durchaus als 
berechtigt erscheinen. 

Der vorliegende Fall ist zweifelsoh¬ 
ne der offensichtlichste der jüngsten 
Zeit, von dem sich sagen lässt, dass hier 
reaktionäre Bewegungen und Organi¬ 
sationen einstweilen verlässliche Erfül¬ 
lungsgehilfen einer imperialistischen 
Strategie abgeben. Doch nicht immer 
ist das alles von Anfang durchschaubar. 
Nicht immer hat man es in einer sol¬ 
chen Klarheit mit solchen Spießgesel¬ 
len, Knochenbrechern und Mordbren¬ 
nern zu tun. Die Reaktion kann - und 
sie tut das nicht selten - auch in anderer 
Gestalt auftreten. Sie ist vielgestaltiger 
und nicht einzig faschistisch. 

(...) 

(Der) deutsche Imperialismus führt 
wieder Krieg oder lässt Kriege führen. 
Einstweilen wird dieses Programm mit 
einer ethischen Ummantelung betrie¬ 


ben. Es gehe um Demokratie und Men¬ 
schenrechte, heißt es allenthalben. Das 
macht die Sache nicht minder reaktio¬ 
när. Es geht tatsächlich um Kontrolle 
und Vorherrschaft über andere Länder. 
Doch neben diese Kräfte eines „ethi¬ 
schen Imperialismus“ sind mittlerwei¬ 
le wieder offen reaktionäre Kreise ge¬ 
treten. 

Mit der AfD ist in den vergange¬ 
nen Jahren eine Kraft entstanden, die 
sich dauerhaft rechts von der CDU 
ihren Platz erobern könnte. Noch ist 
nicht eindeutig ausgemacht, wohin die 
Reise geht. Noch lässt sich nicht mit 
aller Klarheit sagen, welche Teile des 
Kapitals hinter dieser Alternative für 


Deutschland stehen. So viel ist aber 
klar: diese Partei ist eine Partei des 
Kapitals oder besser gesagt bestimmter 
Teile. Ein paar Hinweise gibt es gleich¬ 
wohl. In einer leider kaum beachteten 
Studie der Rosa-Luxemburg-Stiftung 
vom September 2013 wurden die Posi¬ 
tionen deutscher Wirtschaftsverbände 
zur Eurokrise untersucht. Auffällig da¬ 
ran war in welch verblüffender Weise 
die Positionen des Verbandes der Fa¬ 
milienunternehmen mit denen der AfD 
übereinstimmten. In dieser Richtung 
müssten weitere Untersuchungen an¬ 
gestellt werden, um sich über Zwecke 
und Absichten der AfD und der dahin¬ 
terstehenden interessierten Kreise klar 
zu werden. 

Noch etwas hat sich in der jüngs¬ 
ten Zeit in dieser Republik an Neuem 
ergeben. In Sachsen hat sich - in die¬ 
ser Größe und Kontinuität bisher un¬ 
bekannt - eine Massenbewegung for¬ 
miert, deren Richtung, das ist über je¬ 
den Zweifel erhaben, nach rechts weist. 
Wie beständig sie ist, bleibt einstweilen 
Spekulation. 

Der naserümpfende Ekel vor dem 
ungeschliffenen „Wir sind das Volk“- 
Nationalismus, mit dem Kommenta¬ 
toren und Politiker Pegida oftmals 
begegneten, weigerte sich auch nur in 
Erwägung zu ziehen, dass die Gründe 
solcher Zusammenrottungen in den 
politischen Maßnahmen der vergan¬ 
genen 25 Jahre liegen könnten. Die 
weitgehende Zerschlagung des Sozi¬ 
alstaates, die Beseitigung des Normal¬ 
arbeitsverhältnisses, die Gängelei von 
Amts wegen, jede Arbeit anzunehmen, 
und sei sie auch noch so entwürdigend 
und schlecht bezahlt - all diese per Par¬ 
lamentsbeschluss umgesetzten Schrit¬ 
te haben hunderttausende Staatsbür¬ 


ger als Vereinzelte und Ausgegrenzte 
zurückgelassen, die sich tagein, tagaus 
einem erbarmungslosen Konkurrenz¬ 
kampf stellen und ihre Haut zu Markte 
tragen müssen. 

Es dürften vor allem solche Leute 
sein, die sich da auf Dresdens Straßen 
als ein einig Volk zusammenfinden, um 
ein Erlebnis von Gemeinschaft zu er¬ 
fahren, das sich in der restlichen Woche 
nicht einstellen will: Abgehängte, mit 
ALGII Abgespeiste, kleine Selbststän¬ 
dige, deren Inventar der Bank gehört, 
auch Arbeiter und Angestellte, deren 
BeschäftigungsVerhältnis prekär ist, 
Leute jedenfalls, die den Abstieg fürch¬ 
ten oder ihn schon hinter sich haben. 


Als in sächsischen Städten vor 25 
Jahren schon einmal der Ruf „Wir 
sind das Volk“ erscholl, da ging es den 
einen, denen mit den Bürgerrechtler- 
bärten, um mehr Demokratie. Die an¬ 
deren aber, die mit den Deutschland¬ 
fahnen, wollten die D-Mark. Sie trieb 
die Sehnsucht nach Teilhabe am rhei¬ 
nischen Kapitalismus mit seinen Kon¬ 
sumverheißungen an. Der von Erhardt 
versprochene „Wohlstand für alle“ in 
einer formierten Gesellschaft mit un¬ 
befristeten, gutdotierten Arbeitsver¬ 
hältnissen und sicheren Renten war, 
was diese Leute begehrten. Doch statt 
des eigenen Heims gab es Hartz IV. 

Ein Vierteljahrhundert später hat 
man nicht begriffen, dass die ersehn¬ 
te Ruhe, die Sorglosigkeit und Unbe- 
drängtheit einer provinziellen Bonner 
Republik, in der an Weltpolitik kaum 
gedacht werden konnte, nicht zu haben 
war. Man hat nicht begriffen, dass gera¬ 
de die Existenz des Staates, der ihnen 
unerträglich geworden war, die Voraus¬ 
setzung und die Garantie jener golde¬ 
nen Zustände im Westen abgab, derer 
man teilhaftig zu werden verlangte. Das 
Verschwinden der DDR bedeutete das 
Verschwinden der alten BRD. 

In Zeiten, in denen die Arbeiterbe¬ 
wegung komatös darniederliegt, ist das 
Bewußtsein von der Zugehörigkeit zu 
einer Klasse verschütt gegangen. An 
seine Stelle tritt die Verbundenheit 
mit der Nation, die sich nach außen ge¬ 
gen Eindringlinge abgrenzt. Dement¬ 
sprechend klingen denn auch die ein¬ 
schlägigen, bei Pegida nachzulesenden 
Forderungen: „Null-Toleranz-Politik“ 
„sofortige Abschiebung“, „verstärkte 
Wiedereinreisekontrollen“. Angerufen 
wird damit der starke Staat, sich end¬ 
lich zu rühren. Sollte er das nicht tun, 


werde man, so die unterschwellige Dro¬ 
hung, eben selbst Hand anlegen. Die 
Demonstranten tragen in ihrer Ord¬ 
nungssehnsucht längst schon Uniform 
im Geiste. Darin äußert sich bei aller 
Unzufriedenheit und Wut ein prinzi¬ 
pielles Einverständnis mit den staatli¬ 
chen Einrichtungen. Im Tausch für die 
erteilte Loyalität wird eine restriktivere 
Einwanderungspolitik verlangt. 

Auch hier ist noch nicht klar, ob 
und welche Fraktion des Kapitals sich 
dieses Potential der Straße zu Nutzen 
zu machen beabsichtigt. Immerhin ist 
aber deutlich geworden, dass es eine 
Arbeitsteilung zwischen Straße und 
Staat gibt. Bereits Ende November, 
da war Pegida schon bundesweit Me¬ 
diengespräch, verkündete Sachsens 
christdemokratischer Innenminister 
Markus Ulbig, er werde „eine spezi¬ 
alisierte Gruppe bei der Polizei ein- 
setzen, die sich mit den straffälligen 
Asylbewerbern intensiv beschäftigen 
wird“. Der Zeitpunkt der in der Dresd¬ 
ner Morgenpost platzierten Ansage 
dürfte kaum zufällig gewählt worden 
sein und konnte als staatsaktives Sig¬ 
nal an die „Patriotischen Europäer“ 
verstanden werden. Ihr war zu ent¬ 
nehmen, dass nach Auffassung Ulbigs 
Asylbewerberheime offenbar Orte 
sind, an denen Kriminelles ausbaldo¬ 
wert wird und nicht etwa solche, die 
des permanenten Schutzes vor Leuten 
bedürfen, die sich ihren Stimulus zur 
ausländerfeindlichen Tat auf Zusam¬ 
menrottungen wie denen von Pegida 
abholen. 

Ob solche Maßnahmen, zu denen 
der Staat immer wieder griff, wenn es 
darauf ankam, einen angestachelten 
wütenden Mob wieder zu bändigen, 
ausreichen werden, um einer sicht¬ 
barer werdenden Legitimationskrise 
noch einmal Herr zu werden, ist noch 
nicht ausgemacht. Als Alternative steht 
schon das ganze Spektrum rechter Or¬ 
ganisationen und Vordenker bereit. 
„Freie Kameradschaften“, NPD, Ver¬ 
fechter der konservativen Revolution 
wie Götz Kubitschek, der rege Quer- 
frontler und selbsternannte National¬ 
bolschewik Jürgen Elsässer - sie alle se¬ 
hen in Pegida den endlich erwachsenen 
Massenanhang zur Realisierung ihrer 
eigenen Ziele und Zwecke. In der AfD 
könnte, mit Pegida als Schwungmasse, 
der nationalkonservative Flügel um 
Alexander Gauland und Frauke Petry 
gegen den von Bernd Lucke und Hans- 
Olaf Henkel repräsentierten national¬ 
liberalen letztlich obsiegen. Wer auch 
immer sich durchsetzen wird - zu pro¬ 
gnostizieren, dass sich diese Republik 
weiter nach rechts entwickeln wird, ist 
nicht gewagt. Friedlicher wird sie da¬ 
durch gewiss nicht - weder nach innen 
noch nach außen. 

Wir befinden uns in einer Zeit der 
Krise, die längst die rein ökonomischen 
Sphären verlassen hat und zu einer po¬ 
litischen Krise, zu einer Repräsenta- 
tions- und Glaubwürdigkeitskrise ge¬ 
worden ist. Es ist auch eine Krise der 
Linken, die allerdings schon seit min¬ 
destens 25 Jahren anhält. 

In diesen Zeiten treten - wir haben 
das im vergangenen Jahr erlebt - ver¬ 
mehrt Volkstribune auf. Es sind Figu¬ 
ren, bei denen die Grenze zwischen 
Politiker und Stammtischbruder ver¬ 
schwimmt. Es sind Personen, die in 
der Bevölkerung vorhandene Ressen¬ 
timents nicht bekämpfen, sondern ver¬ 
stärken. Es sind Leute, die gegen diesen 
Staat und diesen Imperialismus nichts 
grundsätzlich einzuwenden haben. 

Man sollte in diesen Tagen schon 
sehr genau hinsehen, mit wem man 
sich einlässt und mit wem besser 
nicht. Der Irrationalismus ist aus sei¬ 
nem Kellerloch gekrochen und auf die 
Straße getreten. Der Versuch, ihn zu 
umarmen, könnte sich angesichts un¬ 
serer eigenen Schwäche als verhäng¬ 
nisvoll erweisen. 

(Kürzungen UZ-Redaktion) 
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Der Kalte Krieg auf dem heißen Eis 

Dokumentation „Red Army -Legenden auf dem Eis“ erscheint auf DVD 



E s gibt eine ganze Reihe von sport¬ 
lichen Höhepunkten im sogenann¬ 
ten „Kalten Krieges“: der Sieg der 
Fußballmannschaft der DDR über die 
BRD bei der WM 1974, der Gewinn 
der Goldmedaille im Basketball durch 
die Sowjetunion bei der Olympiade in 
München 1972, von den kubanischen 
Boxweltmeistern und Olympiasiegern 
ganz zu schweigen. Dabei soll es auch 
zahlreiche sportliche Erfolge der ka¬ 
pitalistischen Welt gegeben haben, die 
uns allerdings nicht im Gedächtnis ge¬ 
blieben sind. Eine Sportart, in der sol¬ 
che Erfolge eher selten waren: Eisho¬ 
ckey. 

Von Eishockey, sowjetischem Eisho¬ 
ckey, handelt die Dokumentation „Red 
Army - Legenden auf Eis“. Das Beson¬ 
dere sind nicht die Titel, die die Sowje¬ 
tunion in diesem Sport gesammelt hat, 
es ist die Geschichte eines Fünferblocks 
um den Verteidiger und späteren russi¬ 
schen Sportminister Wjatscheslaw Ale- 
xandrowitsch Fetissow, der nach 1989 
von der nordamerikanischen Profiliga 
NHL aufgekauft wurde. 

Er wurde zwischen 1977 und 1989 
mit seinem Verein ZSKA Moskau, dem 
Verein der Roten Armee, 13 mal sowje¬ 
tischer Meister, also durchgängig. Dies 
scheint aber nicht besonders erwäh¬ 
nenswert, bzw. spielt in der Dokumen¬ 
tation keine Rolle. Was interessiert, ist 
der Gewinn des Stanley-Cups 1997, der 
nordamerikanischen Meisterschaft, als 
Fetissow an der Seite von Sergei Wik¬ 
torowitsch Fjodorow, Wjatscheslaw 
Anatoljewitsch Koslow, Igor Nikolaje- 
witsch Larionow und Wladimir Niko- 
lajewitsch Konstantinow den „sowje¬ 
tischen“ Fünferblock bei den Detroit 
Red Wings bildete. 

Die ehemaligen ZSKA-Spieler 
funktionierten nur als eigenständiger 
Block, in anderen Teams hatten sie als 
individuell agierende Spieler wenig 
Erfolg. Vielleicht waren sie deshalb 
für Detroit billig genug, um im Paket 

Konspirative 

Informative Broschüre zum 

Im Jahr 1989 gründete sich im holstei¬ 
nischen Itzehoe die Nazi-Band „Kraft¬ 
schlag“. Zu dem Zeitpunkt spielte 
Rechtsrock noch keine große Rolle. 
Dennoch erlangte „Kraftschlag“ in der 
rechten Szene schnell große Bedeutung 
und pflegte von Anfang an enge Bezie¬ 
hungen zu dem in der BRD verbotenen 
Neonazi-Netzwerk „Blood & Honour“ 
(Blut & Ehre). 

Doch schon längst hat die Szene die 
Bedeutung von Musik und Musikveran¬ 
staltungen entdeckt. Gut 25 Jahre später 
gibt es hierzulande 178 aktive Rechts¬ 
rock-Bands, plus 25 bis 30 aktive rech¬ 
te Liedermacher. Etwa 100 Firmen pro¬ 
duzieren und verbreiten heute Tonträ¬ 
ger und organisieren Konzerte, illegale 
Events, aber auch ganz offizielle Musik¬ 
veranstaltungen der NPD oder der Partei 
„Die Rechte“, an denen bisweilen mehr 
als tausend Personen teilnehmen. 

„Der Rechtsrock hat die extreme 
Rechte in Deutschland verjüngt und 
„modernisiert“, schreibt der Sozialpäda¬ 
goge Jan Raabe in der Broschüre „Hei¬ 
matliebe, Nationalismus, Rassismus - von 
Frei Wild bis Rechtsrock“. Problematisch 
sei allerdings nicht die Musik, sondern 
deren Inhalt. „Im Gegensatz zu Partei¬ 
programmen und Flugblättern wird Mu¬ 
sik als ein unterhaltendes und Gefühl 
vermittelndes Medium angenommen und 
ist so in der Lage, auch politische Bot¬ 
schaften eindrücklicher zu vermitteln.“ 

Die meisten dieser Konzerte sind il¬ 
legal und konspirativ. Schon vor Jahren 
beschrieb der Hamburger Journalist An¬ 
dreas Speit die identitätsstiftende Wir¬ 
kung, die diese musikalischen „Aben¬ 
teuer“ auf Jugendliche haben. Alles geht 
ganz stiekum zu: Verabredungen und 
Abfahrtsorte müssen geheim bleiben, oft 
wissen die Kids nicht einmal, wohin die 
Reise schließlich geht. Der Reiz des Ver¬ 
botenen erhöht die Attraktivität solcher 
Events ungemein. Die Geheimniskräme¬ 
rei stärkt sowohl das Zusammengehörig- 


eingekauft zu werden: „Ich hätte ger¬ 
ne mehr über ihr System erfahren, 
aber letzten Endes ließ ich sie einfach 
machen“, sagte dazu Scotty Bowman, 
damaliger Cheftrainer der Red Wings. 
Dieses „sowjetische“ Spielsystem ba¬ 
siert auf einem schnellen Kurzpass¬ 
spiel, in dem die verschiedenen Lauf¬ 
wege der Spieler ineinander greifen. 

Auch wir hätten gerne etwas mehr 
über dieses System erfahren, doch 
kommt das Sportliche in „Red Army“ 
etwas zu kurz, auch wenn kreative Trai¬ 
ningsmethoden, sportliche Erfolge und 
persönliche Rückblenden hübsch gra¬ 
fisch und musikalisch unterlegt werden 
(klassisch-sowjetisch). Viel Zeit wird 
auf die Darstellung der Methoden des 
Trainers der sowjetischen Eishockey- 
Nationalmannschaft Wiktor Wassilje- 
witsch Tichonow (1976-1992) verwen¬ 
det, der in dieser Dokumentation das 
Böse, Totalitäre, personifiziert. Dazu 
zumindest leistet auch Fetissow seinen 
Beitrag, der sonst seinen Dienst ver¬ 
weigert, wenn Regisseur Gabe Polsky 
versucht, aus ihm das herauszukitzeln, 
was US-Amerikaner sowieso vermu¬ 
ten: die sportlichen Leistungen gehen 
auf immensen Druck von Oben zurück, 
Sport galt in der Sowjetunion als poli¬ 
tisch, ja sogar als Krieg auf dem Eis - 

Szene 

„Rechtsrock“ in Schleswig- 

keits- als auch das Selbstwertgefühl. So 
wird den Jugendlichen der Eindruck ver¬ 
mittelt, etwas Besonderes zu sein und ei¬ 
nem erlauchten Kreis anzugehören. 

100 Musik-Labels gibt es, die CDs 
und Fan-Artikel der Nazi-Bands so¬ 
wie Klamotten vertreiben. Auch wenn 
die meisten kleine Klitschen sind, da 
kommt einiges an Geld zusammen. Das 
fließt direkt in die Kassen rechter Orga¬ 
nisationen und Parteien, vor allem aber 
garantiert es den Betreibern der Firmen 
ein Auskommen und somit die materiel¬ 
le Grundlage für ihre politische Arbeit. 

Ein in der Broschüre allerdings nicht 
genanntes Beispiel dafür ist der Internet¬ 
shop „Streetwear“, der von dem Neona¬ 
zi Stefan Silar betrieben wird. Silar prü¬ 
gelte am 18. März 1992 zusammen mit 
seinem Kumpanen Stephan Kronbügel 
den Kapitän Gustav Schneeclaus zu 
Tode. Dafür wurde er zu sechs Jahren 
Haft verurteilt. 

Im Knast knüpfte er Kontakte zu 
dem Blood&Honour-Netzwerk. Nach 
seiner Entlassung organisierte er Rechts¬ 
rockkonzerte, und sorgte mit dem „Saal¬ 
schutz Nordmark“ für die Sicherheit der 
Konzerte, unter anderem auch für die 
Band „Kategorie C - Hungrige Wöl¬ 
fe“. Diese Rechtsrockband ist bis heute 
eine der bekanntesten in der bundes¬ 
deutschen Szene und spielte u.a. 2014 
bei einer HoGeSa-(Hooligans gegen 
Salafisten)-Demo in Hannover. 

2005 war Silar im „Combat 18 
Pinneberg“-Prozess mitangeklagt. Der 
Gruppe wurde Planung und Durchfüh¬ 
rung von gewalttätigen und terroristi¬ 
schen Aktionen in Schleswig-Holstein 
vorgeworfen. „Combat-18“ hatte von 
„szenetreuen“ Rechtsrockverbünden 
Schutzgeld erpresst und Neonazis, die 
die Entwicklung nach dem „Blood & 
Honour“-Verbot kritisierten, abgestraft 
und verprügelt. 

Im selben Jahr eröffnete er im nie¬ 
dersächsischen Tostedt „Streetwear“ zu¬ 


ganz im Gegensatz zur freien, indivi¬ 
duellen Entscheidung von Profisport¬ 
lern, wo lediglich ökonomischer Druck 
wirkt („Will ich meine Gesundheit ris¬ 
kieren, wenn ich dadurch Millionär 
werden kann?“). 

Zum Glück legt Polsky seine Ab¬ 
sicht gleich zu Anfang offen, indem er 
Fetissow, die Hauptfigur der Dokumen¬ 
tation, darum bittet, doch etwas über 
sein Leben in der Sowjetunion zu er¬ 
zählen. Dazu macht er gleich passende 
Vorschläge „für das amerikanische Pu¬ 
blikum“: Er solle doch über das Schlan¬ 
gestehen oder darüber, dass man nicht 
reisen konnte, reden. Fetissow aber ist 
auf Werbetour für die Winterspiele in 
Sotschi, als „Red Army“ gedreht wird. 
Komischerweise bringt diese Konstel¬ 
lation (plakativ: „Dummer US-Ame- 
rikaner fragt arroganten russischen 
Sportfunktionär“) in die Gespräche 
eine interessante Note, führt zu Schlag¬ 
abtausch, der den Film wenigstens zeit¬ 
weise rettet, nämlich immer dann, wenn 
nicht die sportlichen Höhepunkte der 
sowjetischen Eishockeylegenden ge¬ 
zeigt werden. Lars Mörking 

Red Army - Legenden auf dem Eis, ab 
dem 26. Juni auf DVD & Blu-Ray, USA/ 
Russland 2014,76 Minuten 


Holstein 

nächst als Einzelhandelsgeschäft. Dort 
verkauft er von Rechtsrock-CDs über 
Waffen wie Quarzsandhandschuhe und 
Pfefferspray alles, darunter auch die 
rechten Modemarken „Thor Steinar“ 
und „Eric & Sons“. Der Laden diente 
zudem als Treffpunkt für die Naziszene 
von Tostedt und der umliegenden Dör¬ 
fer. Im Jahr 2013 musste er das Geschäft 
wegen der Neubebauung des Straßenzu¬ 
ges aufgeben. Der Internetshop existiert 
bis heute. 

Silar ist ein typisches Beispiel für ei¬ 
nen extrem gefährlichen, umtriebigen 
und gut vernetzten Aktivisten der rech¬ 
ten Szene. Auch in der Broschüre wird 
darauf hingewiesen, dass es keine expli¬ 
zite Rechtsrock-Szene in Schleswig-Hol¬ 
stein gibt, sondern dass braune Musiker 
aus dem Bundesland in anderen Regio¬ 
nen auftreten - und umgekehrt. 

Ausgehend vom Beispiel Schleswig- 
Holstein bietet die Broschüre einen 
Überblick über das Rechtsrock-Netz- 
werk, verschiedene Akteure und Musik¬ 
stile, Inhalte wie Rassismus und Antise¬ 
mitismus, übersteigerten Männlichkeits¬ 
kult und Sexismus, bis hin zur Arbeit der 
Bundesprüfstelle für jugendgefährdende 
Medien im Spannungsfeld zwischen Ju¬ 
gendschutz und Meinungsfreiheit, bzw. 
Freiheit der Kunst. Die Autoren sind Ex¬ 
perten zum Thema extreme Rechte, rech¬ 
te Musik, Pädagogen oder Musiker. Auch 
wenn die Broschüre primär für Sozial¬ 
arbeit in Schleswig-Holstein konzipiert 
wurde, lohnt sich die Lektüre allemal 
auch in anderen Bundesländern. 

Birgit Gärtner 

»„Heimatliebe', Nationalismus, Rassis¬ 
mus-Von Freiwild bis Rechtsrock“ 

Die Broschüre kann gegen Porto be¬ 
stellt werden bei Aktion Kinder- und Ju¬ 
gendschutz S-H e.V., Holtenauer Straße 
238,24106 Kiel 

Oder kostenlos als PDF unter: info@ 
akjs-sh.de, www.akjs-sh.de 


Solidarität gegen Räumung 

Schwerbehinderter soll seine Wohnung verlassen 


Der Hans Beimler Chor aus Berlin gab 
in Potsdam ein Solidaritätskonzert un¬ 
ter dem gesungenen Motto „Wenn du 
keine Wohnung hast, geh spazieren“. 
Es stammt in Wort und Ton aus Hanns 
Eislers Chorsätzen von 1928 („Kurze 
Anfrage“) und stärkte dem körperbe¬ 
hinderten Oliver Lenz den Rücken, der 
seit mehr als zehn Jahren in dem Chor 
singt. Der Ingenieur, 49, ist durch Mul¬ 
tiple Sklerose in fortgeschrittenem Sta¬ 
dium zu 100 Prozent körperbehindert 
und auf einen Rollstuhl angewiesen. 
Sein Zustand wird langsam, aber kon¬ 
tinuierlich schlechter. Deshalb weigert 
er sich, seine rollstuhlgerechte Woh¬ 
nung in Potsdam zu verlassen, in der 
er seit 1990 lebt. 

Der Investor, dem das vierstöcki¬ 
ge Haus 2011 bei einer Zwangsver¬ 
steigerung für nur 150 000 Euro zufiel, 
gibt an, die Wohnung von Oliver selbst 
beziehen zu wollen. Das Amtsgericht 
Potsdam stufte die Räumungsklage we¬ 
gen Eigenbedarfs als „Härtefall“ ein 
und wies sie wegen der schweren ge¬ 
sundheitlichen Behinderung des Mie¬ 
ters ab. Der Hausbesitzer legte jedoch 
Widerspruch ein. Jetzt liegt der Fall zur 
Revision beim Landgericht. Das hat al¬ 
lerdings noch kein Gutachten darüber 


eingeholt, ob Oliver eine neue Wohn- 
situation zuzumuten ist. 

„Wir wollen ein Zeichen setzen, 
damit die Situation nicht eintritt, dass 
Oliver seine Wohnung verlassen muss“, 
sagte der Dirigent des Chores, Johan¬ 
nes Gail. Dies könne für einen Schwer¬ 
behinderten, der sein ganzes Leben da¬ 
rauf eingerichtet habe, lebensgefährlich 
sein. „Ihm sollte der maximale Rest ei¬ 
nes selbstbestimmten Lebens ermög¬ 
licht werden.“ 

Das Bankenlied, das Stempellied, 
das Lied der Kommunarden, das Lied 
von der Moldau gaben kämpferisch 
und spritzig „Einordnungshilfen“ bis 
hin zur Zugabe „Für den Frieden der 
Welt steht die Menschheit auf Wacht“ 
von Dmitri Schostakowitsch. 

Für Oliver sind ordentlich Spenden 
zusammengekommen, für anwaltlichen 
Beistand ist somit gesorgt. Außerdem 
wurden Protestlisten herumgegeben 
und im Anschluss an das Konzert ein 
Solidaritätskomitee gegründet. Caro¬ 
la Schramm vom Vorstand der Ernst 
Busch Gesellschaft fand das Ganze 
gut, weil es nicht nur um den Einzel¬ 
fall, sondern um die Brechtsche Frage 
gehe: „Ich weiß nicht was ein Mensch 
ist/ich kenne nur seinen Preis“. UZ 


Erasmus Schöfer liest aus 
„Die Kinder des Sisyfos“ 


Der OV Troisdorf der Linken und die 
Fraktion Die Linke im Rat der Stadt 
Troisdorf laden zu einer öffentlichen 
Autorenlesung ein im Rahmen ihrer 
Veranstaltungsreihe „Literatur trifft 
Politik“. 

Der Kölner Autor Erasmus Schö¬ 
fer wird aus seinem vierbändigen 
Romanwerk „Die Kinder des Sisyfos“ 
lesen. Erasmus Schöfer ist Träger des 
Gustav-Regler-Preises von 2009. Das 
Werk behandelt die jüngste Geschich¬ 
te der BRD von 1968-1989. Es macht 
sich dabei die Perspektive des„kleinen 
Mannes“ zu eigen. Dies findet auch 
seine Widerspiegelung in Schöfers ei¬ 
genem Leben, in dem er einige Jahre 
als Arbeiter tätig war. 

Schöfer stellt die gesellschaftli¬ 
chen und individuellen Emanzipa¬ 
tionsversuche in dieser Zeit in den 
Mittelpunkt seines Schreibens. Sein 
sprachlicher Duktus ist kraftvoll und 
eigenwillig. Das wird schon in seiner 
eigenständigen Rechtschreibung au¬ 
genfällig. 

Der Eintritt zur Veranstaltung ist 
selbstverständlich frei, darin findet 
der soziale Anspruch der„Linken“ sei- 



Erasmus Schöfer 


nen Ausdruck, womit er dem Troisdor- 
fer Bluesclub beste Gesellschaft leis¬ 
tet. Frei nach dem Motto „Kunst für 
alle.“ 

Die Veranstaltungsreihe „Literatur 
trifft Politik“ will einen Anstoß geben 
unsere gesellschaftliche Realität aus 
einem demokratischen, emanzipato- 
rischen, sozialistischen Blickwinkel 
zu diskutieren. In diesem Zusammen¬ 
hang ist Schöfers langjährige Mitar¬ 
beit im „Werkkreis Literatur der Ar¬ 
beitswelt“ zu verstehen. 

Es besteht nach der Lesung noch 
genügend Zeit, mit dem Autor das Ge¬ 
spräch zu suchen. 

23. Juni, 19.00 Uhr, Kurdisches Kultur¬ 
cafe, Wilhelm-Hamacher-Straße 25, 
(an der Galerie), 53 840 Troisdorf 


Anzeige 


Progressive Literatur Verlag Wiljo Heinen 



»»Saigon ist frei!« war der Jubelruf an jenem 
30. April/ I.Mai 1975, als Vietnams Kampf um 
Unabhängigkeit und Freiheit unter dem Beifall von 
Millionen Menschen auf allen Erdteilen mit dem 
Sieg seiner Volksarmee endete. 

Die Geschichtsschreibung Vietnams - auch dieses 
dreißigjährigen Krieges - ist hierzulande noch im¬ 
mer geprägt von der Sicht »westlicher« Historiker. 
Hellmut Kapfenberger, lange Zeit als ADN-Korres- 
pondent in Vietnam, ändert das mit seinem Buch. 


Hellmut Kapfenberger 
... unser Volk wird gewiss siegen 

30 Jahre Uberlebenskampf Vietnams im Rückblick 

ISBN 978-3-95514-021-2 | 414 S. | 16 ( -€ 
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Kommunalpolitik / Aktionen unsere zeit m 

Der neue Hit vieler Kommunen: 

Wo müssen wir kürzen - sieben Tage lang? 

Viele Städte und Gemeinden treiben auf die finanzielle Katastrophe zu 


D ie Verbal-Attacke des ehemali¬ 
gen Düsseldorfer Oberbürger¬ 
meisters Dirk Elbers (CDU) 
kam als böse Beleidigung an: Viele 
Städte im Ruhrgebiet seien so arm, dass 
er dort „nicht mal tot überm Zaun hän¬ 
gen“ wolle. Für seine Überheblichkeit 
bekam er die Quittung: Bei der Wahl 
2014 verlor er sein Amt. Damit war 
Elbers zunächst einmal weg vom po¬ 
litischen Fenster. Aber die Armut der 
Städte im Ruhrgebiet und anderswo 
wurde dadurch nicht geringer. Im Ge¬ 
genteil; der fiskalische Hochwasserpe¬ 
gel der Kommunen steigt. 

Die neoliberale Denkfabrik Ber¬ 
telsmann-Stiftung erkannte jüngst die 
Verursacher der städtischen Notsitua¬ 
tionen: Die armen Bürgen sorgen da¬ 
für, dass die Städte ausbluten, denn die 
Sozialausgaben der Kommunen seien 
trotz guter Konjunktur in den vergan¬ 
genen zehn Jahren „um mehr als 50 
Prozent“ (genau: 53 Prozent) gestiegen: 
„In 2014 summierten sie sich bundes¬ 
weit auf rund 78 Milliarden Euro.“ In 
Duisburg (52 Prozent), Wiesbaden (54 
Prozent), Eisenach (52 Prozent) und 
Flensburg (58 Prozent) machten die 
Sozialkosten mehr als die Hälfte des 
städtischen Haushalts aus. In der VW- 
Stadt Wolfsburg sind es 17 Prozent. Ein 
so niedriger Wert wird nicht einmal im 
Ländle erreicht. 

Ursache für diese Etat-Belastun¬ 
gen ist der Kapitalismus, den die Stif¬ 
tung als „Struktur- und steuerschwache 
Städte und Kreise“ umschreibt. Die 
Wohnkosten aus Hartz IV machen 14 
Milliarden Euro aus, noch mehr sind es 
bei der Sozialhilfe (27 Mrd. Euro) und 
bei der Kinder- und Jugendhilfe (39 
Mrd. Euro). Wenn der Bund die Wohn¬ 
kosten für Hartz IV-Bezieher übernäh¬ 


me, wäre dies der entscheidende He¬ 
bel, den armen Kommunen gezielt zu 
helfen. Die Kosten sind durch Gesetze 
festgelegt und können durch die Städ¬ 
te und Gemeinden nicht variiert wer¬ 
den. Duisburgs Oberbürgermeister So¬ 
ren Link kennt das Konnexitätsprinzip: 
„Wer die Musik bestellt, der bezahlt sie 
auch.“ 

Ursachen für die Wohnkosten wer¬ 
den in der Langzeitarbeitslosigkeit und 
in geringen Steuereinnahmen gesehen. 
Die Ursachen für diese Ursachen be¬ 
nennt die Studie wohlweislich nicht. 

Der Bund trägt nur ein Drittel der 
Kosten, gemäß Koalitionsvertrag sol¬ 
len es in Zukunft (ab 2018) zwei Drittel 
sein. Für NRW errechnete die Stiftung 
durch einen solchen Ausgleich eine 
Entlastung von 75 Prozent der jähr¬ 
lichen Defizite in den kommunalen 
Haushalten. Dieses scheinbare Licht 
am Ende des Tunnels hilft den Käm¬ 
merern allerdings heute nicht. Es bleibt 
düster in den Kommunen. OB Sören 
Link fordert deshalb in der Westdeut¬ 
schen Zeitung, dass der Staat zu den 
Kosten der Eingliederung auch Wohn¬ 
geld, Pflege und Asylkosten bezahlen 
soll. 

Kassenkredite belaufen 
sich inzwischen auf 
50 Milliarden Euro 

Eine generelle Neuordnung der Fi¬ 
nanzbeziehungen zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden forderte 
wiederholt auch der „Deutsche Städ¬ 
tetag“, diesmal am Ende seiner Jahres¬ 
hauptversammlung in einer „Dresd¬ 
ner Erklärung“. Die neue Präsidentin 
des Städtetages, Eva Maria Lohse aus 
Ludwigshafen, fordert generell: „Wir 
wollen Entwicklungschancen für alle 


Städte in Deutschland. Wir wollen 
gleichwertige Lebensverhältnisse, da¬ 
mit die Menschen in jeder Stadt gute 
Chancen zur Teilhabe am Arbeitsleben, 
an Bildung, an sozialen und kulturel¬ 
len Angeboten vorfinden.“ Genau diese 
Aufgabenstellung sieht der Städtetag 
gleichzeitig in Gefahr: „Damit unter¬ 
stützende Maßnahmen für die Kom¬ 
munen auch langfristig wirken kön¬ 
nen, ist eine Altschuldenregelung die 
Voraussetzung, die Perspektiven für 
einen schrittweisen Abbau kommu¬ 
naler Altschulden schafft. Allein die 
Kassenkredite der Kommunen belau¬ 
fen sich inzwischen auf etwa 50 Mil¬ 
liarden Euro.“ Sie sollen kurzfristige 
„Liquiditätsschwankungen“ ausglei- 
chen und eine ordnungsgemäße Kas¬ 
senwirtschaft ermöglichen und signali¬ 
sieren: Das Ende der Fahnenstange ist 
erreicht. Die DKP fordert deshalb für 
die Kommunen ein Moratorium und 
einen Schuldenschnitt. Michael Ger¬ 
ber, DKP-Ratsherr im Bottroper Rat¬ 
haus: „Die Kommunen sind die Kühe 
der Banken. Sie werden gemolken und 
gemolken. Es geht nicht an, dass wir die 
Banken länger bedienen und schon da¬ 
durch immer mehr Schulden angehäuft 
werden.“ 

Den Investitionsrückstand bei der 
kommunalen Infrastruktur beziffert 
die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) für 2015 auf 132 Milliarden 
Euro. Das Investitionspaket des Bun¬ 
des für finanzschwache Kommunen 
umfasst aber nur 3,5 Mrd. Euro. Der 
Nürnberger Oberbürgermeister Ulrich 
Maly fordert deshalb: „Wir brauchen 
eine nachhaltige Reform der föderalen 
Finanzbeziehungen, die auch die Inves¬ 
titionskraft der Kommunen stärkt.“ 60 
Prozent der öffentlichen Investitionen 


müssen von den Kommunen gestemmt 
werden. Unter der Telefonnummer 
(02 041) 70-5050 können in Bottrop seit 
2012 bei der „Service-Stelle für Stra¬ 
ßenschäden“ neue „Schlaglöcher, de¬ 
fekte Geh- und Radwege, beschädigte 
Schachtabdeckungen, Straßenabläufe 
und Verkehrszeichen, nicht funktionie¬ 
rende Straßenbeleuchtungen oder aus¬ 
gefallene Ampeln gemeldet werden“. 
Gegen den Protest der DKP-Ratsfrak- 
tion ist die Stadt dem Stärkungspakt 
Kommunalfinanzen des Landes NRW 
beigetreten. Sie hofft auf 60 Millionen 
aus der Landeskasse, unterwirft sich 
dafür aber einer Haushaltskürzungs¬ 
orgie von 11,2 Millionen Euro pro Jahr 
bis 2019. Kleine Löcher in der Straßen¬ 
decke können jetzt vielleicht gestopft 
werden, nicht aber das große Loch im 
defizitären Stadthaushalt. 

Noch ein Loch: Bottrop erreicht 
die bundesweite Versorgungsquote für 
Kinder unter drei Jahren nicht. Selbst 
der Trick der Gruppenvergrößerung 
um drei Plätze hat nicht geholfen. Es 
fehlt an Räumen und Personal. Die 
Stadt hat kein Geld für Neubauten. 
Private Investoren sollen bauen. Die 
Stadt will sich einmieten. Das fehlen¬ 
de Personal ist nicht nur ein Problem 
in Bottrop. Es fehlt bundesweit. Die 
Bertelsmann-Stiftung hat folgerichtig 
auch hier ermittelt, dass die Qualität 
der frühkindlichen Erziehung und Bil¬ 
dung zu wünschen übrig lasse. Unzurei¬ 
chende Quantität schlägt um in unzu¬ 
reichende Qualität. 

Geld fehlt auch für den 
Sozial- und Erziehungsdienst 

Selbst da, wo die Qualität erreicht wird, 
geht es zur Zeit ans Eingemachte, denn 
den erhöhten Anspruch ans Personal 


wollen die Kommunen nicht adäquat 
vergüten. Deshalb sind 240 000 Be¬ 
schäftigte im kommunalen Sozial- und 
Erziehungsdienst für eine höhere Ein¬ 
gruppierung seit dem 8. Mai in den 
Streik getreten. 

Sogar Düsseldorf mit seiner ge¬ 
zielt „errechneten“ Schuldenfreiheit 
kommt ins Wanken. Stadtkämmerer 
Manfred Abrahams (CDU) fürchtet 
am Ende seiner Amtszeit, dass der 
Kasse ein Loch von 100 Millionen 
Euro droht. Noch sind 14 Millionen 
in der Schatulle. Ende 2013 waren es 
aber 325 Millionen Euro. Wenn die 
Kasse im kommenden Monat leer 
sein sollte, müssten zunächst städti¬ 
sche Gesellschaften und Eigenbe¬ 
triebe angepumpt werden. Die im¬ 
manenten Ursachen trotz und wegen 
der Krise: Einbruch bei der Gewerbe¬ 
steuer um 40 Millionen Euro, Mehr¬ 
einnahmen bei der Einkommens- 
Steuer um 12,5 Millionen Euro. Zu 
berücksichtigen sind Pensionszurück¬ 
stellungen von 25 Millionen Euro und 
eine umstrittene Gewinnabgabe der 
Stadtsparkasse, Mietsteigerungen und 
schließlich steigende Lohnkosten bei 
den Erziehern. 

In Düsseldorf sitzen angesichts die¬ 
ser Situation dennoch (fast) alle in ei¬ 
nem Boot: Im Rathaus wurde mit den 
Stimmen von CDU, SPD, Grünen und 
FDP beschlossen, dass der „glücklos“ 
abgewählte Oberbürgermeister Elbers 
ab sofort und lebenslang für eine Legis¬ 
laturperiode im Rathaus eine monatli¬ 
che „Rente“ von rund 5 000 Euro be¬ 
kommt. Elbers ist 55 Jahre alt. Er macht 
bereits in Immobilien. Der Verkauf von 
Zäunen ins Ruhrgebiet gehört nicht zu 
seinen Angeboten. 

Uwe Koopmann 


Internationale Solidarität in der Keupstraße 

Für eine „offene und friedliche Stadtgesellschaft“ in Köln 



Nicht nur die Musik war grauenhaft 

ln Wetzlar warb die Bundeswehr für mehr 
Akzeptanz in der Bevölkerung 


Birlikte ist schon Tradition. Wie im ver¬ 
gangenen Jahr kamen anläßlich des 11. 
Jahrestags des Nagelbombenanschlags 
mehrere 10 000 Menschen bei schöns¬ 
tem Wetter in die Keupstraße und ihre 
Umgebung. Am 9. Juni 2004 hatte der 
„Nationalsozialistische Untergrund 
(NSU)“ 22 Menschen teilweise schwer 
verletzt. Am vergangenen Sonntag ging 
es unter dem Motto „Birlikte - Zusam¬ 
menleben“ um gemeinsames Feiern, 
Diskutieren, Gedenken. 30 Bühnen, 
500 Künstler, meist kölscher Proveni¬ 
enz. Die Besucher wollten sich aber 
auch über die Anschlagsserie des NSU, 
die auffällige Fehlorientierung der Er¬ 
mittlungen und die staatliche Abschir¬ 
mung der Nazitäter verständigen. 

In der Tat werden immer mehr Verbin¬ 
dungen sichtbar. Gerade erst ist der Ex- 
Chefin des NRW-Verfassungsschutzes 


die Ähnlichkeit des Attentäterphan¬ 
tombildes der Kölner Probsteigasse 
(Dezember 2000) mit dem Mitarbei¬ 
ter des Verfassungsschutzes Johann 
Helfer aufgefallen. CDU und Grüne 
im NSU-Untersuchungsausschuß des 
Landes kündigten zu Beginn der Wo¬ 
che an, der Sache nachzugehen. 
Zunächst war eine Wiederholung von 
Birlikte nicht vorgesehen, aber die Ver¬ 
anstalter (Stadt Köln, Schauspiel Köln, 
Amadeu Antonio Stiftung, Arsch huh, 
Roland Temme Konzerte, IG Keupstra¬ 
ße) und weitere zahlreiche Unterstüt¬ 
zer (darunter Ministerium für Arbeit 
und Ministerium für Familie NRW, die 
Stadt Köln und städtische Unterneh¬ 
men, aber auch antifaschistischen In¬ 
itiativen) waren durch die Ereignisse 
der letzten Monate, dem Erstarken von 
Pegida und ihren Ablegern, veranlasst, 


„wieder ein gemeinsames Zeichen zu 
setzen gegen Intoleranz und Fremden¬ 
hass, gegen religiösen und nationalis¬ 
tischen Terror jedweder Couleur und 
für eine offene und friedliche Stadtge¬ 
sellschaft.“ 

Die Initiative „Keupstraße ist überall“ 
sorgte im Cafe Sabahci mit Veranstal¬ 
tungen wie „V wie Verfassungsschutz“, 
„Rassismus im Münchner NSU-Pro- 
zess“ über den NSU- Untersuchungs¬ 
ausschuss in NRW, nicht zuletzt mit 
einer Lesung von Esther Bejarano für 
politische Information. 

Es gab kaum ein Durchkommen bei 
diesem 2. Kölner Birlikte-Fest. Unser 
Bild wurde in der Keupstraße aufge¬ 
nommen, ziemlich genau da, wo vor 
Jahren die Nagelbombe des National¬ 
sozialistischen Untergrundes explo¬ 
dierte. KlausStein 


Die Bundeswehr hat Nachwuchspro¬ 
bleme und muss für Akzeptanz in der 
Bevölkerung werben. Dies wurde auch 
bei der gestrigen Werbeveranstaltung 
in Fritzlar deutlich. Die Besucherzahl 
blieb ganz weit hinter den erwarte¬ 
ten 100 000 Besuchern zurück, (aller- 
höchstens die Hälfte), die Gegenver¬ 
anstaltungen der ca. 30 Friedensakti¬ 
vistinnen wurden neugierig verfolgt 
und von etlichen positiv kommentiert. 
Die Insassen der Busse lasen fast alle 
unsere Transparente, viele mit zustim¬ 
menden Gesten. Ein Eiswagen ver¬ 
sorgte uns solidarisch und kostenlos. 
Es gab weitaus mehr positive Kom¬ 
mentare von Passantinnen, als pöbeln¬ 
de oder negative. Schätzungsweise 30 
Prozent kamen aus purer Neugier und 
nahmen unsere Flugblätter, Aufkleber 
und Luftballons gern, insbesondere 
die Kinder, wenn sie von dem Bundes¬ 
wehrgelände gehen durften. Das Klima 
dort und die Minen der Besucherinnen 
wurde von uns als eher starr und düster 
empfunden, die Deko war wenig liebe¬ 
voll bzw. nicht vorhanden, die Musik 


grauenhaft, die Animation fast durch¬ 
gängig militant. 

Unsere Aktionen mussten ca. 300 
Meter entfernt vom Gelände statt¬ 
finden, auf dem Bundeswehrgelände 
selbst durften wir keinen Stand durch¬ 
führen. Erst nach „Drohung“ mit der 
Presse erhielten wir einen Standort für 
unseren Infostand in relativer Nähe, 
sonst hätte man uns in die ca. 1,5 km 
entfernt liegende Altstadt verfrach¬ 
tet. Am Vorabend erhielten wir beim 
Standaufbau Besuch von einem Bun¬ 
deswehrmitglied, der uns verscheuchen 
wollte mit dem Hinweis, dies sei Pri¬ 
vatgelände, am Morgen erhielten wir 
Besuch von der Kripo, die uns unter 
Androhung von Auflösung des Standes 
ermahnte, nicht in die Nähe des Gelän¬ 
des zu gehen. 

Das hessische Fernsehen (hr extra) 
berichtete hingegen begeistert von der 
Technik und jedem Detail, filmte aber 
auch unseren Stand und Frank Skischus 
vom Kasseler Friedensforum durfte 
auch ein Statement abgeben. Immer¬ 
hin. Claudia Reimer 












Freitag, 19. Juni 2015 13 


m unsere zeit _ Reportage 

Gegen höhere Steuern und niedrigere Renten 

Impressionen aus dem Alltag des Kapitalismus auf den Kykladen 



ine gedämpfte Spannung zieht 
durch den großen Sitzungssaal 
im ersten Stock des Rathauses 
von Naxos. Die Mitglieder des Stadt¬ 
rates sollen „mitbestimmen“ wie eine 
„Reform-Forderung“ der EU auf der 
Kykladen-Insel umgesetzt werden soll. 
Ministerpräsident Alexis Tsipras und 
Yanis Varoufakis glauben erkannt zu 
haben, dass sie, um den Forderungen 
der Troika nachzukommen, die Steuern 
auf den Kykladen erhöhen können. Es 
herrscht Aufregung im Sitzungssaal. 
Die Stimmen werden lauter. Naxos ist 
nicht der Touristenmagnet Santorin. 
Naxos ist auch nicht Aegina, die In¬ 
sel der Reichen und Schönen, die auch 
noch Platz für eine Villa der Familie Va¬ 
roufakis hat. 

Evdokia Psarra, die engagierte Ver¬ 
treterin der KKE ergreift das Wort. So¬ 
fort gibt es Zwischenbemerkungen und 
Kommentare. Aber auch Ratsvertreter, 
die aufmerksam zuhören. Eine etwas 
ungewöhnliche Situation: Sie haben 
mitbekommen, dass Gäste aus dem 
Merkelland ihre Debatte verfolgen. Für 
die Genossin Evdokia ist klar, dass eine 
„Luxussteuer“ auf Naxos fehl am Platz 
ist. Aber es geht nicht nur um Naxos 
in der Mitte der Ägäis. Die Bauern, Ta¬ 
vernenbetreiber, Handwerker haben 
den Widerspruch zwischen den euro¬ 
päischen Kapitalfraktionen nicht ver¬ 
ursacht und auch nicht zu verantwor¬ 
ten. Ebensowenig der Betreiber des Pe- 
ripteros am Hafen, der sich in seinem 
1,95 m2 großen „Warenhaus“ bei na¬ 
hezu zeitlich unbegrenzter Öffnungs¬ 
zeit selbstausbeuterisch überWasser zu 
halten versucht. 

Der Kioskbesitzer unterliegt einem 
System, das einen markanten Wider¬ 
spruch innerhalb des Klassenantagonis¬ 
mus bildet: Das Periptero darf nur mit 
einer Lizenz betrieben werden. Bei der 
Aufsicht über die Lizenzvergabe wird 
dann der Bock zum Gärtner gemacht. 
Die Aufsicht führt - auch unter der 
neuen Regierung - das Verteidigungs¬ 
ministerium, denn der Kiosk soll denen 
helfen zu überleben, die durch Kriegs¬ 
folgen Nachteile erlitten haben. Diese 
„Sozialhilfe“ geht aber auch an andere 
Bedürftige. Das Problem: Seit 2005 ist 
der Umsatz um 21 Prozent gesunken. 

Das Periptero ist aber nicht das un¬ 
tere Ende der sozialen Leiter. Jeder 
Reiseführer für Naxos betont, dass die 
Insel über ein hervorragendes Klima 
verfügt, über Wasser und in großen Tei¬ 
len über eine Bodenbeschaffenheit, die 
zusammen außerordentlich förderlich 
für die Landwirtschaft sind. Obst und 
Gemüse sind im Überfluss da. Kartof¬ 
feln werden innerhalb Griechenlands 
„exportiert“. Der naxotische Wein geht 
nicht nur in die heimischen Tavernen. 
Gleichzeitig gibt es Hunger auf der 
Insel. Durchschnittlich 170 Bewohner 
ohne Arbeit, ohne Arbeitslosengeld, 
ohne Krankenkasse, ohne auskömmli¬ 
che Rente - stehen täglich an bei der 
Armenküche, die bei der orthodoxen 
Kirche organisiert wird. Auf einem 
„Markt“ können sie die Lebensmittel 
kostenlos bekommen, die sie nicht be¬ 
zahlen können. 

Ergänzt wird diese Gruppe um die 
„Binnenflüchtlinge“. Die Genossen Jan- 
nis und Vaggelis haben in Athen gelebt. 
Sie sehen immer noch, dass die Arbeits¬ 
losigkeit in der Hauptstadt extrem ist. 
Während andere junge Menschen die 
„Lösung“ darin sehen, im Ausland ihr 
„Glück“ zu suchen, sind sie auf die 
Insel zurückgekehrt. Die Familie hat 
noch ein paar Stremata Land (1 Strema 
= 1000 m 2 ). Angebaut wird alles, was 
zum täglichen Bedarf gehört. Das ist 
sehr gesund, reicht aber nicht, um eine 
eigene Familie zu gründen. So verdin¬ 
gen sich die beiden Brüder zwischen¬ 
zeitlich als Arbeiter. 

Andere haben kein Land. Sie ver¬ 
suchen bei zunehmender Saison einen 
Arbeitsplatz als Kellner oder Mikros 
zu bekommen, der die Tische mit den 
Speiseresten abräumt. Auf dem Wasser 
verdienen nur die Besitzer der Ree¬ 
dereien der Fährschiffe und Frachter. 
Die Fischer machen nur das kleine Ge¬ 


schäft, denn die Ägäis ist überfischt. In 
den kleinen Bootswerften auf Koufo- 
nissi oder bei Kolimbrithes auf Paros 
sind drei Arbeiter zu sehen, die schwei¬ 
ßen und malen. Das Gelände sieht teil¬ 
weise eher wie ein Schiffsfriedhof aus. 

★ 

Es gibt noch eine andere Gruppe von 
„Binnenflüchtlingen“: Die Lehrerinnen 
und Lehrer ohne feste Anstellung. Ihre 
Verträge garantieren Gehalt und Ar¬ 
beit für ein Schuljahr - aber nicht für 
die Sommerferien zwischen den bei¬ 
den Schuljahren. Jannis, noch ein Jan- 
nis, arbeitet in dieser Zeit als Koch. In 
der Hochsaison bei ohnehin drücken¬ 
den Temperaturen am Grill zu stehen, 
ist für ihn kein Vergnügen, aber le¬ 
bensnotwendig. Betroffen ist auch die 
Deutschlehrerin und Genossin Maria 
Tassopoulou. Bis zum Schuljahresen¬ 
de sind es nur noch wenige Wochen. 
Aber sie weiß immer noch nicht, wo 
sie in Griechenland ihre nächste Stelle 
bekommt. Deutsch ist zudem nicht die 
wichtigste Zweitsprache in Griechen¬ 
land. Aber es gibt eine gewisse Nach¬ 
frage, denn nach der Schulzeit und dem 
Studium droht in Griechenland die Ar¬ 
beitslosigkeit. Viele wagen mit den pas¬ 
senden Sprachkenntnisse den Sprung 
ins Ausland. 

Zu den „Binnenflüchtlingen“ ge¬ 
hört auch Babis Stavrakakis. Um ihn 
macht sich sein Vater Stelios Sorgen. 
Stelios, ein kommunistisches Urgestein 
aus Kreta, ist Schäfer mit 400 Ziegen. 
Die Milch verarbeitet er auf der Nida- 
Hochebene zu wunderbarem Kefaloti- 
ri in einem Mitato, dieser kunstvollen 
Bruchsteinkonstruktion ohne Balken 
und Mörtel. Sein Sohn sollte mehr 
über die Käseherstellung lernen. Steli¬ 
os schickte ihn deshalb durch das hal¬ 
be Griechenland nach Ioannina. Babis 
absolvierte die Ausbildung, ging zurück 
und bekam Arbeit in der Käserei von 
Anogia. Aber die Käserei unterlag dem 
Druck der Großproduzenten und wur¬ 
de geschlossen. Nun ist Babis kein Kä¬ 
serei-Facharbeiter. Er steht am Grill in 
einer Touristenhochburg. Und der Ag- 
rar-Konzern „Creta Farms“ ist im inter¬ 
nationalen Geschäft. 

Selbst wenn Vaggelis und Jan¬ 
nis mehr Käse und Wein produzieren 
könnten, würden sie wieder an Gren¬ 
zen stoßen. Zu einem Wein auf der 
Nachbarinsel Paros heißt es, der Bou- 
tari Naoussa sei „im Abgang zart und 
nachhaltig“. Wie sollten sich Vaggelis 


und Jannis dieses Zertifikat für ihren 
Hauswein Apo Vareli (von Fass) besor¬ 
gen können? Für Giannis Boutaris und 
seinen finanziellen Hintergrund war 
das leichter. Da konnte er 2011 auch 
schon mal Bürgermeister von Thessa¬ 
loniki werden. Die Chance haben die 
Korres-Brüder nicht. Das würde auch 
gar nicht zu ihrem Bekenntnis zum pro¬ 
letarischen Handwerkszeug - Hammer 
und Sichel - passen. Nach Thessaloniki 
ist Patras mit 213.000 Einwohnern die 
drittgrößte Stadt Griechenlands. Und 
die hat einen kommunistischen Bür¬ 
germeister: Kostas Peletidis (KKE). 
Einen echten „KKE-Bürgermeister“ 
haben Vaggelis und Jannis auch gleich 
hinter dem nächsten Bergkamm, dem 
Anathematisra, in Komiaki. 

Schon die Anfahrt durch diese sonst 
weitgehend menschenleere Gegend im 
Nordosten der Insel lässt vermuten, 
dass hier „rote Nester“ sein müssen. 
An die Telegrafenmasten sind Flugblät¬ 
ter mit ideologischer Nachhaltigkeits¬ 
wirkung getackert: Aufruf von PAME 
zum 1. Mai, Veranstaltungshinweise der 
KKE auf den 70. Jahrestag der Befrei¬ 
ung vom Faschismus. 

★ 

Komiaki, die „Hauptstadt“ des KKE- 
Bürgermeisters, präsentiert die Produk¬ 
te, die für dieses Bergdorf typisch sind: 
Wein, Raki und Käse. Komiaki wird 
auch Koronida genannt. Diese Bezeich¬ 
nung lässt - mit etwas Phantasie - eine 
Beziehung mit dem Mineral „Korund“ 
erkennen. Korund folgt in seiner Här¬ 
te dem Diamanten. Koronida erlangte 
durch Korund eine gleichsam globale 
Bedeutung, denn Korund ist Bestand¬ 
teil von Schmirgel. Und Schmirgelpa¬ 
pier kennt jeder. Das Wort kommt aus 
der griechischen Sprache: smirida. Die 
Naxos-Union war weltweit führend für 
den Schmirgelabbau. 

Diese Besitzverhältnisse waren nicht 
immer so. Wie Prof. Winfried Scharlau 
in einem informativen Aufsatz darstellt, 
„gehörten“ die Vorkommen in osma- 
nischer Zeit den katholischen Groß¬ 
grundbesitzern auf Naxos. 1736 und 
1835 ging das Recht der Ausbeutung 
an die Bewohner der sechs Bergdörfer 
der Region. Den weltweiten Vertrieb 
sicherte sich 1871 der Frankfurter In¬ 
dustrielle Julius Pfungst. Zwischen 
dem genossenschaftlich organisierten 
Abbau des Schmirgels, der Seilbahn für 
den Schmirgeltransport und der Welt 
draußen lag allerdings die Verladestati¬ 


on in Moutsouna. Hier hatte Herr Pro- 
tonotarios das Sagen und den Gewinn. 
Er hatte eher ein kurzfristiges Interesse 
daran, die eigene Tasche zu füllen, statt 
das Geld in eine zeitgemäße Verlade¬ 
technik zu stecken. Der Widerspruch 
zwischen kollektiver Arbeit und Pro¬ 
duktivkraftentwicklung und privater 
Aneignung des Gewinns erwies sich 
in Moutsouna - wieder einmal - als 
Sackgasse. Ein hervorragendes Sym¬ 
bol für den Anachronismus findet sich 
auf nördlicher Seite der kurvenreichen 
Straße zwischen Apiranthos und Mout¬ 
souna in mehreren hundert Metern 
über dem Verladehafen: eine vollkom¬ 
men verrostete Schute, vergleichbar 
mit einem Bauhüttenschiff. Der Ge¬ 
schäftsgegenstand von Protonotarios 
lautet „Straßentransport“ ... 

Die Ausbeutung der Stollen ist in¬ 
zwischen - neben der vorsintflutlichen 
Verladestation und der anfälligen Seil¬ 
bahn - an verschiedene weitere Gren¬ 
zen gestoßen: Der Abbau im Berg wur¬ 
de zu unergiebig. Und schlimmer noch: 
Schmirgel wurde durch die Chemiepro¬ 
dukte von synthetischem Korund oder 
Siliciumcarbid als Schleifmittel über¬ 
holt, da qualitativ gleichwertig, aber bil¬ 
liger. „Schmirgel aus der Natur“ kommt 
inzwischen aus der Türkei nach Grie¬ 
chenland, ebenfalls billiger aber nicht 
besser. Die chinesische Handelsplatt¬ 
form „Alibaba“ bietet eine breite Pro¬ 
duktpalette aus dem Nachbarland an. 

In vergleichsweise bescheidenem 
Maße wird auf Naxos auch heute noch 
Schmirgel abgebaut. Das Material 
wird auf einem Lagerplatz gesammelt 
und dann in großen „Plastiktaschen“ 
portioniert. Die „Bigpacks“ mit einer 
Tragfähigkeit von 1 000 oder 1 500 kg 
fassen etwa einen Kubikmeter Schmir¬ 
gel, der dann mit dem Lkw abtrans¬ 
portiert wird. Dieser „Schotter“ dient 
nun als Straßenbelag. Mit dem Abbau 
sichern die verbliebenen Bergleute ihre 
Altersversicherung. 

Die Troika-Forderung nach einer 
Reform der Sozialpolitik könnte auch 
hier zuschlagen, denn für ein Jahr Al¬ 
tersrentenbeitrag müssen 27 Tonnen 
Schmirgel abgeliefert werden. Mit dem 
Presslufthammer geht das schneller als 
früher mit Hammer, Eisenstangen und 
Spitzhacke. Und bei einer plötzlich ent¬ 
deckten ergiebigen Lagerstätte, einer 
ausgeprägten Linse, sind die Sozial¬ 
beiträge schnell erarbeitet. An dieser 
„Reform-Schraube“ könnte also noch 
gedreht werden. Allerdings: nicht mit 
den Kumpeln und der KKE. 


Naxos hat einen weiteren Wirt¬ 
schaftsbereich, der unter die Räder 
des internationalen Kapitals geraten 
ist. Für die vielfältigen Bauaktivitä¬ 
ten vor der Krise lieferte die heimi¬ 
sche Zementindustrie den Rohstoff. 
Ein führendes Unternehmen: Herac- 
les General Cement Co. SA. Markant 
das Firmenlogo auf Betonsilos und 
Betontransportern: Herkules mit dem 
Fell des erlegten Nemeischen Löwen. 
Aus dem wilden Tier der griechischen 
Mythologie wurde 2001 eine Hauskat¬ 
ze in mehrheitlich französischem Be¬ 
sitz: Unter dem „griechischen“ Logo 
prangt seitdem der Schriftzug „Lafar- 
ge“ Baustoffhersteller aus der globalen 
Spitze mit Sitz in Paris. Heracles war 
1911 gegründet worden und hatte sich 
zum Marktführer entwickelt. Nachhal¬ 
tigkeit prägt die „Philosophie“ von He¬ 
racles und Lafarge, verlautet der Kon¬ 
zern. Es muss in Griechenland ja nicht 
so laufen wie in Deutschland, wo das 
Kartellamt gegen das Zementkartell 
von sechs Unternehmen wegen ver¬ 
botener Absprachen, die von 1988 bis 
2002 „gepflegt“ wurden, ein Bußgeld 
von mehr als 600 Millionen Euro ver¬ 
hängt hatte. Das Oberlandesgericht 
Düsseldorf (OLG) senkte die Strafe 
2009 auf 330 Millionen Euro. - Wer 
den Griechen Korruption und Steuer¬ 
hinterziehung vorwirft, sollte den Ze¬ 
mentstaub nicht in die eigenen Augen 
reiben. Es geht immer nur um Herr¬ 
schaftssicherung in Griechenland, im 
Merkelland und in der EU. 

★ 

Dazu dienen ja auch die „Reformen“, 
gemeint ist unter anderem der Ab¬ 
bau von Sozialleistungen, die mit ei¬ 
nem Dunstschleier der Desinforma¬ 
tion überzogen werden. So berichtete 
die Nachrichtenagentur dpa am 3. Juni, 
dass „die Europäer“ und der Interna¬ 
tionale Währungsfonds bei einem Spit¬ 
zentreffen in Berlin einen Kompromiss 
ausloten und sich auf die griechische 
Regierung zubewegen. Gleichzeitig 
heißt es von Jeroen Dijsselbloem, dem 
Vorsitzenden der Euro-Gruppe, dass 
Griechenland keine Konzessionen 
von den Geldgebern erwarten könne, 
die dem Land „nicht auf halbem Wege 
entgegenkommen“ werden. 

Bei Vaggelis und Jannis ist noch 
keine Nachricht angekommen, dass 
die Machtverhältnisse in Griechen¬ 
land seit dem Regierungsantritt von 
Syriza und ANEL und entgegen allen 
Regierungserklärungen und Verlautba¬ 
rungen von Alexis Tsipras und Yannis 
Varoufakis ins Wanken geraten sind. 
Im Gegenteil: Es gibt ein Bekenntnis 
der Regierung zur EU und zur NATO. 
Wenn es allein nach Panos Kamme- 
nos, ANEL-Vorsitzender und stell¬ 
vertretender Ministerpräsident, ginge, 
dann bekämen NATO und USA sogar 
einen noch stärkeren Auftritt in Grie¬ 
chenland. Konkret schlägt er vor, eine 
Ägäis-Insel zu einem neuen Luftwaf- 
fen-Stützpunkt der NATO auszubau¬ 
en. Außerdem soll der US-Stützpunkt 
Souda auf Kreta verstärkt werden. Von 
hier erreichten die US-Bomber in 20 
Minuten Libyen. Schließlich fordert 
Kammenos eine halbe Milliarde Dol¬ 
lar zur Modernisierung der Lockheed 
P-3 Orion zu besserer Seeaufklärung 
und Jagd auf U-Boote. 

Vaggelis, Jannis und alle Genos¬ 
sinnen und Genossen aus den „roten 
Nestern“ auf Naxos wissen, was pas¬ 
siert, wenn das Militär weiter an der 
Süd-Ost-Flanke der NATO „spielen“ 
darf. Das geht dann nicht nur zu Las¬ 
ten des Periptero-Betreibers am Hafen 
von Naxos. Sie fordern, dass der Ein¬ 
fluss des Militärs und der Politik gebro¬ 
chen werden muss. Mit „Oligarchen“ 
in der EU und im eigenen Land sind 
keine Verträge zu schließen. Die ent¬ 
scheidende Alternative lautet für sie: 
Arbeit oder Kapital. Sie haben schon 
etwas vorgesorgt: Auf ihrer Terrasse 
wachsen in zahlreichen Blumentöpfen 
wunderschöne rote Nelken. 

Uwe Koopmann 
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Arno Klönne 

Arno Klönne, enger Freund und Förderer des AK Blumen 
für Stukenbrock, ist am 4. Juni im Alter von 84 Jahren 
verstorben. 

ln Bochum geboren und als 
Kind und Jugendlicher in 
Hövelhof am Rande der Senne 
aufgewachsen, hatte er mit 
eigenen Augen das Schicksal 
der geschundenen Kriegsge¬ 
fangenen und Zwangsarbeiter 
des Stalag 326 in Stukenbrock 
verfolgen müssen. Diese Er¬ 
lebnisse prägten ihn Zeit sei¬ 
nes Lebens. 

Als jugendlicher Pfadfinder 
der „Bündischen" durchstreif¬ 
te und liebte er die Senne und setzte sich bis zuletzt für 
die Entmilitarisierung der Senne ein. Wissenschaftlich 
und praktisch-politisch betrieb er schon früh die Aufar¬ 
beitung der Lagergeschichte. Doch dabei blieb es nicht: 
Wie kaum ein anderer Wissenschaftler vertrat er in der 
Öffentlichkeit jahrzehntelang als vielfacher Redner auf 
den Kundgebungen am jährlichen Antikriegstag (zuletzt 
noch im Jahr 2014), aber auch in öffentlichen Stellung¬ 
nahmen kompromisslos die Politik des Friedens und der 
Aussöhnung mit den Völkern, brandmarkte Rassismus 
und Kriegsvorbereitung. Dabei scheute er sich nie, die 
Verantwortlichen für aktuelle Kriegsgefahren beim Na¬ 
men zu nennen und zum Widerstand aufzurufen, wie 
aktuell beim Krieg um die Ukraine. Bis zuletzt setzte er 
sich für die Wiederherstellung des Obelisken in seinem 
Originalzustand mit der roten Fahne ein. 

Mit Arno Klönne verlieren wir einen hochgeschätzten 
persönlichen Freund und herausragenden politischen 
Unterstützer. 

Sein Andenken werden wir in Ehren halten. 

Unser Mitgefühl gilt insbesondere seiner Familie. 

AK Blumen für Stukenbrock 


OPEN AIR FESTIVAL 

GEGEN RASSISMUS UND KRIEG 

i. GEMEINSAM SIND WIR STARK 
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Anzeigen helfen der UZ! 


Einladung gewerkschaftspolitisches Forum 
Samstag/Sonntag, den 27./2S. Juni 2015 

Haus der Jugend, Deutschherrnufer 12,60594 Frankfurt 
Beginn am 27. Juni 2015 um 11.00 Uhr, Einlass ab 10.00 Uhr/ 
Ende am 28. Juni 2015 um 13.00 Uhr 

Als Schwerpunktthemen sind vorgesehen: 

1. Tag, 27. Juni 2015 

• Kurze Vorstellung der Teilnehmerjnnen 

• Referate: „Fabrik 4.0/Office 2.0" 

sowie Diskussion in Arbeitsgruppen und Plenum 

• Diskussion und Einschätzung zum 
Kooperationsmodell von IGM, IG BAU, EVG und IG BCE 

2. Tag, 28. Juni 2015 

• BuG-Arbeit in der Partei 

Wir haben insgesamt 40 Schlafplätze mit Voll-Verpflegung zu 
einem Teilnehmerjnnen-Betrag von ca. 50,- bis 60,- Euro 
reservieren können. Sollte dieser Betrag nicht allein aufge¬ 
bracht werden können, werden die Bezirke und Kreise um 
finanzielle Unterstützung gebeten. 

Um Anmeldung wird gebeten: dkp.pv@t-online.de 


Lesen Sie in junge Welt vom 24.6.2015: 



Medien & 



Einladung des Parteivorstandes 
zur Landesmitgliederversammlung 
der DKP in Sachsen-Anhalt 

Termin: Samstag, den 25. 7. 2015,10.00 Uhr 
Ort: Leitergasse 4, in 06108 Halle (Saale) 

Vorläufige Tagesordnung: 

• Diskussion zum Entwurf des Leitantrages zum 
21. Parteitag der DKP 

• Wahl der Delegierten zum 21. Parteitag 

• Entwicklung der LO Sachsen-Anhalt 


Einladung zur zweiten Sitzung 
der Antifa-Kommission der DKP 

Termin: Samstag, 27. Juni 2015,11.00-16.00 Uhr 
Ort: Haus des PV, Hoffnungstraße 18, Essen 

Vorgesehene Themen: 

• Auswertung der Aktivitäten zum 8. Mai 

• Einschätzung zu PEGIDA und AfD 

• Leitantrag zum 21. Parteitag 

Eingeladen sind die Mitglieder der Kommission, die Bezirke und 
Koordinierungsräte der DKP. 

Anmeldungen bitte bis zum 19.6. an die Bundesgeschäftsstelle, 
Tel.: 0201/177889-0 oder dkp.pv@t-online.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Lieber Günter, 
herzliche 
Glückwünsche 
zum 50. 
von Selma und 
Louis aus Neuss. 


Zeit für Zeugen - 

Eine Hommage an Ettie und Peter Gingold 

Der Film erinnert an das Lebenswerk von Ettie und Peter 
Gingold, die beide als junge Erwachsene während der 
Okkupation des faschistischen Deutschland in der fran¬ 
zösischen Widerstandsbewegung Resistance kämpften. 

Sie leisteten entschiedenen Widerstand unter Einsatz 
ihres Lebens, waren 1944 an der Befreiung von Paris 
beteiligt und blieben ihr Leben lang als Kommunisten 
und Antifaschisten in der BRD aktiv. 

Dokumentationsfilm (DVD), ca 35 Minuten 

Preis 7,50 Euro + Porto/Verpackung 



jetzt online! www.uzshop.de 


Toskana, nah am Meer 

vrw.lnikira-bmhoif.dE 1 (QQlty.iStf. 


ÖkchoMm Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Hausier Hausdien; 
Kindefparadies. 




Entschleunigung: 

Ruhe & Xücur aalt im llüritz- 
NäliüEiaipaUft:. 2 FifWüit 2-3 
HKidöbniK in 

llavel Sk-1 Iflvdgran, Boot & Red, 

Info: www-triac ur iria .de 
TcJ.: 03 31/ft 7Q79* JAB] 



Am 24. Juni wird unsere Genossin 

Sonja Stein 

90 Jahre alt. 

Im kommunistischen Elternhaus aufgewachsen, stieß 
sie schon früh zur Partei Ernst Thälmanns, ln ihrem lan¬ 
gen politischen Leben hat sie zu allen Zeiten vor Ort 
in Elmshorn und im Kreis Pinneberg aktiv für Frieden, 
sozialen Fortschritt und Sozialismus gekämpft. Sie ist 
engagiertes Mitglied der IG bau. Besonders geschätzt 
wird sie als unbeugsame Antifaschistin. Sie war neun 
Jahre alt, als ihre Mutter 1934 wegen „Vorbereitung 
zum Hochverrat" verhaftet und im Offenborn-Prozess 
gegen Kommunisten und Sozialdemokraten zu einem 
Jahr Gefängnis verurteilt wurde. Sonjas Erlebnisse in 
der Nazizeit haben ihr Denken und Handeln bestimmt, 
ln der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, VVN 
- Bund der Antifaschisten, fand sie Gleichgesinnte und 
Freunde. 

Im antifaschistischen Bündnis ist sie Vertrauensperson 
und Ansprechpartnerin, ln der DKP, der sie 1968 beitrat, 
übte sie Funktionen auf Stadt-, Kreis- und Bezirksebene 
aus. Hervorzuheben ist ihr Engagement bei der Organi¬ 
sation des alljährlich stattfindenden Wasserturmfestes 
der DKP und als Bewahrerin des Reinhold-Jürgensen- 
Zentrums. 

Wir nutzen den Anlass ihres 90. Geburtstages, ihr für 
ihre geleistete Arbeit Dank zu sagen. Sonja kann aus 
gesundheitlichen Gründen nicht mehr so aktiv sein wie 
sie möchte. Umso mehr sind wir gefordert, sie zu unter¬ 
stützen und ihr etwas für ihre geleistete Lebensarbeit 
zurückzugeben - in enger und herzlicher Verbunden¬ 
heit. 

Deine Genossinnen und Genossen 
aus Elmshorn, dem Kreis Pinneberg und 
dem Bezirk Schleswig-Holstein 


Liebe Ruth 

Wir gratulieren ganz herzlich zu Deinem 

80. Geburtstag 

und wünschen Dir, dass Du noch viele Jahre so fit 
und aktiv wie jetzt bist. 

Ingrid und Arno 



DIE NEUE HUEMB EUEB 

firnti- 

lOEu» 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht, 
500 g für 5 €, 250 g für 
3 € + Porto; ab 12 Gläser (1 
Karton) portofrei. 

Wir liefern auch handgefer- 
tigte Bienenwachskerzen. 
Anfrage bei: Imkerei Trauth 
02241/973111 
E-Mail: camatra@web.de 


( -\ 

POLEN 

Ostseebad Leba 
(100 km v. Danzig) 

Komf. FZ mit Bad, WC, SatTV. 

Ü/F15 Euro/Pers-Tag 
Garten, Parkplatz 
Tel./Fax: 004859 - 866 26 57 
www.sloneczna.interleba.pl 


DKP / Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen 
Tel: 0214/45418, kls@karl-liebknecht-schule.org 
www.karl-liebknecht-schule.org 
Wochenendseminar Sa./So. 20./21. Juni 2015 

Nation und Nationalismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Der heutige Begriff von Nation ist eng verbunden mit der bür¬ 
gerlichen - kapitalistischen - Gesellschaft. Diese Verknüpfung 
soll näher betrachtet werden, um zu beurteilen, welchen Bezug 
Sozialisten und Kommunisten zur Nation haben können, wenn 
sie doch die kapitalistische Gesellschaft überwinden wollen. Da¬ 
bei zugleich den Nationalismus als bürgerliche Ideologie in den 
Blick zu nehmen, seine Wirkungsweise und seine Ausprägungen 
zu untersuchen, soll helfen, die vielfältigen Fallstricke zu umge¬ 
hen, die bei der Beschäftigung damit lauem. 

Um rechtzeitige Anmeldung wird gebeten. Die Anreise kann 
bereits Freitag zwischen 17.00 und 22.00 Uhr erfolgen. Beginn 
Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 14.00 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25,- €. Ab 
Freitag 30,- €. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreis oder 
Bezirk abklären. 

Weitere Informationen und Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 
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Falscher Hauptfeind 

Betr.: „G7 gegen den Rest der Welt“ 
von Walter Listl und Leo Mayer in der 
UZ vom 5. Juni 2015, Seite 1 

Im gemeinsamen Aufruf von DKP 
und SDAJ gegen den G7-Gipfel wird 
festgestellt: „Wenn sich die imperi¬ 
alistischen Zentren der Welt zusam¬ 
menschließen und gemeinsame Ziele 
ausarbeiten, so ist das ein Angriff auf 
Lohnabhängige, Arbeitslose, Jugendli¬ 
che und Rentnerlnnen in diesem Land 
wie auch weltweit“. Klar wird dabei auf 
das Interesse des deutschen Imperia¬ 
lismus verwiesen, welcher den Gipfel 
unter der Parole „Die Welt mitgestal¬ 
ten“ austragen durfte. Hingegen titelt 
die letzte UZ mit einem Leitartikel, in 
welchem ohne erkennbaren Sinn die 
griechische SYRIZA gegen G7 ins 
Feld geführt wird und als Hauptfeind 
NATO und USA bestimmt werden. 
Dass eben diese USA als stärkstes im¬ 
perialistisches Zentrum einer aktiven 
Bekämpfung bedürfen sei nicht ange- 
zweifelt, dass das jedoch durch eine 
scheinbar angestrebte Demokratisie¬ 
rung des imperialistischen Theaters 
funktioniert hingegen schon. Ange¬ 
prangert wird, die G7 „repräsentieren 
längst nicht mehr die sieben stärksten 
Volkswirtschaften“. Wäre es denn bes¬ 
ser, wenn stattdessen andere Staaten 
Weltregierung spielen? Sollen sich 
die G7 nun aufgrund wirklicher Wirt¬ 
schaftsleistung zusammensetzen? Wel¬ 
che Interessen verbinden wir damit als 
Kommunisten? Die Parole, mit der wir 
als DKP und SDAJ in die G7-Protes- 
te gegangen sind, war doch eine ande¬ 
re: „Internationale Solidarität heißt 
Kampf gegen den deutschen Imperia¬ 
lismus!“, stand auf unserem Fronttrans¬ 
parent des gemeinsamen Blocks von 
DKP und SDAJ. 

Von den beiden Autoren Mayer und 
Listl konnte ich einen auf der Demons¬ 
tration in Garmisch sichten: Walter 
Listl lief nicht im Block unserer Partei, 
sondern v. a. unter der Fahne des Ver¬ 
eins „Marxistische Linke“ in der Demo 
mit. Verständlich, schließlich hatten der 
Münchner Kreisvorstand und der süd¬ 
bayerische Bezirksvorstand - denen 
jeweils die beiden Autoren Vorsitzen - 
in ihrem monatlich erscheinenden 
„Rundbrief“ nicht einmal den Termin 
der Großdemonstration gegen G7 in 
Garmisch-Partenkirchen erwähnt, ge¬ 
schweige denn zur Teilnahme an die¬ 
ser aufgerufen. Und die bundesweiten 
Aufrufe und Beschlüsse unserer Partei 
werden von beiden ja erklärtermaßen 
ignoriert. Dass die UZ den Leitarti¬ 
kel von ausgerechnet Mayer/Listl ab¬ 
gedruckt hat, bot nicht nur künstliche 
Präsenz der beiden in Garmisch, son¬ 


dern steht nicht im Verhältnis zu den 
aktiven Kommunistinnen in München, 
welche über Monate diese Demons¬ 
tration vorbereitet hatten, sich allen 
Spaltungstendenzen entgegengestellt 
haben, einen starken Demonstrations¬ 
block am Donnerstag in München und 
erst recht am Samstag in GAP auf die 
Beine gestellt haben und eben dahin 
über sechs Reisebusse mit Demons¬ 
tranten gefüllt haben. 

Max Matthes, Frankfurt 

Anmerkung der Redaktion: Im „ Rund¬ 
brief u der DKP München vom Mai 2015 
werden die Termine der Aktionen in 
Garmisch-Partenkirchen genannt. 

Linke gut aufgestellt? 

Betr.: „Die Bürgerschaftswahlen in 
Bremen am 10. Mai 2015“ von Armin 
Fuchs in der UZ vom 12. Juni 2015, 
Seite 12 

In der UZ vom 12. Juni nimmt der 
Genosse Fuchs eine äußerst interes¬ 
sante Nachbetrachtung der Bürger¬ 
schaftswahlen in Bremen vor. Sowohl 
die parlamentarischen Aspekte dieser 
Wahl als auch die außerparlamentari¬ 
sche Situation wird darin erörtert. Ge¬ 
lungen finde ich, dass in dem Beitrag 
die sozialen Widersprüche dieser Stadt 
und ihre Auswirkungen sehr plastisch 
beschrieben werden. 

In seinem Ausblick spricht Genos¬ 
se Fuchs davon, dass „die Linke außer¬ 
halb des Parlaments relativ gut aufge¬ 
stellt“ sei. Schön. Auch nach mehrma¬ 
ligem Lesen des Artikels kann ich die 
drei Buchstaben DKP nicht entdecken 
und das wirft für mich Fragen auf: Wen 
meint denn Genosse Fuchs mit „gut 
aufgestellten Linken“? Aus welchen 
Gründen gab es keine Kandidatur der 
DKP, bzw. welche Wahlempfehlung gab 
es von Seiten der DKP? Auch wenn die 
Analyse der Bremer Wahl sehr tief¬ 
gründig erscheint: Die eigenständige 
Position der Kommunisten ist dadurch 
nicht überflüssig. 

Randolph Oechslein, Hof 

Es geht um die 
Produktionsmittel 

Betrifft: Debatte über die 
Mitgliedschaft in der ELP 

Die ELP ist fraglos unser Bündnispart¬ 
ner und kann es auf vielen linken Po¬ 
litikfeldern mit uns gemeinsam sein. 
Genauso wissen wir, dass sich unse¬ 
re Ansichten in wesentlichen Fragen 
auch unterscheiden. Was sollte uns aber 
zwingen und warum sollte es entschei¬ 
dend sein für unsere Politik, Mitglied 
der ELP zu sein? Hier haben wir in der 


Partei viele Jahre Differenzen und was 
sollte überzeugen, nur als Mitglied Ein¬ 
fluss zu haben? Naheliegender ist, als 
Mitglied in der ELP-Partei gehen wir 
in unserem Grundverständnis unter. 
Als Bündnispartner, so wir anerkannt 
werden, können wir eher etwas schie¬ 
ben, einbringen und vielleicht weniger 
in Konsenssuppe schwimmen. Die Mei¬ 
nung hat sich mir bestätigt, als ich im 
Info-Blatt der ELP gelesen habe, was 
Manolis Glezos in einem Beitrag u.a. 
ELP-Mitgliedern zu verstehen gege¬ 
ben hat. Den verwaschenen und fast 
bittenden Forderungen von Gewerk¬ 
schaften, mitgetragen von Linken, ent¬ 
gegnet er: Es geht doch um die Macht, 
um die Produktionsmittel. Die Autorin 
des Beitrags fragt dann, woher er die¬ 
se „anarchistische Grundsätzlichkeit“ 
nehme. 

Genau da sind wir am Punkt. Sind 
wir denn Anarchisten, allein wenn wir 
von grundsätzlichen Zielen nicht ab¬ 
gehen, sie aussprechen, ohne die wir 
letztlich in allgemeinstem linkem La¬ 
rifari aufgehen und uns freuen, wenn 
Klassenfeinde (die gibt es tatsächlich!) 
uns gnädigst einen guten Weg zur Re¬ 
gierungsfähigkeit bescheinigen? Da ist 
es überhaupt nicht die Frage, ob die 
Machtfrage heute oder gleich morgen 
steht oder erkennbar ist. 

Wenn ich mich recht erinnere war 
es Lenin, der Geduld die wichtigste Ei¬ 
genschaft eines Revolutionärs nannte. 
Niemand muss Revolution mit drei R 
täglich buchstabieren, aber bewahren 
und weiter lernen müssen wir in die¬ 
sem Sinne. Hört ihr denn nicht das 
Klopfen an der Tür, fragte Manolis, 
dessen Name mir ein Begriff ist, seit 
ich die ersten Schuljahre in der DDR 
besuchte. Es mit diesem Kommunisten 
zu halten, auf seine Erfahrung zu ver¬ 
trauen, das kann für uns, unsere Par¬ 
tei nicht falsch sein. Ja, die Einheit un¬ 
serer Partei muss in der Debatte vor 
dem Parteitag wieder fester werden. 
Wird sie das, dann verstehen uns auch 
die Mitglieder unserer Partei wieder, 
wenden sich nicht ab von den endlosen 
Streitereien, und vor allem bekommen 
wir wieder ein Gesicht, mit dem wir 
wirklich jungen Menschen gegenüber 
glaubhaft und vielleicht anziehender 
werden als es im derzeitigen Zustand 
der Fall ist. 

Roland Winkler ; per e-Mail 

Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Frankfurt/Main: „Faschisten blockieren - 
Naziarufmarsch verhindern!“ Faschisten aus 
der PEGIDA-Bewegung, Neonazis und rech¬ 
te Hooligans wollen unter dem Deckmantel 
„gegen islamischen und linken Faschismus“ 
aufmarschieren. Antifaschisten sagen: Die 
Faschisten dürfen in Frankfurt keinen Fuß 
auf den Boden bekommen! Treffpunkt: „Kai¬ 
sersack“ gegenüber HBF, 9.00 Uhr. 


SA ★ 20 . JUNI 


Dortmund: Hoeschparkfest. Helfer für den 
Stand der DKP werden gebraucht. 12.00 Uhr 
bis 19.00 Uhr. 


SO ★ 21 . JUNI 


Nürnberg: „Der Rat der Götter“, roter Film¬ 
abend. Rotes Zentrum, Reichsstraße 8, 
17.00 Uhr. 


Dl ★ 23 . JUNI 


Recklinghausen: „Europa - eine friedli¬ 
che Festung?“ Diskussionsveranstaltung 
der DKP mit Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP Ladenlokal Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Troisdorf: „Literatur trifft Politik“. Autoren¬ 
lesung des 0V Troisdorf der Partei „Die Lin¬ 
ke“ und der Fraktion „Die Linke“ im Rat der 
Stadt mit Erasmus Schöfer. Kurdisches Kul¬ 
turcafe, Wilhelm-Hamacher-Straße 25 (an 
der Galerie), 19.00 Uhr. 


Ml ★ 24 . JUNI 


Röthenbach/Pegnitz: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP Nürnberger Land. Der Bezirks¬ 
vorsitzende Gustl Ballin informiert über die 
Ergebnisse der Bezirksdelegiertenkonferenz 
und die Vorbereitung zum 21. Parteitag der 
DKP Floraheim, 19.00 Uhr._ 

Stadtlohn: Bildungsabend der DKP im Kreis 
Borken, Parteiraum beiTenbusch.Vredener- 
straße 54,19.15 Uhr. 


DO ★ 25 . JUNI 


Dortmund: Mitgliederversammlung der DKP, 
Fortsetzung der Diskussion über den Leitan¬ 
trag zum 21. Parteitag mit Lucas Zeise. Z, 
Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 


SA ★ 27 . JUNI 


Hof (Saale): „Charakter und Rolle der DKP 
als revolutionäre Partei der Arbeiterklasse“; 
Bildungsveranstaltung der DKP Oberfranken. 
Genossenschaftsheim, 11.00 Uhr. 


Dl H 30 . JUNI 


Aachen: „TTIP—Widerstand ist nötig!“ DKP- 
Stammtisch. Gaststätte „Zum neuen Eck“, 
Adalbertsteinweg 238,19.00 Uhr. 


Ml ★ 1 . JULI 


Hamburg: „Filmvorführung: Lauffeu¬ 
er - Eine Tragödie zerreißt Odessa“ (D 


2015, 45 min.) in Anwesenheit des Regis¬ 
seurs Marco Benson, Berlin. Kino 3001, 
Schanzenstraße 75 (Hof), 19.00 Uhr. 
Der Dokumentarfilm „Lauffeuer - Eine Tra¬ 
gödie zerreißt Odessa“ zu Beginn des ukra¬ 
inischen Bürgerkrieges (Deutschland 2015) 
zeichnet die Ereignisse des Massakers im 
Gewerkschaftshaus von Odessa am 2. Mai 
2014 nach. Damals flüchtet sich eine Grup¬ 
pe regierungskritischer Aktivistinnen nach 
heftigen Auseinandersetzungen mit An¬ 
hängern des Euro-Maidan in das Gewerk¬ 
schaftshaus. Sie verbarrikadieren Fenster 
und Türen, um sich zu schützen. Als die An¬ 
greifer anfangen, Molotow-Cocktails auf das 
Gebäude zu werfen, ist die Lage nicht mehr 
zu retten. Das Gebäude fängt Feuer, über 48 
Menschen sterben._ 

Marburg: „Deutschlands Rüstungsex¬ 
port - in wessen Interesse?“ Diskussi¬ 
onsveranstaltung der DKP Marburg-Bie¬ 
denkopf und SDAJ Marburg-Gießen mit 
Johannes Maria Becker. DGB-Haus, Käte- 
Dinnebier-Saal, Bahnhofstraße 6,19.30 Uhr. 
Dr. Johannes Maria Becker ist Politikwissen¬ 
schaftler und Friedens- und Konfliktforscher. 
Er ist Mitbegründer und Geschäftsführer des 
Zentrums für Konfliktforschung an der Phi¬ 
lipps-Universität Marburg. 


KULTURTIPP 


Open Air im Volkspark 

Bruno Bachem spielt „Madoffs 
Traum“ von Dominique Manotti. 
Sonntag, 21 . Juni 2015 , 13.00 Uhr 
im Volkspark-Heckentheater, 
Nansenstraße 84 , Hamburg-Altona. 
Eintritt frei, 

Infos unter unsertheater.com 


Termine der Karl-Liebknecht- 
Schule der DKP 

Sa. 20 ./S 0 . 21 . Juni 2015 
Nation und Nationalismus 
Referent: Jürgen Lloyd 
Weitere Informationen und 
Anmeldung unter 
www.karl-liebknecht-schule.org 


Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören 
auch in die UZ! Bitte so schnell wie 
möglich, spätestens am Freitag eine 
Woche vor dem Erscheinungstermin 
der entsprechenden Ausgabe der UZ, 
möglichst auch mit Angabe des The¬ 
mas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ helfen der UZ 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 



Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 


□ 


□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3-Monats-Abo (bitte ankreuzen) 


Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 

□ 



Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 


Straße, Nr. 


KTO / IBAN 


PLZ, Ort 


BLZ / BIC 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 

Vom 6. bis 12. Juni 


Angela und Mumia 


Postkarten Aktion 2.0 

„Eine Million Rosen für Angela Da¬ 
vis“, schickten Anfang der 1970er Jah¬ 
re ganze Schulklassen aus der DDR 
per Postkarte der in den USA aus fa¬ 
denscheinigen Gründen inhaftierten 
und von der Todesstrafe bedrohten 
Black-Panther-Aktivistin. Die Post¬ 
karten mit Rosenmotiven wurden ihr 
Körbe weise in die Zelle gebracht. An 
diese Wäschekörbe voller Postkarten 
aus der DDR erinnert sie sich noch 
heute gern und oft. 

Im Jahre 1970 versuchte der Bru¬ 
der eines inhaftierten Black-Panther- 
Aktivisten diesen im Rahmen einer 
Gerichtsverhandlung zu befreien - mit 
einer Waffe, die auf den Namen An¬ 
gela Davis gekauft wurde. Obwohl sie 
selbst überhaupt nicht im Gerichtssaal 
anwesend war, wurde sie wegen des 
Vorwurfs „Unterstützung des Terro¬ 
rismus“ angeklagt. Das FBI setzte sie 
auf die Liste der „zehn meist gesuch¬ 
ten Verbrecher“ der USA. Sie wurde 
verhaftet, und ihr drohte der Tod auf 
dem elektrischen Stuhl. Am 4. Juni 
1972 wurde sie von allen Anklage¬ 
punkten frei gesprochen. Im Dezem¬ 
ber 1972 folgte sie einer Einladung in 
die DDR, wo sie von Erich Honecker 
empfangen wurde. 

Diese symbolischen Rosengrüße 
will sie nun zurück geben. Und zwar 
an den seit 1981 inhaftierten Journa¬ 
listen Mumia Abu-Jamal. Der wurde in 
der Nacht vom 8. auf den 9. Dezember 
schwer verletzt in Philadelphia verhaf¬ 
tet, weil er den Polizisten Daniel Faul- 
kner erschossen haben sollte. In einem 
ähnlich fadenscheinigen Prozess wie 
dem gegen Angela Davis wurde er im 
Sommer 1982 zum Tode verurteilt. Fast 
auf den Tag genau 30 Jahre lang drohte 
ihm die Exekution. Am 7. Dezember 
2011 wurde die Todesstrafe endgültig 
in lebenslange Haft umgewandelt. Wo¬ 
bei lebenslang tatsächlich bis zum Tode 
bedeutet. Die Tatsache, dass die Ge¬ 
genseite, die Staatsanwaltschaft Phila¬ 
delphia, auf weitere juristische Schritte 
gegen die Umwandlung in lebenslange 
Haft verzichtete, kommt einem Einge¬ 
ständnis seiner Unschuld gleich. Hätte 
sie die juristischen Möglichkeiten aus¬ 
schöpfen wollen, hätte das Verfahren 
quasi neu aufgerollt werden müssen. 
Dann hätte Mumia laut Aussage seines 
ehemaligen Anwalts Robert R. Bryan 
ganz zweifelsfrei seine Unschuld be¬ 
weisen können. 


Dear Governor Tom Wolf - 
I Asse You to Grant Freedom to 
Mumia Abu-Jamal* NOW* 

Name 

Straße 


Stadt 

Unterschrift 

GERMANY 

Flood the Governor - with 
Freedom Pqstcards for Mumia ! 

Calling for Action: 
Prof. Angela Y. Davis 
Berkeley, USA 


Als Radio-Reporter hatte er sich 
schwerpunktmäßig mit rassistischer 
Polizeigewalt beschäftigt, und dabei 
auch die Namen der Verantwortlichen 
öffentlich genannt. Das brachte Politi¬ 
ker und den Polizeipräsidenten gegen 
ihn auf. Die einzige logische Erklä¬ 
rung für die Verhaftung, die konstru¬ 
ierte Anklage und den manipulierten 
Prozess jedenfalls ist, dass die herr¬ 
schende Elite Philadelphias den mit 
mehreren Medienpreisen ausgezeich¬ 
neten Journalisten, der sich als „Stim¬ 
me der Unterdrückten“ einen Namen 
gemacht hatte, zum Schweigen brin¬ 
gen wollte. 

Das ist allerdings nur suboptimal 
gelungen: war Mumia Abu-Jamal 
eine lokale und in der schwarzen Be¬ 
wegung überregional bekannte Be¬ 
rühmtheit, genießt er heute als Buch¬ 
autor und Kolumnist weltweites Re¬ 
nommee. 

Trotzdem ist und bleibt er inhaf¬ 
tiert. 30 Jahre Haft, davon die meisten 
in einem unterirdischen Bunker ohne 
jedes Tageslicht, haben ihre Spuren 
hinterlassen: Mumia ist schwer ge¬ 
sundheitlich angeschlagen, und ihm 
wird eine adäquate Behandlung ex¬ 
terner Ärzte seiner Wahl verweigert. 
Seine Angehörigen, das Anwaltsteam 
und Unterstützende weltweit fordern 
daher die sofortige Entlassung aus hu¬ 
manitären Gründen. 

Mit ihrer Postkarten-Aktion, die 
sie als Hommage an die herausragen¬ 
de Welle der Solidarität, die sie einst 
selbst erfahren konnte, von Berlin aus 
startete, stellt sich Angela Davis nun 
(zumindest vorübergehend) an die 
Spitze dieser Bewegung. Adressat ist 
Tom Wolf, Gouverneur von Pennsyl¬ 
vania, der so aufgefordert werden soll, 
Mumia sofort aus der Haft zu entlas¬ 
sen. 

„,Eine Million Rosen für Angela 4 
begann in Berlin - und von Berlin aus 
beginnen wir jetzt unsere neue Kam¬ 
pagne“, so Davis zur Begründung. „Ich 
bitte euch: Gestaltet und schreibt Post¬ 
karten an Gouverneur Wolf - schreibt 
sie zentnerweise und fordert: Freiheit 
für Mumia Abu-Jamal - JETZT!“ 

Birgit Gärtner 

Infos zur Postkarten-Aktion: http:// 
bring-mumia-home.de/Schreibt_Post- 
karten.html r 


i 

£ To 

Governor Tom Wolf 
s 508 Main Capitol Building 

jjj Harrisburg, PA 17120 

| 

I USA 


Dienstag 

Heute weiß unsere Kampfpresse zu ver¬ 
melden, dass der griechische Ministerprä¬ 
sident Tsipras nun auch „Ärger“ mit sei¬ 
nem „letzten Freund“ EU-Kommissions- 
Präsident Jean-Claude Juncker hat; der ist 
bekanntlich nach allen Seiten offen, vor 
allem wohl, wenn es um die Kassierung 
von Bestechungsgeldern geht. Auf solche 
Freunde kann Tsipras getrost verzichten, 
solange er und das griechische Volk auch 
sonst Feinde genug haben. 

Mittwoch 

Über James Last wäre vieles zu sagen. 
Hier etwas Gutes, das viele nicht wissen. 
1967 brachten Last und seine Plattenfir¬ 
ma Polydor die erste vollständige Schall¬ 
plattenaufnahme von Brechts Dreigro¬ 
schenoper auf den Markt. 

Franz-Josef Degenhardt gab den 
Moritatensänger, Hanne Wieder (her¬ 
vorragend) die Seeräuber-Jenny, Helmut 
Qualtinger und Berta Drews das Ehepaar 
Peachum. Hannes Messemer sang den 
Macheath weniger, als dass er ihn sprach - 
sprechen konnte er. Der verblichene Last 
war verantwortlich für die Arrangements, 
Geschmackssache. Mit von der Darstel¬ 
ler-Partie waren noch Karin Baal (Pol- 
ly), Hans Clarin, Martin Held und Karl- 


Das Verbot eines Fanclubs 

Der BVB hat seit langem ein Problem. 
Das quietschgelbe Logo des Vereins 
hat braune Flecken, die sich einfach 
nicht entfernen lassen wollen. Seit An¬ 
fang der 80er die sogenannte „Borus¬ 
senfront“ um „SS Sigi“ ihr Unheil trieb, 
sind diese Flecken mal mehr, mal we¬ 
niger sichtbar - verschwunden sind sie 
zu keiner Zeit. Die „Front“ ist alt ge¬ 
worden, zudem sind fast alle Mitglie¬ 
der mit Stadionverbot belegt. Aber 
ihre „Arbeit“ hat Spuren hinterlassen, 
Nachahmer sind nachgewachsen und 
tummeln sich in zweifelhaften bis klar 
rechten Fangruppierungen („Despe¬ 
rados“ bzw „Northside“). Querverbin¬ 
dungen zu Neonazis der sogenannten 
Partei „Die Rechte“ bestehen völlig of¬ 
fen, mitten im Stadion werden rechts¬ 
radikale Banner enthüllt („Solidarität 
mit dem NWDO“ - Nationaler Wider¬ 
stand Dortmund), linke und anders 
denkende Fans werden auf der Tribü¬ 
ne angegangen, nicht selten mit bruta¬ 
ler Gewalt. 

Der BvB hat lange weggeschaut 
und verharmlost, sicherlich auch aus 
Angst um sein Image als populärer 
Verein (Slogan: „Echte Liebe“). Erst 
Ende 2011 begann die Vereinsführung 
umzudenken - die Entrollung des 
Transparentes des NWDO ließ nicht 
mehr zu das Problem der Rechtsradi¬ 
kalen im Stadion einfach zu leugnen. 
2013 erreichte bei einem Spiel des BVB 
in Donezk die rechte Gewalt ihren vor¬ 
läufigen Höhepunkt: der Fanbeauftrag¬ 
te des Vereins wurde von Rechtsradika¬ 
len aufs übelste zusammengeschlagen. 

Seitdem ist einiges passiert, ne¬ 
ben Stadionverboten wurde ver¬ 
schiedene rechte Markenkleidung 
ebenso verboten wie das Tragen von 
„Borussenfront“-Utensilien. Plakate 
mit Jürgen Klopp („Nie wieder! Gegen 
Rassismus, Fremdenfeindlichkeit und 
Diskriminierung im Fussball“) zierten 
die Stadt und aktuell liegen in fast jeder 
Kneipe der Stadt schwarzgelbe Bierde¬ 
ckel auf den Tischen und Tresen mit der 
Aufschrift „Kein Bier für Rassisten“ - 
eine Initiative der BVB-Fanabteilung. 
Dass klingt eher niedlich, wird aber von 
großen Teilen der Fans und auch den 
übrigen Dortmundern beachtet und 
honoriert. 

Gerade jetzt hat der Verein einem 
kompletten Fanclub die Lizenz entzo¬ 
gen. Damit verlieren die Mitglieder - 
und zwar alle - Privilegien wie erleich¬ 
terten Zugang zu Eintrittskarten, Nut¬ 
zung des BVB-Logos und anderes. De 
facto gilt der Fanclub damit als auf¬ 
gelöst, die betreffende Homepage ist 
bereits abgeschaltet. Der betroffene 
Fanclub „Borsig Borussen“ stellt sich 


Heinz Kopeke; späterer Mr. Tagesschau 
und Tagesthemen-Raschler aus Passion. 

In der DDR gab es eine Schallplatte 
nur mit den Songs, kostet heute knapp 25 
Euro im Internethandel. Wer den ganzen 
Spass auf Vinyl haben will, muss bis zu 
150 Euro berappen, CDs sind deutlich bil¬ 
liger, Downloads auch. 

Donnerstag 

Zu hohe Mieten oder Energiekosten, arm, 
obdachlos und krank? Bald kein Prob¬ 
lem mehr, dank google sidewalk labs. 
Die Geschäftsidee: Das Stadtleben soll 
sich für jeden verbessern. Geschäftsfüh¬ 
rer Dan Doctoroffwill neue Technologien 
ausbrüten und sagt „ Wir stehen am Be¬ 
ginn einer historischen Umwandlung in 
den Städten.“ Na, dann surft mal schön, 
ihr Armen, Kranken und Hungernden. 
Google wird es richten, ganz umsonst. 

Freitag 

Dominique Gaston Andre Strauss-Kahn 
war einst ein Polit-Star der Sozialisti¬ 
schen Partei Frankreichs, heute wird er 
freigesprochen ein Zuhälter zu sein - 
mangels Beweisen. Im Mai 2011 wurde 
er in New York als amtierender Direk¬ 
tor des Internationalen Währungsfonds 
festgenommen, weil er ein Zimmermäd- 


dumm: Ein Ansprechpartner bestätig¬ 
te gegenüber der WAZ (Westdeutsche 
Allgemeine Zeitung) den Erhalt des 
Schreibens. Außerdem räumte er ein, 
dass drei Personen aus ihren Reihen an 
dem Neonazi-Aufmarsch teilgenom¬ 
men hätten. Dort seien sie allerdings 
privat und nicht als Fanclub unterwegs 
gewesen. „Das war blöd und wir haben 
uns entschuldigt“, gibt der „Borsig Bo¬ 
russe“ zu. 

Alles ganz harmlos, nur ein bisschen 
blöd? Es braucht nicht lange, nur drei 
Klicks auf „facebook“ um den Anmel¬ 
der der Seite der „Borsig Borussen“ he¬ 
rauszufinden, einen gewissen „M. Kubi- 
ak“. Der postete fröhlich am 22. März 
dieses Jahres eine Veranstaltung der 
„Rechten“ und schrieb davor zum 
Thema Flüchtlinge: „Langsam glaube 
ich, ich bin im falschen Film. Mal sehn 


chen vergewaltigt haben sollte. Das stellte 
sich als unwahr heraus. Gleichwohl wur¬ 
de Strauss-Kahn‘s flottes Sexualleben in 
epischer Breite durch die Gazetten und 
vor die Gerichte gezerrt. Heute sind seine 
Karriere und Reputation vernichtet. 2010 
war er der aussichtsreichste Kandidat 
des Linksbündnisses für die Präsident¬ 
schaftswahl, die dann - statt ihm - Hol¬ 
lande gewann. Außerdem hatte er eigene 
Vorstellungen über die Rolle des IWF in 
der Krise. 

Mitleid muss man mit jemandem, der 
immer auf der herrschenden Seite ge¬ 
spielt hat und dafür gut bezahlt wurde, 
nicht haben. Sein Aufstieg und Fall sind 
aber sichtbarer Ausweis der Inhumanität 
seiner Kaste, die sich vornehmlich gegen 
die arbeitenden Menschen, genau so skru¬ 
pellos aber auch gegen Außenseiter in den 
eigenen Reihen richtet. 

Statt eines Spendenkontos hier 
Strauss-Kahn's aktuelle Geldquellen:Seit 
Mai 2013 ist er Mitglied im Strategieaus¬ 
schuss der neu gegründeten National Cre¬ 
dit Bank (NCB) im Südsudan. Seit Juli 
2013 im Aufsichtsrat der Russian Regio¬ 
nal Development Bank, Tochterunterneh¬ 
men des staatlichen Ölkonzerns Rosneft. 
(It. wikipedia). So ganz geht man eben nie. 

Adi Reiher 


was noch alles kommt und zugelassen 
wird in Deutschland was schon kein 
Deutschland ist“ (Schreibfehler über¬ 
nommen). 

Alles also richtig gemacht, BVB, 
aber: Weiter so, das kann nur ein An¬ 
fang sein. Rassistisches, fremdenfeind¬ 
liches, auch homophobes Verhalten hat 
im Stadion nichts zu suchen, genauso 
wenig wie überall sonst. Und dass sol¬ 
che Treffer landen, zeigt sich auf der 
Homepage der „Rechten“. Von „Un¬ 
glaublicher Willkür“ wird da gefaselt 
und weiter: „In eklatanter Form wer¬ 
den die Grundrechte auf Meinungs¬ 
und Versammlungsfreiheit von den 
Vereinsverantwortlichen mit Füßen 
getreten“. 

Nur: Rassismus/Faschismus ist kei¬ 
ne Meinung, sondern ein Verbrechen! 
Im Stadion und überall. Frank P. 


Der rote Kanal 


Die Architekten, DDR 1990 

In keinem anderen DEFA-Spielfilm 
äußert sich die Kritik am Sozialis¬ 
mus in so offener und schonungsloser 
Art und Weise. Die Berliner Zeitung 
schrieb: „Der Film tut so, als hätte man 
sie nur machen lassen müssen und al¬ 
les wäre in Butter. (...) Man hat es sich 
zu leicht gemacht: Weder die Situati¬ 
on der Architekten oder der Antiar¬ 
chitekten sind psychologisch gründlich 
genug erfasst und erfühlt. Mut allein 
aber kann schon nicht mehr honoriert 
werden. 44 

Mo., 22.6., 23.40-1.30 Uhr, mdr 

Falciani und der Bankenskandal, 

D 2014 

Der investigative Dokumentarfilm ist 
ein Finanz- und Polit-Thriller rund um 


die Story des Whistleblowers Herve 
Falciani. Der ehemalige HSBC-Mit- 
arbeiter spielte Frankreich im Jahr 
2008 Daten von über 100 000 priva¬ 
ten Nummernkonten zu. Sie halfen, 
europaweit Steuerhinterziehungen in 
Milliardenhöhe aufzudecken. 

Di., 23.6., 20.15-21.45 Uhr, arte 

Die Piroge - Boot der 
Hoffnung, Sen/F 2012 

Zwischen 2005 und 2010 haben etwa 
30 000 Westafrikaner versucht über 
das Meer zu den Kanarischen Inseln 
zu gelangen - jeder sechste kam dabei 
ums Leben. Toures Spielfilm zeigt Ri¬ 
siko und Dramatik der Überfahrt der 
30 Flüchtlinge in der Piroge - einem 
kleinen offenen Fischerboot. 

Mi., 24.6., 20.15-21.40 Uhr, arte 


80 Cent 

FREE MUMIA 


Borussia Dortmund und die Rechten 



Es geht auch anders - BVB Fans gegen Rechts! 




p Governor Tom Wolf, 

! 33 years in prlson. nearly 29 of 
of punishment to me. More than 
Mumia Abu-JamaL prisoner 

SO - please pardon him. 

Further - he migfrt wetl be innocent 
SO - after so many years, 

New he is life-threatflningly ilt. 
PLEASE atlow him to go hörne. 


A 


;ffi A 

_ ^Ja wal 


ffljnnocetttiito 




them in a tiny cell cm death row. sourids llke a lot 
any person should be living through, atiually. 
#AM 3335 , wem through that ordeal. 

and he never got a fair triaL 

please set him free. 


NOW. 


m pmz 

edom to Mumia 


LMUMIA 

Abu- 

"Jamal 


iS INN0CENT 


NO Executiom 
NO Life Sentence! 


limimia 
Abu- 
^Jama! 

NO Executionl 

NÖ Ufe Sentencel 

























